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Editorial

Den Zerfall des Sozialismus in Osteuropa hatten die Ideologen der Markt-
wirtschaft als Beweis für die Überlegenheit des von ihnen propagierten Ge-
sellschaftssystems bejubelt. Die liberalistische Wirtschaftsordnung, behaup-
teten sie, garantiere Wohlstand und Freiheit, jeder könne im pursuit ofhappi-
ness, dem Streben nach Glück, seine Individualität verwirklichen, wie er wol-
le, die Auffassung von der Klassenstruktur der Gesellschaft und vom Klassen-
kampf als Folge von Unterdrückung und Ausbeutung sei überholt und wi-
derlegt.

Noch ist kein Jahrzehnt seit der sogenannten <Wende> vergangen, da haben
sich diese Erwartungen als illusionär erwiesen. Während die großen, multi-
nationalen expandierenden Konzerne immer höhere Profite ausweisen und
immer mehr Kapital in Fusionen oder die Übernahme anderer Betriebe inve-
stieren, nimmt die Zahl der Arbeitslosen weiter zu, verelenden weite Teile der
<dritten> Welt, werden über die ganze Welt hin mörderische Regionalkriege
geführt, wird der Sozialstandard in den Metropolen zurückgedrängt und da-
mit der großen Mehrheit der Menschen der Anteil am wachsenden Wohl-
stand versagt. Der Bericht der OECD vom Mai 1997 zuhanden der Tagung
des Ministerrats stellt eine zunehmend strukturell bedingte, konjunkturunab-
hängige Arbeitslosigkeit in Europa fest, die in Ländern wie Deutschland,
Frankreich und Italien schon 10%, in Spanien gar den Höchststand von 20%
überschritten habe, ohne daß eine Änderung dieser Tendenz abzusehen sei.

Ein Wirtschaftssystem, das nicht mehr in der Lage ist, die Produktivität der
Arbeit in Lebensqualität der Menschen umzusetzen, unterliegt dem angeblich
verschwundenen Widerspruch zwischen Lohnarbeit und Kapital. So braucht
es nicht zu verwundern, daß heute die Klassentheorie wieder diskutiert wird.
Wenn die Wortführer der Kapitalmacht sich dagegen auf die ideologischen
Schemata des Liberalismus einer vergangenen Epoche berufen, obwohl sie
ganz anders handeln, so deutet das auf eine theoretische Schwäche und deren
Verschleierung. Dasselbe gilt für keynesianische Modelle, die als Reformpro-
gramme angeboten werden. Es ist darum wohl nicht unangebracht, über an-
dere Konzepte der politischen Ökonomie nachzudenken, das heißt, wieder
Vorstellungen vom Sozialismus ins Spiel ZU bringen und die gemachten Er-
fahrungen zu reflektieren.

Die Diskussion ist in den Gewerkschaften und in der politischen Linken in
Gang gekommen. Das vorliegende Heft von Topos soll dazu einige Beiträge
liefern. Fragen müssen gestellt, Mißverständnisse ausgeräumt, Begriffe geklärt
werden. Das wird eine langwierige Aufgabe sein, auf die immer wieder zu-
rückzukommen ist.
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Ulrich Huar

Die Entdeckung der Politischen Ökonomie des Sozialismus.
Zur ökonomischen Diskussion in den zwanziger und dreißiger Jahren

Why reflection of the economic discussion in the Soviel Union in the twen-
ties and thirties of our Century, if Socialism has collapsed? But is a defeat of
the european socialism really the end of socialism? Does it mean, that the
theory was false? If the human civilisation shall not be destroyed, the present
state of society must be throughly changed into a higher state of social order.
For a new start in creation of a socialist society, the results of the scientific
discussion on political economy in the Soviet Union appears to be useful. In
the twenties and thirties soviet economists have elaborated a new branch of
marxistic political economy, the political economy of socialism, äs a relatively
independent branch of the marxistic theory in the whole. The elaboration of
the political economy of socialism was very narrow connected with the eco-
nomic politics of the CPSU and the Soviet State. When the CPSU could de-
velop the Soviet Union from an economic backward country into a world-
power, which dominated the 20th Century, the soviet economists have a
meaningful share in it. Of course, not all problems of a socialist economy
could be solved in these years. There were errors in searching for the right an-
swer on complicated questions of a society in transition from capitalism to
socialism. However, not the errors are of importance, but the cognition of
laws of the socialist economy.

1. Warum eine Reflexion der wissenschaftlichen Diskussion über Poli-
tische Ökonomie des Sozialismus?

Wenn der Sozialismus <gescheitert> ist, dann ist auch die Politische Ökonomie
des Sozialismus gescheitert, dann ist sie keine Wissenschaft gewesen und dann
hat es auch keine ökonomischen Gesetze des Sozialismus gegeben. Eine wis-
senschaftliche Untersuchung würde sich damit erübrigen.

Die Niederlage einer Revolution bedeutet nicht, daß die Theorie falsch
war. Solche Auffassungen gab es schon einmal nach der Niederlage ücT fUSSJ"
sehen Revolution von 1905. Zwischen Theorie und Politik, theoretischen
Auffassungen und politisch Handelnden bestehen zwar Zusammenhänge,
aber keine Identität. Allerdings können die politisch Handelnden sich von ei-
ner, die objektive Realität im wesentlichen adäquat reflektierenden wissen-

Topos 9, © Aisthesis Verlag, 1997, ISSN 0943-1810, ISBN 3-89528-186-7



_12 Ulrich Huar

schaftlichen Theorie lösen, sie mißachten, voluntaristisch interpretieren oder
auch <verbessern>, wobei dann die Niederlage einer Revolution als <Kriterium>
genommen wird, um die Theorie als falsch zu verwerfen, was ja durch die
<Praxis> bewiesen sei. Nun ist das mit dem <Scheitern> des Sozialismus aber so
eine Sache. Zunächst existieren Übergangsgesellschaften vom Kapitalismus
zum Sozialismus - und zwar heute noch in der Volksrepublik China, in Viet-
nam, in der Koreanischen Demokratischen Volksrepublik und in Kuba -, die
bis jetzt den mannigfaltigen Destabilisierungsversuchen der internationalen
Konterrevolution standgehalten und zum Teil bedeutende wirtschaftliche
Erfolge errungen haben, trotz kolonialen Erbes, trotz internationaler Isolie-
rung und Boykotte, interessanterweise in Ländern der <Dritten Welt>.

Aber ist der Sozialismus in der Sowjetunion und in den europäischen so-
zialistischen Ländern nicht gescheitert? Auch hier dürfte bei pauschalen Ver-
allgemeinerungen Vorsicht geboten sein. Tatsache ist und bleibt, daß der
Rote Oktober, die Gründung der UdSSR, den Geschichtsverlauf des 20.
Jahrhunderts dominiert hat. Die Oktoberrevolution war das epochebestim-
mende Ereignis des <kurzen> Jahrhunderts, wie es Hobsbawm bezeichnet hat.
Das sieht zunächst einmal gar nicht nach <Scheitern> aus. Ob das <kurze> Jahr-
hundert allerdings wirklich beendet ist, wie Hobsbawm meint, bleibt wohl
noch abzuwarten. Der Epochenbruch erfolgte 1914, und eine Niederlage,
wenn auch die schwerste, die der Kommunismus bisher erlitten hat, bedeutet
noch nicht, daß damit die Epoche des Übergangs vom Kapitalismus zum So-
zialismus beendet ist.1 Allerdings darf man diesen Übergang von einer Gesell-
schaftsformation in eine höhere nicht vereinfacht und nicht zeitlich verkürzt
sehen, wie in der Vergangenheit zum Teil geschehen. Auch Alternativen sind
möglich, von Engels schon im Anti-Dühring erwogen, wonach bei Nichtvoll-
ziehen «dieser Umwälzung» «Untergang» droht.2 Statt des Übergangs zu einer
höheren Gesellschaftsform ist auch die Selbstvernichtung der menschlichen
Zivilisation möglich, sei es durch Zerstörung der natürlichen Lebensbedin-
gungen der Menschheit, sei es durch eine alles überflutende und den Wohl-
stand des Westens unter sich begrabende Masseneinwanderung aus Ländern
der «Dritten Welt> und Osteuropas oder durch Völkermord in einem Um-
fang, wogegen der Genozid in Rwanda als Bagatelle erscheint.

Zunächst hatte der Sozialismus eine historische Aufstiegsphase, die, wenn
wir eine Zäsur bestimmten wollen, etwa bis Ende der sechziger Jahre reicht.
Mit den siebziger Jahren setzte allmählich sichtbar eine Niedergangsphase ein,

die in der Zerstörung des europäischen Sozialismus endete. Die Frage bleibt
also, wieso in den ersten fünfzig Jahren des Sozialismus Aufschwung und in

1 Zum Epochenbegriff siehe Topos, Heft 3, Epochenwandel, mit Beiträgen von Cerro-
ni, Froese, Fülberth, Hacks, Holz, Hüllinghorst und Losurdo.

2 Friedrich Engels, Anti-Dühring. In: MEW, Bd. 20, S. 261.
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den restlichen zwanzig Jahren Verfall? Die Destabilisierung von außen dürfen
wir hier außer acht lassen. Zum einen gab es sie von 1917 an, zum ändern ist
Destabilisierung von außen erfolglos, wenn der soziale Organismus des zu
destabilisierenden Staates stabil ist. Ein intaktes Gesellschaftssystem läßt sich
nicht von außen destabilisieren. Demnach kann von einem <Scheitern> erst in
den letzten 20 Jahren gesprochen werden.

Wenn in den ersten fünfzig Jahren des Aufbaus einer sozialistischen Gesell-
schaft spektakuläre Erfolge errungen werden konnten, dann hat daran die
Theorieentwicklung in der Sowjetunion einen hervorragenden Anteil. Gerade
in den zwanziger und dreißiger Jahren haben sowjetische Ökonomen eine
gewaltige theoretische Arbeit nicht zuletzt in der Grundlagenforschung gelei-
stet, die selbst während des Krieges zwar eingeschränkt, aber nicht unterbro-
chen wurde und bis in die sechziger Jahre mit bedeutenden Ergebnissen auf-
warten konnte. Die Erkenntnisse von Marx, Engels und Lenin, daß die Re-
volutionäre den wissenschaftlichen Sozialismus in allen Richtungen weiter-
entwickeln müssen, wenn sie hinter dem Leben nicht zurückbleiben wollen,
fanden gerade in dieser Zeit ihre Entsprechung.

Natürlich gab es auch Fehlleistungen, Entstellungen der marxistischen
Theorie. Aber wenn man nicht in der Asche der Geschichte wühlt, sich in
gieriger Sensationslust an den Irrtümern dieser Zeit berauscht, sondern die in
der theoretischen Arbeit und heftigen Diskussionen erzielten Ergebnisse
sucht, kommt ein Fundus an marxistisch-leninistischen theoretischen Er-
kenntnissen zustande, der künftigen Generationen von Revolutionären in der
Schaffung und Gestaltung einer menschenwürdigen Welt von Nutzen sein
wird. Auf dem Gebiet der marxistischen Politischen Ökonomie, auf die ich
mich in diesem Aufsatz beschränke, wird der theoretische Erkenntnisfort-
schritt besonders sichtbar.

In den zwanziger und dreißiger Jahren haben sowjetische Ökonomen einen
völlig neuen Zweig der marxistischen Politischen Ökonomie ausgearbeitet,
die Politische Ökonomie des Sozialismus als relativ selbständigen Bestandteil
des marxistischen Theoriegebäudes.

Die Ausarbeitung der Politischen Ökonomie des Sozialismus war eng ver-
bunden mit der Wirtschaftspolitik der KPdSU (B). Selten waren die Bezie-
hungen zwischen Theorie und Politik, zwischen Theoriebildung und Strate-
giebildung so eng wie in dieser Zeit. Diese enge Wechselbeziehung von Theo-
rie und Politik gab der Diskussion ihre Schärfe. Die meisten Ökonomen wa-
ren Mitglieder der KPdSU, einige von ihnen Mitglieder des Zentralkomitees,
Theoretische Aussagen hatten unmittelbar politische Wirkungen, ökonomi-
sche Theorien wurden zu Waffen im Klassenkampf, die Wissenschaft zu ei-
nem Feld des Klassenkampfes. Daher war die Sprache scharf, grob, selten frei
von politischen Verdächtigungen. Die wissenschaftlichen Diskussionen nah-
men manchmal den Charakter von Gerichtsverhandlungen an, und so man-
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eher Diskussionsbeitrag glich eher dem vernichtenden Verdikt eines Staats-
anwalts.

Diese enge Verbindung von Theorie und Politik ist nicht selten ein Gegen-
stand einer ahistorischen Kritik. Hat die Parteiführung die Theoretiker be-
vormundet? In dieser Zeit wohl kaum. Die meisten marxistischen Theoreti-
ker dieser Zeit waren Kämpfer, die ihre Auffassungen verteidigten, sie waren
auf ihrem Gebiet Heroen, die den Revolutionshelden des Oktobers an Ener-
gie, Mut, Entschlossenheit und Ergebenheit für die Sache des Sozialismus
nicht nachstanden.

Ließen sich Ökonomen, die Mitglieder der KPdSU (B) und zum Teil sogar
Mitglieder des Zentralkomitees waren, von der Partei trennen oder ihr entge-
gensetzen? Vor diesem Hintergrund war die Wissenschaftsentwicklung auch
Teil der wissenschaftlichen Leitungsarbeit der KPdSU (B), beeinflußte die
Partei die theoretische Arbeit wie die Theoretiker die Politik der Parteifüh-
rung. Bei prekären wissenschaftspolitischen Fragen, die für die Wirtschaft von
strategischer Bedeutung waren, griff die Parteiführung direkt und orientie-
rend in die Diskussion ein, womit in der Regel die Diskussion dann auch be-
endet war. Das konnte positive, aber auch schädliche Auswirkungen haben.

Sicher gab es auch Opportunisten unter den Wissenschaftlern. Aber sie wa-
ren nicht in der Mehrheit. Opportunismus, wie er in den achtziger Jahren
und besonders nach 1989 unter Intellektuellen in der DDR als traurige Mas-
senerscheinung zu beobachten war, traf auf die sowjetischen Ökonomen die-
ser Zeit jedenfalls nicht zu.

Wenn es der KPdSU (B) gelang, die Sowjetunion in historisch kürzester
Frist aus einem ökonomisch rückständigen Agrarland in einen modernen In-
dustriestaat zu verwandeln, der sämtlichen Destabilisierungsbestrebungen des
Imperialismus und dem Angriff des faschistischen deutschen Imperialismus
standhielt, so hatte daran auch die sowjetische Theorieentwicklung ihren
Anteil.

Darüber existiert, oder besser, existierte eine umfangreiche theoriege-
schichtliche Literatur sowjetischer Autoren, die zu einem Teil in der DDR in
deutscher Sprache herausgegeben worden ist3, aber die nach 1989 das Schick-

3 Siehe hierzu die Geschichte der politischen Ökonomie des Sozialismus. Grundrisse, Ber-
lin 1973; Beiträge zur Geschichte der politischen Ökonomie des Sozialismus, hrsg. von
Herbert Meißner und Gertrud Wittenburg, Berlin 1975; L. D. Schirokorad, Die po-
litische Ökonomie des Sozialismus in der UdSSR während der Übergangsperiode. Me-
thodologische Probleme, Berlin 1977. Von DDR-Ökonomen siehe ebenso: Günther
Kohlmey, Zur Entstehung der Theorie von der sozialistischen Wirtschaft. In: Oktoberre-
volution und Wissenschaft, Berlin 1967; Helmut Seifen, Zur Geschichte der politischen
Ökonomie des Sozialismus als Wissenschaft. In: Wirtschaftswissenschaft 1972, Heft 11,
S. 1605-1617; Gerhard Schönfeld, Zur Formierung der politischen Ökonomie des So-
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sal auch anderer wertvoller marxistisch-leninistischer Literatur teilte - näm-
lich im Müllkontainer zu landen. Dafür haben wir jetzt die <neuen> Erkennt-
nisse der <Geschichtsaufarbeiter> und die achtzehn Bände (15.200 Seiten) der
Eppelmann-Kommission. Den Erkenntnisgewinn der sowjetischen Ökono-
men in nur einem Artikel darzustellen, erforderte Auswahl und Einschrän-
kung. So konnten nur einige der wichtigsten Ergebnisse der sowjetischen
Theorieentwicklung der zwanziger und dreißiger Jahre skizziert werden. Sie
vor dem Vergessenwerden zu bewahren, erscheint auch darum nützlich, weil
es sich um gewonnene Erkenntnisse einer Übergangsetappe handelte. Ein
neuer sozialistischer Anlauf wird ebenfalls Übergangsetappen durchlaufen,
wenn auch unter den veränderten Bedingungen des 21. Jahrhunderts. Neue
Theorien müssen bekanntlich immer an das vorgefundene Gedankenmaterial
anknüpfen, wenn auch ihre Wurzeln in den ökonomischen Tatsachen wur-
zeln.4

2. Materielle und theoretische Voraussetzungen

Eine wissenschaftlich begründete Einschätzung der Theoriediskussion in den
zwanziger und dreißiger Jahren läßt sich nur unter Berücksichtigung der ma-
teriellen und theoretischen Voraussetzungen der Sowjetunion sowie dem in-
ternationalen Kräfteverhältnis erhalten. Ein ahistorisches, abstraktes Heran-
gehen an diesen Sachverhalt oder den heutigen Erkenntnisstand der marxi-
stisch-leninistischen Theorie in diesen Jahren als bekannt vorauszusetzen,
muß zu Fehlurteilen führen. Im Gegenteil, was wir heute wissen, verdanken
wir nicht zuletzt der Diskussion aus dieser Zeit.

Sowjetrußland, ab Dezember 1922 Sowjetunion, wurde gegründet auf ei-
nem durch Krieg, Bürger- und Interventionskrieg zertrümmerten Land in ei-
ner feindlichen internationalen Umgebung. Konterrevolutionäre Aufstände
im Inneren, konterrevolutionäre Anschläge von außen, die permanente Dro-
hung eines neuen Interventionskrieges von ökonomisch und militärtechnisch
überlegenen imperialistischen Staaten und die akute Bedrohung der Sowjet-
macht bildeten die Rahmenbedingungen der theoretischen Diskussionen.

Es herrschten unbeschreibliche Armut und in einzelnen Rayons des Landes
Hungersnöte, die Millionen Menschenleben forderten oder die Gesundheit

der Menschen in einem Maße zerrütteten, daß Sie arbeitsunfähig WUfden, wie

zialismus in den Jahren der Vorbereitung und Durchführung des 1. Fünjjahresplanes zur
Entwicklung der Volkswirtschaft der UdSSR (1928-1933). In: Wirtschaftswissenschaft
1972, Heft 11, S. 1618-1641.

4 Siehe Engels, Anti-Dühring, a.a.O., S. 16.
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z.B. in ihrem Wachstum behinderte Kinder. Hinzu kamen Hunderttausende
Kriegsversehrte.

Die Bevölkerung bestand zu 80 % aus Bauern, vorwiegend Kleinbauern,
Landarbeitern, die Dorfarmut. Etwa 85 % der Bevölkerung waren Analpha-
beten; in einigen mittelasiatischen Gebieten waren es 98 %. In der Arbeiter-
Idasse fand ein Degenerierungsprozeß statt. Durch Zerstörung von Industrie-
anlagen und des Verkehrswesens lagen viele Betriebe brach. Die Anzahl der
Industriearbeiter ging zurück. Andererseits strömten entwurzelte Bauern in
die Städte, wurden zu Arbeitern, jedoch ohne schon die soziale und politische
Psyche der klassenbewußten Arbeiter annehmen zu können.

Die Lage der Intellektuellen war nicht besser. Deren Mehrheit bestand aus
bürgerlichen Wissenschaftlern, Ingenieuren, Technikern und Künstlern, die
zum Teil arbeitslos waren. Eine Extrazuteilung von ein paar Stück Zucker
und ein paar Gramm Tee galt schon als Luxus.

Der politisch bewußte Teil der Arbeiterklasse und die Parteiintelligenz bil-
deten eine verschwindende Minderheit in diesem Ozean von Armut, Unwis-
senheit, Krankheit und Elend.

Die soziale Basis der Sowjetunion war das politische Bündnis zwischen der
Arbeiterklasse und der Bauernschaft, exakter, der Dorfarmut, der Klein- und
Mittelbauern. Dieses Bündnis hatte die Bewährungsprobe im Bürger- und
Interventionskrieg bestanden. Ein Sieg der Konterrevolution hätte die Groß-
grundbesitzer zurückgebracht. Die Mehrheit der Bauern ertrug eher die Ab-
lieferungspflicht des Kriegskommunismus, die, nicht selten in groben For-
men, Beschlagnahmung des Getreides durch die <Roten>, als daß sie eine
Rückkehr der Gutsbesitzer wünschten. Die <Weißen> waren eben noch
schlimmer als die <Roten>. Der Mehrheit der Bauern blieb der Sozialismus
fremd. Nach dem Bürgerkrieg nahmen sie die Ablieferungspflicht nicht mehr
hin. Das politische Bündnis zwischen Arbeiterklasse und Bauernschaft zerfiel
und damit die soziale Basis der Sowjetmacht. Aber ohne Getreide keine Wie-
derbelebung der Industrie, geschweige denn die Errichtung einer modernen
sozialistischen Großindustrie. Das Getreide wurde zu einem Politikum ersten
Ranges. Aber was konnte die Sowjetmacht den Bauern für das Getreide ge-
ben? Um eine sozialistische Industrie aufzubauen, die den Bauern mit Indu-
strieprodukten versorgen konnte, bedurfte es der Investitionen. Woher neh-
men? Ein scheinbar tödlicher Kreislauf, in dem sich die Sowjetwirtschaft be-
fand. Der Aufbau einer leistungsfähigen modernen Industrie war auch erfor-
derlich, um die Verteidigungsfähigkeit des Landes gegen imperialistische mi-
litärische Angriffe zu stärken. Die Führer der KPdSU (B), ob Lenin, Stalin,
Sinowjew, Trotzki, Bucharin, Kamenjew u.a., waren sich, bei allen gravieren-
den Meinungsverschiedenheiten und gegensätzlichen politischen Konzeptio-
nen darüber im klaren, daß der Sowjetunion nur eine Atempause gegönnt
war, die genutzt werden mußte, bei Strafe des eigenen Untergangs.
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Nach der Niederschlagung der Revolution im Westen, namentlich der No-
vemberrevolution in Deutschland, war klar, daß sie in historisch überschau-
barer Zeit dort nicht wieder würde stattfinden können.

Die Mehrheit der Führer der KPdSU (B) entschied sich für den Aufbau des
Sozialismus in einem Land, nicht nur Stalin, vorher schon Lenin, aber auch
Bucharin u.a. - gegen Trotzki und seine Anhänger. Damit stand die KPdSU
(B) vor einer historisch einmaligen praktischen und theoretischen Aufgabe.
Wie dieses epochale Werk unter den genannten Bedingungen vollbringen?
Welchen theoretischen Vorlauf gab es dafür?

Mit der Ausarbeitung der materialistischen Dialektik hatte Marx die ent-
scheidenden theoretischen und methodologischen Voraussetzungen für die
Ausarbeitung einer Theorie der sozialistischen Wirtschaft geschaffen. Er hatte
das Bewegungsgesetz der kapitalistischen Produktionsweise entdeckt, die Ge-
setzmäßigkeiten der kapitalistischen Produktion und Verteilung dargestellt.
Die zukünftige kommunistische Gesellschaft konnte er nur aus den Ent-
wicklungstendenzen der kapitalistischen Gesellschaft in Grundzügen antizi-
pieren.

Die grundlegende Schlußfolgerung, die Marx aus der Analyse der kapitali-
stischen Produktionsweise gewann, war die Aufhebung des Privateigentums
und die Aufhebung der kapitalistischen Produktionsweise als der geschicht-
lich letzten auf Privateigentum basierenden Ausbeutergesellschaft.

In seinem Hauptwerk, dem Kapital, stellte er neben den formationsspezifi-
schen auch allgemeine ökonomische Gesetze dar, die nicht nur in der kapita-
listischen Gesellschaft, sondern auch in anderen Gesellschaftsformationen
wirkten, auch in der zukünftigen kommunistischen Formation wirken wür-
den, wie neben anderen das Gesetz der Ökonomie der Zeit, das Gesetz vom
Wachstum der Arbeitsproduktivität. Engels unterschied im Anti-Dühring be-
reits eine politische Ökonomie im engeren und weiteren Sinne, wies aber
auch gleich daraufhin, daß

die politische Ökonomie in dieser Ausdehnung [...] jedoch erst geschaffen
werden [müsse]. Was wir von ökonomischer Wissenschaft bis jetzt besit-
zen, beschränkt sich fast ausschließlich auf die Genesis und Entwicklung
der kapitalistischen Produktionsweise [...] und schließt ab mit der soziali-
stischen Kritik der kapitalistischen Produktionsweise [...]'

Marx und Engels antizipieren einige Wichtige Züge der zukünftigen kommu-
nistischen Produktionsweise, wie Planmäßigkeit der sozialistischen Produkti-
on und planmäßige Verteilung der Arbeitszeit und Organisation der gesell-
schaftlichen Arbeit. Die kommunistische Gesellschaft könne nicht auf einen

5 Ebd., S. 139.
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Schlag errichtet werden, sondern nur allmählich. Übergangsmaßnahmen
würden erforderlich sein, wobei Engels darauf verwies, daß

Übergangsetappen zur kommunistischen Gesellschaft [der] schwierigste
Stoff [sind], den es gibt, weil die Bedingungen sich in einem fort ändern .

Auch die Verteilungsverhältnisse würden nicht gleich sein im Verlauf der
Übergangsetappen und innerhalb der Phasen der kommunistischen Gesell-
schaftsformation. Über Zeiträume von Übergangsetappen, Fristen und kon-
krete Gestaltung stellten Marx und Engels keine Spekulationen an. Weiterhin
ist zu berücksichtigen, daß zu dieser Zeit noch nicht alle Schriften von Marx
und Engels bekannt waren.7

Leninsche Erkenntnisse gehören nicht mehr zu den theoretischen Voraus-
setzungen. Lenin war selbst Akteur, Theoretiker und Praktiker in der Ge-
staltung des Übergangs zur sozialistischen Gesellschaft. Lenins theoretische
Überlegungen zur Neuen Ökonomischen Politik (NÖP) sind integrierender
Bestandteil im Prozeß der Ausarbeitung der Politischen Ökonomie des Sozia-
lismus:

Wir behaupten nicht, daß Marx oder die Marxisten den Weg zum Sozia-
lismus in allen seinen Einzelheiten kennen. Das wäre Unsinn. Wir kennen
die Richtung dieses Weges, wir wissen, welche Klassenkräfte auf diesem
Wege führend sind, doch konkret, praktisch wird das nur die Erfahrung
der Millionen zeigen, sobald sie die Sache in Angriff nehmen.8

Geht man dogmatisch, wie ein Schriftgelehrter an die Marxsche Theorie her-
an, dann war die Oktoberrevolution ein einziger historischer Skandal. Nach
Marxscher Auffassung hätte sie überhaupt nicht stattfinden dürfen. Sie fand
aber statt, und in den kapitalistischen Staaten mit den in dieser Zeit am höch-
sten entwickelten Produktivkräften, mit politisch gut organisierten und ge-
schulten Arbeiterklassen, blieb sie aus bzw. konnte sie niedergeschlagen wer-
den.

Der <Fall>, daß die sozialistische Revolution in einem ökonomisch schwach
entwickelten Land mit einem bestenfalls mittelmäßig entwickelten Kapitalis-

6 Brief von Engels an Conrad Schmidt in Zürich vom 1. Juli 1891. In: MEW, Bd. 38,
S. 128.

7 Dazu gehörten der 13 Bände umfassende Briefwechsel, darunter die sehr wichtigen
Altersbriefe von Engels; die Theorien über den Mehrwert, erstmalig von Kautsky
1905-1910 veröffentlicht. In russischer Sprache wurde vom Institut für Marxismus-
Leninismus beim ZK der KPdSU der 1. Band 1954 herausgegeben, Band 2 und 3
folgten 1957 und 1961.

8 W. I. Lenin, Aus dem Tagebuch eines Publizisten. In: Werke, Bd. 25, S. 128.
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mus mit starken feudalen Überresten, in dem die Industriearbeiter als bestor-
ganisierter und politisch geschulter Teil der Arbeiterklasse eine unter der
Masse der Bauern verschwindende Minderheit darstellte, siegen würde, war in
der Marxschen Theorie nicht vorgesehen. In Büchern stand nicht, wie unter
solchen Bedingungen der Sozialismus errichtet werden konnte, und es gab
genügend Zweifler, die dies auch für unmöglich hielten.

Nach den ersten praktischen Erfahrungen, daß mit den Methoden des
Kriegskommunismus nicht der Übergang von der kapitalistischen Warenpro-
duktion zur kommunistischen Produktenverteilung in <einem Sprung) zu
vollziehen war, gehörte Lenin zu den ersten Theoretikern, die erkannten, daß
sich der Übergang von der kapitalistischen zur sozialistischen Gesellschaft
ökonomisch über Ware-Geld-Beziehungen, über Markt, Handel, Geld, Rech-
nungsführung, Rentabilität, Kredit und einem stabilen Staatsbudget vollzie-
hen würde. Das Neue in der Anwendung von Kategorien der Warenproduk-
tion bestand darin, daß die Staatsmacht fest in den Händen des Proletariats
war, daß die Frage der politischen Macht vorerst zugunsten der Arbeiterklasse
entschieden war. Lenin hat die Kategorien der Warenproduktion allerdings
an die NÖP gebunden. Sein vorzeitiger Tod läßt offen, welchen weiteren
Weg in der sozialistischen Ökonomik er eingeschlagen hätte.

Seine Auffassungen, die er in einer Vielzahl von Schriften dargelegt hatte9,
besonders seine Randbemerkungen zu Bucharins Buch Ökonomik der Trans-
farmationsperiode, haben die Diskussion unter den Ökonomen wesentlich be-
einflußt. Seine Randbemerkungen wurden jedoch erst 1927 auszugsweise,
1929 zum ersten Mal vollständig veröffentlicht.

Nach der von den meisten marxistischen Ökonomen vertretenen Meinung
in den zwanziger Jahren schloß Sozialismus Warenproduktion aus. Waren-
produktion wurde identifiziert mit kapitalistischer Warenproduktion. Folg-
lich waren Geld, Wertkategorien, wirtschaftliche Rechnungsführung etc. dem
Sozialismus fremde Erscheinungen, die so schnell wie möglich abzuschaffen
waren. Warenproduktion, Handel, Markt waren durch den Produktenaus-
tausch zu ersetzen. Lenin schreibt 1921:

Wir nahmen an, ohne genügend zu rechnen -, daß wir durch unmittelbare
Befehle des proletarischen Staates die staatliche Produktion und die staatli-

' Zu den wichtigsten Schriften gehören Über die Naturalsteuer. In: Werke, Bd. 32; Die
Neue ökonomische Politik und die Aufgaben der Ausschüsse ftr politisch-kulturelle Auf-
klärung. Referat auf dem H. Gesamtrussischen Kongreß der Ausschüsse für politisch-
kulturelle Aufklärung vom 17. Oktober 1921, In: Werke, Bd. 33; Über die Neue Öko-
nomische Politik. In: Werke, Bd. 33. Eine knappe Zusammenfassung der Ideen Le-
nins zur NÖP findet sich in Ulrich Huar: Perspektiven der chinesischen Revolution. In:
Weißenseer Blätter, Heft 2/1994, März-April, S. 29-36.
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ehe Verteilung der Güter in einem kleinbäuerlichen Land kommunistisch
regeln könnten. Das Leben hat uns unseren Fehler gezeigt.

Folglich gab es auch keine ökonomischen Gesetze, ökonomische Gesetze re-
gulierten die kapitalistische Wirtschaft; sie wirkten spontan. Im Sozialismus
wurde die Wirtschaft planmäßig durch den Staat geleitet. Die Diktatur des
Proletariats regelte bewußt die Wirtschaft. Für die Wirkung von objektiven
Gesetzen, die außerhalb und unabhängig vom Bewußtsein, d.h. unabhängig
vom Willen des proletarischen Staates (!) wirkten, war im Sozialismus kein
Raum. Die Politische Ökonomie als Wissenschaft hatte lediglich den Kapita-
lismus zu untersuchen. Von vielen marxistischen Ökonomen wurde in den
zwanziger Jahren der Kriegskommunismus als der einzig mögliche Weg zum
Aufbau des Kommunismus verstanden. Bucharin war nicht der einzige Öko-
nom, der für eine Politische Ökonomie des Sozialismus keine Notwendigkeit
sah.

[Es] bleibt kein Raum für eine Wissenschaft, die die (blinden Gesetze des
Marktes studiert, denn der Markt selbst fehlt. Auf diese Weise bedeutet das
Ende der auf kapitalistischer Warenproduktion beruhenden Gesellschaft
auch das Ende der politischen Ökonomie.

Lenin schrieb an den Rand:

falsch. Sogar im reinen Kommunismus zumindest das Verhältnis I v + m
zu II c? Und die Akkumulation?!11

Eine Politische Ökonomie des Sozialismus konnte es demnach nicht geben.
Sie wurde abgelehnt. Ökonomen, die meinten, daß auch im Sozialismus ob-
jektive ökonomische Gesetze wirkten, daß deren Wirkungsweise und Wir-
kungsbedingungen untersucht werden müßten und daß der Gegenstand der
Politischen Ökonomie nicht auf die kapitalistische Produktionsweise redu-
ziert werden dürfe, wurden nicht selten der Verbreitung konterrevolutionärer
Theorien verdächtigt. Es war in dieser Zeit nicht ganz ungefährlich, einer Po-
litischen Ökonomie des Sozialismus das Wort zu reden.

Nun gab es tatsächlich bürgerliche Ökonomen, die die theoretische Dis-
kussion ausnutzen, um eine Restauration des Kapitalismus zu fördern. Tu-
gan-Baranowski hatte in den zwanziger Jahren nicht zu unterschätzenden
Einfluß auf das Denken einiger Ökonomen. Lenin hatte sich bereits vor der

10 W. I. Lenin, Zum 4. Jahrestag der Oktoberrevolution. In:, Werke, Bd. 33, S. 38.
1' Nikolaus Bucharin, Ökonomik der Transformationsperiode. Mit Randbemerkungen

von Lenin, Berlin 1990, S. 17.



Die Entdeckung der Politischen Ökonomie des Sozialismus 21

Oktoberrevolution mit dessen eklektizistischen, ideologischen Sozialis-
musauffassungen auseinandergesetzt, die er in einem Brief an Potressow als
«dummes und prätentiöses Zeug» bezeichnete.

Ohne jedes historische Studium der Doktrin von Marx, ohne jegliche neue
Untersuchungen, auf Grund von Fehlern in den Schemata (willkürliche
Veränderung der Mehrwertrate), auf Grund der Erhebung eines ganz sel-
tenen Ausnahmefalls zur allgemeinen Regel (Steigerung der Arbeitspro-
duktivität ohne Verringerung des Wertes des Produkts: absurd, sobald man
dies als allgemeine Erscheinung nimmt), auf Grund dessen von einer
«neuen Theorie> von einem Fehler bei Marx, von einer Umstellung zu spre-
chen [ . . . ] a

war für Lenin nicht nachvollziehbar. Tugan-Baranowki betrachtete schon zu
Beginn des 20. Jahrhunderts «die kritische Überwindung des Marxismus» als
«eine der größten Aufgaben des sozialen Denkens»13 dieser Zeit. Er bestritt
nicht die Notwendigkeit einer neuen Gesellschaft, leitete sie jedoch nicht aus
der Analyse der Widersprüche der kapitalistischen Gesellschaft, sondern aus
abstrakten moralischen Prinzipien ab. Es war durchaus folgerichtig, daß er
aufgrund seiner subjektiv-idealistischen Sozialismusauffassung sich in den er-
sten Monaten nach der Oktoberrevolution der konterrevolutionären Regie-
rung der Zentralrada in Kiew als Finanzminister zur Verfügung stellte.14

S. N. Prokopowitsch, ein Anhänger Bernsteins und liberaler Ökonom,
meinte nach der Februarrevolution, daß aufgrund der schwachen Entwick-
lung des Kapitalismus in Rußland der Sozialismus unmöglich, der Klassen-
kampf schädlich sei. V. Grinevecki, ein Spezialist für Wärmetechnik, vertrat
ähnliche Auffassungen. In seiner 1919 veröffentlichten Arbeit Die Perspekti-
ven der russischen Industrie nach dem Kriegevemat er die Auffassung, daß die
Wiederherstellung der russischen Industrie ohne Restauration des Kapitalis-
mus und umfassender Einbeziehung ausländischen Kapitals unmöglich sei.15

Die meisten bürgerlichen Ökonomen, die als Professoren oder Dozenten an
Hochschulen des zaristischen Rußlands tätig gewesen waren und in Wirt-
schaft und Politik einflußreiche Positionen eingenommen hatten, stellten sich
in ihren Publikationen gegen die Sowjetmacht.

12 W. I. Lenin: Brief an A. N Potressow. In: Werke, Bd. 23, S. 22.
13 Zitiert nach Schirokorad, Die politische Ökonomie des Sozialismus in der UdSSR wäh-

rend der Übergangsperiode. Methodologische Probleme, a.a.O., S. 17.
14 Siehe ebd., S. 28.
15 Siehe ebd., S. 32.
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Diese akademische Konterrevolution, die sich in die «Toga der Wissen-
schaftlichkeit, des Demokratismus und dergleichen mehr»16 hüllte, wurde be-
sonders mit dem Übergang vorn Kriegskommunismus zur NÖP aktiv. Lenin
beklagte sich darüber, daß

fast fünf Jahre nach Eroberung der politischen Macht durch das Proletariat
in seinen, des Proletariats, staatlichen Schulen und Universitäten alte bür-
gerliche Gelehrte die Jugend alten bürgerlichen Plunder lehren (vielmehr,
sie damit verderben).17

Die Auswirkungen der akademischen Konterrevolution waren für den jungen
Sowjetstaat nicht ungefährlich.

3. Gegenstand der Politischen Ökonomie des Sozialismus

Die sowjetischen Ökonomen bestritten nicht, daß die sowjetische Wirtschaft
untersucht werden müsse. Aber die sozialistische Wirtschaft sei kein Gegen-
stand der Politischen Ökonomie, sondern sie sei von der Wirtschaftsge-
schichte, von Teildisziplinen der Wirtschaftswissenschaften und der Wirt-
schaftspolitik zu untersuchen. Gegen diesen Standpunkt wandte sich Skwor-
zow-Stepanow. Nach seiner Meinung war die polit-ökonomische Untersu-
chung der sozialistischen Wirtschaft eine Notwendigkeit. Die Politische
Ökonomie auf die Erforschung der kapitalistischen Produktionsweise zu be-
schränken, die Untersuchung der Wirtschaft vorkapitalistischer Gesell-
schaftsformationen der Wirtschaftsgeschichte zuzuweisen, bezeichnete er als
«methodologischen Unsinn». Ohne ökonomische Theorie würde die Wirt-
schaftsgeschichte zu bloßer Empirie verkommen, sich auf eine Sammlung
und Beschreibung ökonomischer Sachverhalte reduzieren. Skworzow-
Stepanow verfügte über gründliche Kenntnisse der wichtigsten Werke von
Marx und Engels, die er besonders hinsichtlich ihrer Aussagen zum Gegen-
stand der Politischen Ökonomie, ihrer Methoden sowie deren Erkenntnisse
auf die Begründung einer Politischen Ökonomie des Sozialismus anwandte.

16 W. I. Lenin, Über die Bedeutung des streitbaren Materialismus. In: Werke, Bd. 33, S.
221.

17 W. I. Lenin, Vorwort zu I. I. Stepanows Buch Die Elektrifizierung der RSFSR im
Zusammenhang mit der Übergangsphase der Weltwirtschaft In: Werke, Bd. 33, S.
231.
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In seinem 1925 veröffentlichten Aufsatz Was ist Politische Ökonomie?1* wies
er nach, daß die Politische Ökonomie als eine historische Wissenschaft nicht
auf die Untersuchung der kapitalistischen Produktionsweise reduziert werden
könne. Marx habe seine Untersuchungen keinesfalls auf die kapitalistische
Produktionsweise begrenzt, sondern auch die Wirtschaftsverhältnisse der vor-
kapitalistischen Gesellschaftsformationen mit einbezogen. Ohne Verständnis
der vorangegangenen Gesellschaftsformation wäre die Analyse der Entste-
hungsgeschichte des Kapitalismus, die Geschichte der ursprünglichen Akku-
mulation des Kapitals, nicht möglich gewesen. Außerdem hätten sich Rudi-
mente des Mittelalters innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise erhal-
ten. Er berief sich auf Engels, nach dem der Gegenstand der Politischen
Ökonomie

im weitesten Sinne [...], die Wissenschaft von den Gesetzen [ist], welche
die Produktion und den Austausch des materiellen Lebensunterhalts in der
menschlichen Gesellschaft beherrschen."

Nach dieser Gegenstandsbestimmung könne die Politische Ökonomie nicht
auf die Untersuchung der kapitalistischen Produktionsweise begrenzt werden.
Sie habe also auch die sozialistische Gesellschaft, konkret, die «gegenwärtige
Gesellschaft», d.h. die Sowjetwirtschaft, wie sie real existiere, zu untersuchen.
Anhand der ökonomischen Theorie von Marx und Äußerungen von Lenin —
Lenin hat keine spezielle Methodologie der Politischen Ökonomie geschrie-
ben - betonte er den Gedanken von der ökonomischen Wissenschaft als
«theoretische Begründung des revolutionären Kampfes»10;

Nur die theoretische Erkenntnis des realen Kapitalismus machten die prinzi-
pielle Konsequenz und den revolutionären Schwung unserer Taktik mög-
lieh[...]a;
[Aber die] ökonomischen Kategorien des reinen Kapitalismus [sind nur] das
Werkzeug, aber keinesfalls der ganze Inhalt der marxistischen Politischen
Ökonomie22;
[Die Politische Ökonomie, einst ideologische Waffe der Bourgeoisie in ih-
rer] klassischen Periode [hat sich durch den wissenschaftlichen Sozialismus

18 In deutscher Sprache in Beiträge zur Geschichte der Politischen Ökonomie des Sozia-
lismus, a.a.O., S. 214-261.

19 F. Engels, Anti-Dühring, a.a.O., S. 136.
20 Beiträge zur Geschichte der politischen Ökonomie des Sozialismus, a.a.O., S. 218.
21 Ebd., S. 227.
22 Ebd., S. 228.
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wieder in eine Wissenschaft gewandelt,] die der theoretischen Begründung
des revolutionären Kampfes der Arbeiterklasse dient.3

Die Politische Ökonomie habe auch die gegenwärtige Sowjetwirtschaft zu
untersuchen. Skworzow-Stepanow sprach noch von der «gegenwärtigen»
Wirtschaft, der Sowjetwirtschaft: von 1925, hatte aber damit bereits die Not-
wendigkeit einer Politischen Ökonomie des Sozialismus antizipiert. Die Poli-
tische Ökonomie habe sowohl allgemeine ökonomische Gesetze, die in allen
Formationen wirkten, als auch spezifische ökonomische Gesetze, die nur in
einer Formation wirkten, zu untersuchen. Er konnte sich dabei auf die
Marxsche Methode berufen, wie sie von Engels kurz und treffend zusammen-
gefaßt in seiner Rezension zu Marxens Zur Kritik der Politischen Ökonomie
dargestellt wurde, als Einheit von logischer und historischer Methode, wobei
die logische Behandlungsweise nichts anderes als die historische sei, «Spiegel-
bild» des historischen Verlaufs

in abstrakter und theoretisch konsequenter Form, korrigiert nach Geset-
zen, die der wirkliche geschichtliche Verlauf selbst an die Hand gibt, in-
dem jedes Moment auf dem Entwicklungspunkt seiner vollen Reife, seiner
Klassizität betrachtet werden kann.24

Nun war die sowjetische Wirtschaft der zwanziger Jahre alles andere als auf
dem «Entwicklungspunkt ihrer vollen Reife» angelangt. Das mochte dazu
beigetragen haben, daß Skworzow-Stepanow die historische Methode gegen-
über der logischen überbetont hat, denn für die Gewinnung theoretischer
Kategorien aus dem «historischen Stoff» fehlten noch die Voraussetzungen.
Der «historische Stoff» hatte bei weitem noch nicht die dafür erforderliche
Reife erlangt. Dennoch bleibt es ein Verdienst Skworzow-Stepanows, Grund-
ideen für die Ausarbeitung der Politischen Ökonomie des Sozialismus verfaßt
zu haben. Allerdings blieb er in dieser Zeit mit seinen Auffassungen noch al-
lein.

Mitte der zwanziger Jahre rückte die Frage in den Vordergrund, ob die Po-
litische Ökonomie außer der Untersuchung der Produktionsverhältnisse auch
die der Produktivkräfte mit einbeziehen müßte. Der Ökonom I. Rubin und
seine Anhänger meinten, daß die Politische Ökonomie nur die Produktions-
verhältnisse untersuche. Die Produktivkräfte wurden aus der Gegenstandbe-

stimmung ausgeschlossen. Den gleichen Standpunkt vertraten schon vor ihm
Hilferding, Kautsky, Luxemburg und Bucharin. Nun gab es bei Marx mehr-

23 Ebd., S. 235.
F. Engels zu Karl Marxens Zur Kritik der Politischen Ökonomie. In: MEW, Bd. 13,
S. 474 f.
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fach Hinweise, daß die ökonomischen Kategorien die Produktionsverhältnisse
der Menschen widerspiegelten. Dies konnte mißverstanden werden. Marx
begründete nämlich auch die Kategorie der Produktionsweise als dialektische
Einheit von Produktionsverhältnissen und Produktivkräften. Diese beiden
Seiten dürfen nicht mechanisch neben- oder gegeneinander gestellt werden.
Die dialektische Einheit von Produktivkräften und Produktionsverhältnissen
als ein Problem des historischen Materialismus läßt sich von der Politischen
Ökonomie nicht trennen, oder man trennt die Politische Ökonomie von ih-
ren philosophischen Grundlagen. Die Politische Ökonomie als Wissenschaft
hat auch die Produktionsweise in ihrer dialektischen Einheit von Produktiv-
kräften und Produktionsverhältnissen zum Gegenstand.

I. Rubin und seine Anhänger betrachteten Produktivkräfte und Produkti-
onsverhältnisse jedoch als selbständige Forschungsobjekte, die von verschie-
denen Wissenschaften untersucht werden müßten. Die Unterscheidung zwi-
schen Produktivkräften und Produktionsverhältnissen ist formal logisch rich-
tig. Aber auch wissenschaftliche Abstraktionen haben ihre Grenzen. Werden
sie ignoriert, kann man für jeden Begriff eine besondere Wissenschaft kon-
stituieren. Ein solches Herangehen kann in der Konsequenz zum Positivismus
fuhren. Der Fehler Rubins scheint darin zu liegen, daß er die Produktivkräfte
auf die Technik, auf Produktionsinstrumente reduzierte, die Produktivkräfte
also mit Technik identifizierte. Unter dieser Voraussetzung befürchtete Ru-
bin, daß die Einbeziehung der Produktivkräfte in den Gegenstand der Politi-
schen Ökonomie zu deren Auflösung in den technischen Wissenschaften und
zur Negierung ihres sozialen Inhalts führen würde.

Unter der Mehrheit der Ökonomen blieb die Meinung vorherrschend, daß
die Politische Ökonomie die Wissenschaft der kapitalistischen Produktions-
verhältnisse sei. Das theoretische Studium der sozialistischen Wirtschaft wur-
de auch in der ersten Hälfte der dreißiger Jahre abgelehnt, denn im Sozialis-
mus würden die sich spontan reproduzierenden Produktionsverhältnisse ver-
schwinden. Desgleichen wurde auch die polit-ökonomische Untersuchung
vorkapitalistischer Formationen abgelehnt, eine Politische Ökonomie im
weiteren Sinne somit negiert.

Eine äußerst bedenkliche Auffassung vertrat A. Buroschko. Die Entwick-
lung des theoretischen ökonomischen Denkens müsse den Aufgaben der
proletarischen Weltrevolution und dem Aufbau des Sozialismus untergeord-
net sein.25 In der Praxis kann eine solche Forderung zur Unterordnung der
wissenschaftlichen Forschung unter die Beschlüsse der revolutionären Partei,
letztendlich unter die Meinung von Parteiführern, die den nötigen «Weit-
blick» haben, führen, d.h., die Wissenschaft wird zu Scholastik, zu einer Le-

25 Siehe Schirokorad, Die politische Ökonomie des Sozialismus in der UdSSR während
der Übergangsperiode. Methodologische Probleme, a.a.O., S. 69.
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gitimationswissenschaft degradiert. Die marxistische Politische Ökonomie ist
parteilich, aber die Parteilichkeit in der Theorie schließt Objektivität in For-
schung und Darstellung nicht aus, sondern erfordert sie. Theoretische Be-
gründung des revolutionären Kampfes der Arbeiterklasse, wie Skworzow-
Stepanow meinte, ist ein gänzlich anderer Sachverhalt als Unterordnung der
Theorie unter die Aufgaben der Politik, selbst, wenn es sich um Aufgaben der
<Weltrevolution> handelt. Offenbar hat Buroschko das Prinzip der Parteilich-
keit verballhornt. Daß es solche Tendenzen in der Theorieentwicklung im
Sozialismus gab, kann nicht geleugnet werden, aber es wäre falsch, sie darauf
reduzieren zu wollen, wie es von bürgerlichen Publizisten behauptet, von ih-
ren <linken> Epigonen mit Fleiß abgeschrieben und als <neue Erkenntnisse
verkündet wird. Erst 1936 fand die Politische Ökonomie des Sozialismus als
relativ selbständige Wissenschaftsdisziplin ihre Anerkennung.

4. Zur Frage des Regulators und des Wertgesetzes

Für die Wirtschaftspolitik der KPdSU (B) war das Problem der Regulierung
der Wirtschaft unter den Bedingungen der Übergangsperiode von erstrangi-
ger Bedeutung. Von der theoretisch richtigen Lösung dieses Problems hing
die Zukunft des Sozialismus, die Behauptung der Sowjetunion in einer kapi-
talistischen Welt ab. Unter den Bedingungen des Kriegskommunismus galt
für die Mehrheit der Ökonomen das Willensprinzip als Regulator der Wirt-
schaft. Die Sowjetmacht, ihre Beschlüsse, faktisch die der KPdSU (B), wur-
den als Regulator der Wirtschaft verstanden. Selbst Lenin meinte noch im
Dezember 1917, daß die Sowjets zu Organen werden müßten, die die ge-
samte Produktion in Rußland regulieren würden. Lenin orientierte auf die
Erfahrung der Massen. Nicht nur Direktiven der Führung, sondern die Ak-
tion der Massen der Arbeiter würden die Kontrolle über die Produktion
nehmen.26

Erst mit dem Übergang zur NÖP begannen einige Ökonomen, die bisheri-
ge Konzeption vom Willen der Sowjetmacht als Regulator der Wirtschaft zu
hinterfragen. So meinte V. Miljutin 1922, daß auch in der Übergangsperiode
die Wirtschaft von objektiven Faktoren abhänge. Sie verlaufe nicht infolge
des «freien Willens» von Personengruppen.27 Dies war sehr vorsichtig formu-
liert. A. Kon meinte 1924, daß zwei Typen von Gesetzen die Wirtschaft re-

2 W. I. Lenin, Rede über die wirtschaftliche Lage der Arbeiter Petrograds vom 4. (17.)
Dezember 1917. In: Werke, Bd. 26, S. 363.

27 Siehe Schirokorad, Die politische Ökonomie des Sozialismus in der UdSSR während
der Übergangsperiode. Methodologische Probleme, a.a.O., S. 69.



Die Entdeckung der Politischen Ökonomie des Sozialismus 27

gulieren würden, einmal Gesetze mit normativem Charakter, die dem Willen
des Menschen untergeordnet seien, zum anderen Gesetze spontanen Typs,
die ähnlich wie Naturgesetze wirkten. Der menschliche Wille sei jedoch der
in letzter Instanz bestimmende Regulator der Wirtschaft. Etwas einschrän-
kend meinte er, daß beide Regulatoren einander ergänzten, sich miteinander
verflochten, so daß es einen spezifischen, halb spontanen und halb bewußten
Regulator gäbe.28

Nach E. Preobrashenski gab es in der Übergangsperiode zwei Regulatoren:
den Plan und das Wertgesetz. Mitte der zwanziger Jahre präzisierte Preobras-
henski seine Zwei-Regulatoren-Konzeption: das Wertgesetz und das Gesetz
der ursprünglichen sozialistischen Akkumulation. Diesen Terminus hatte W.
M. Smirnow vorgeschlagen. Von ihm hatte ihn Bucharin übernommen. In
Anlehnung — und Mißinterpretation — des von Marx formulierten Begriffs
der ursprünglichen Akkumulation des Kapitals meinte Bucharin, daß

auch der Sozialismus, der auf einem Trümmerhaufen aufwächst [...], un-
vermeidlich mit der Mobilisierung der lebendigen Produktivkraft beginnen
[muß]. Diese Arbeitsmobilisierung bildet das grundlegende Moment der
sozialistischen ursprünglichen Akkumulation, die die dialektische Negation
der kapitalistischen ist...» [Randbemerkung von Lenin: Uffi!]29

Aber auch Preobrashenski identifizierte das Wertgesetz mit seiner spontanen
Erscheinungsform. Ware-Geld-Beziehungen gäbe es nur im Kapitalismus. Sie
seien mit dem Sozialismus unvereinbar. Das Wertgesetz wirke nur insofern,
als es in der Übergangsperiode noch private Wirtschaften gäbe. Das Wert-
gesetz stünde dem Sozialismus feindlich gegenüber und sei eine entwick-
lungshemmende Kraft.30

Bei allen Unterschieden und Gegensätzen zwischen den Auffassungen der
Ökonomen und zwischen den Parteiführern bestand Einigkeit darin, daß die
Industrialisierung der Sowjetunion große Akkumulationsmittel benötigte und
daß das Tempo der Akkumulation zu beschleunigen sei. Aus dem Ausland
waren keine Kredite zu erwarten. Es bestand auch darüber Übereinstimmung,
daß die notwendigen Akkumulationsmittel hauptsächlich nur von den Bau-
ern zu erhalten waren. Die Bauern wurden als die wichtigste (Akkumulations-
quelle) betrachtet.

28 Ebd., S. 72 f.
29 Nikolaus Bucharin, Ökonomik der Transformationsperiode. Mit Randbemerkungen

von Lenin, a.a.O., S. 163.
Siehe Schirokorad, Die politische Ökonomie des Sozialismus in der UdSSR während
der Übergangsperiode. Methodologische Probleme, a.a.O., S. 77 ff.
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Die Sowjetmacht befand sich in einem kaum lösbaren Dilemma. Ohne ra-
sche Industrialisierung bestand die Gefahr, von außen durch die imperialisti-
schen Mächte zerschlagen zu werden. Ohne rasche Industrialisierung war die
Landesverteidigung nicht auf dem notwendigen Niveau zu halten. Das
Bündnis der zahlenmäßig schwachen Arbeiterklasse mit der Masse der Bauern
war die soziale Basis für die politische Stabilität der Sowjetmacht. Die Bau-
ernschaft als <Akkumulationsquelle> zu nutzen, konnte das Bündnis und da-
mit die Sowjetmacht zerstören. Damit wären die sozialen Voraussetzungen
für ein Bündnis der noch immer vorhandenen inneren mit der äußeren Kon-
terrevolution geschaffen worden. Aus dieser Konstellation ergab sich die
Schärfe der theoretischen Auseinandersetzung, der zum Teil rasche Mei-
nungsumschwung bei einzelnen Ökonomen, die als Schwankungen erschei-
nen mochten.

So war Bucharin bis 1920 noch ein Gegner von Ware-Geld-Beziehungen
zwischen Bauernschaft und Arbeiterklasse, zwischen Stadt und Land. 1929,
als die NÖP ihrem Ende entgegen ging, wollte er sie noch für lange Zeit
weiterführen. Der Streit zwischen Bucharin und Stalin sowie der Mehrheit
des Zentralkomitees ging nicht so sehr um das Tempo beim Aufbau der In-
dustrie, sondern um die anzuwendenden Methoden. Auch Bucharin wollte
die Bauern zur Finanzierung der Industrie heranziehen, auch er ging davon
aus, daß

von einem 'äquivalenten Austausch» nicht die Rede sein kann; es ist selbst-
verständlich, daß wir von der Bauernschaft auch in den Preisen einen ge-
wissen Anteil zum Aufbau der Industrie erhalten müssen.31

Auch er war für die Verdrängung der Kulaken. Er wollte sie «einschränken»,
«auch verfolgen». Darin sah er eine der «wichtigsten Aufgaben». Man müsse
«Kurs darauf nehmen, ihn gänzlich zu verdrängen»32. Insofern scheint kein
Unterschied zu Stalin zu bestehen. Bucharin war in seiner Konzeption jedoch
inkonsequent. Er plädierte für flexiblere Methoden, die jedoch nach Meinung
der Mehrheit des Zentralkomitees zur Verlangsamung des Tempos der Indu-
strialisierung, zu einer Stärkung der Kulaken und insgesamt zu einer Begün-
stigung der kapitalistischen Privatwirtschaft, die ohnehin in der NÖP-Periode
an Einfluß gewonnen hatte, führen müsse. Bucharin unterschätzte offenbar
die Gefahren, die bei Weiterführung der NÖP für die Sowjetmacht entstehen
würden. Das private Handelskapital, private Unternehmer standen der So-
wjetmacht feindlich gegenüber. Sie verstanden es, die Marktbeziehungen
trotz der Planung durch den Sowjetstaat gegen den sozialistischen Sektor zu

31 N. Bucharin, 1929 - Das Jahr des großen Umschwungs, Berlin 1991, S. 79.
32 Ebd., S. 68.
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ihren Gunsten auszunutzen. Aus dem privatkapitalistischen Sektor und aus
der einfachen Warenproduktion gingen ständig spontane Tendenzen hervor,
die, wenn sie nicht gebremst wurden, zu einer Restauration des Kapitalismus
führen konnten. Diese Gefahr war trotz der Existenz einer proletarischen
Staatsmacht vorhanden. Die Frage wer wen?> war nicht nur politisch, son-
dern auch auf dem Gebiet der Wirtschaft zu entscheiden. 1928/29 war der
Zeitpunkt dafür herangereift. So wurde denn auch nicht zu Unrecht das Jahr
1929 in der sowjetischen Geschichtsliteratur als das «Jahr des großen Um-
schwungs» bezeichnet.

Bereits auf dem gemeinsamen Plenum des Zentralkomitees und der Zen-
tralen Kontrollkommission der KPdSU (B) vom 16. bis 23. April 1929 wur-
den

die Anschauungen der Gruppe Bucharins, die in der Erklärung Bucharins
vom 30. Januar und der Erklärung Bucharins, Rykows und Tomskis vom
9. Februar [...] dargelegt wurden, als mit der Generallinie der Partei un-
vereinbar und im wesentlichen mit der Position der rechten Abweichung
identisch [verurteilt und] diese Genossen [verpflichtet,] die Beschlüsse der
Partei und ihrer Organe widerspruchslos durchzuführen.33

Für Preobrashenski gehörten die Bauern als einfache Warenproduzenten zur
kapitalistischen Privatwirtschaft. Die Beziehungen zwischen Arbeiter und
Bauern wären ein «erbitterter Kampf». Preobrashenski sah die Bauern sehr
einseitig, indem er sie auf ihre Rolle des Händlers, des Spekulanten reduzierte
und ihre andere Seite, nämlich zugleich Werktätige zu sein, ignorierte. So
verfocht er die Theorie vom «Auspumpen der Werte» aus der Privatwirt-
schaft, d.h. aus den Bauernwirtschaften.

Die Auffassungen Preobrashenskis stießen auf Kritik von anderen Ökono-
men. Nadeshdin meinte, das Wertgesetz müsse nicht unbedingt eine dem So-
zialismus feindliche Kraft sein. Es sei eine untergeordnete Kraft, die letzten
Endes der Entwicklung sozialistischer Produktionsverhältnisse dienen wür-
de.35 L. Kricman ging noch einen Schritt weiter. Das Wertgesetz würde in der
ganzen ersten Phase der kommunistischen Gesellschaft noch wirksam sein.
Dem wurde nun auch von anderen Ökonomen zugestimmt, indem sie er-
klärten, daß Ware-Geld-Verhältnisse nicht nur in der Übergangsperiode son-

Die Kommunistische Partei der Sowjetunion in Resolutionen und Beschlüssen der Par-
teitage, Konferenzen und Plenen des Zentralkomitees. 1898-1954, Berlin 1957, Band
VII, S. 200.

34 Siehe Schirokorad, Die politische Ökonomie des Sozialismus in der UdSSR während
der Übergangsperiode. Methodologische Probleme, a.a.O., S. 79 f.

35 Siehe ebd., S. 80.
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dem auch im Sozialismus erhalten bleiben würden. B. Borilin verwies darauf,
daß man die Objektivität von ökonomischen Gesetzen nicht mit Spontanei-
tät verwechseln dürfe. Der Kampf gegen Spontaneität in der Wirtschaft sei
etwas anderes als der Kampf gegen äquivalenten Austausch. Es sei das Wert-
gesetz von seinen spontanen Wirkungen zu unterscheiden.

Bei immer mehr Ökonomen setzte sich die Erkenntnis durch, daß die
Wertkategorien keine rein kapitalistischen seien. Sie wirkten auch im soziali-
stischen Sektor. Schließlich meinten einige Ökonomen sogar, daß das Wert-
gesetz der Hauptregulator im sozialistischen Sektor sei. Das Wertgesetz dürfe
nicht mit seinen Erscheinungsformen verwechselt werden. Zur Stärkung des
sozialistischen Sektors könne das Wertgesetz in immer umfassenderem Maße
ausgenutzt werden. Diese Erkenntnisse wurden aber immer wieder auf die
Periode der NÖP eingeschränkt. Darin zeigte sich eine Inkonsequenz. Solan-
ge noch ein privatkapitalistischer und ein Sektor der einfachen Warenpro-
duktion existierten, solange würden die Wertkategorien wirken. Ware-Geld-
Beziehungen seien eine Besonderheit der Übergangsperiode.

N. Voznesenski war noch Anfang der dreißiger Jahre der Auffassung, daß
mit dem Aufbau des Sozialismus diese «Besonderheit» der NÖP aufgehoben
werde. Die wirtschaftliche Rechnungsführung sei eine Zwischenstufe auf dem
Weg zur Naturalberechnung und Kontrolle. Desgleichen sei der sowjetische
Handel ein Weg zum sozialistischen Produktenaustausch. Wenn das Geld in
der sozialistischen Gesellschaft verschwunden sei, seien technische, arbeits-
und andere Naturalkennziffern die einzigen Kennziffern.36

Auf der XVIII. Parteikonferenz der KPdSU (B) vom 30. Januar bis 4. Fe-
bruar 1932 erklärten W. M. Molotow und W. W. Kuibyschew die Überwin-
dung der Überreste des Kapitalismus in der Ökonomik und im Bewußtsein
der Menschen» zu den politischen Hauptaufgaben des zweiten Fünfjahrespla-
nes.37 Sie betonten dabei die Bedeutung der «Entfaltung des Warenumsatzes».
Das «System der zentralen Verteilung [ist] durch den Sowjethandel zu erset-
zen». Sie verurteilten in scharfer Form

den antibolschewistischen Charakter der <linken> Phrase vom Übergang
zum Produktenaustausch) und über <das Aussterben des Geldes> schon im
gegenwärtigen Stadium des Aufbaus des Sozialismus.38

36 Siehe ebd., S. 146 f.
Die Kommunistische Partei der Sowjetunion in Resolutionen und Beschlüssen der Par-
teitage, Konferenzen und Plenen des Zentralkomitee. 1898-1954, a.a.O., Band VIII,
S. 291.

38 Ebd., S. 297.
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Stalin, der 1926 auch noch der Meinung war, die Beziehungen zwischen
Stadt und Land auf der Grundlage des Produktenaustausches regeln zu kön-
nen39, beklagte sich im Rechenschaftsbericht an den XVII. Parteitag der
KPdSU (B) am 26. Januar 1934 über den Teil der Kommunisten, der sich
«immer noch» hochmütig und geringschätzig zum Handel, besonders zum
Sowjethandel verhielt. Sie verstünden noch nicht, «daß der Sowjethandel un-
sere ureigene, bolschewistische Sache ist» und daß die im Handel Tätigen,
auch die Ladenangestellten, «für unsere revolutionäre, bolschewistische Sa-
che» wirkten. Dieses «ultralinke Geschwätz», daß wir den «direkten Produk-
tenaustausch organisieren müßten», sei nicht nur bei den «roten Professoren,
sondern auch bei manchen Funktionären des Handels im Umlauf». Das Geld
würde noch lange bestehen bleiben, «bis zum Abschluß des ersten Stadiums
des Kommunismus, des sozialistischen Entwicklungsstadiums.»40 Obwohl
Stalin meinte, man müsse solche «<linken> Mißgestalten [...] etwas unsanft
anfassen [...], hart anpacken»41 - solche Grobheiten im Umgang trafen in
dieser Zeit nicht nur auf Stalin zu —, waren dennoch bei vielen sowjetischen
Ökonomen vorhandene Vorurteile gegenüber dem Wertgesetz in der zweiten
Hälfte der dreißiger Jahre bei weitem noch nicht überwunden. Einige Öko-
nomen erklärten die Existenz von Warenformen nicht mit dem Wertgesetz,
sondern aus Besonderheiten der Wirtschaftspolitik des sozialistischen Staates.
S. Partigui meinte, die

Grundlage für die Festlegung der Preise zwischen Stadt und Land ist nicht
die abstrakte Äquivalenz, nicht die Gleichheit der Arbeitsaufwendungen,
sondern die Politik des proletarischen Staates. [Die Wirtschaftspolitik des
Staates hat] den Zusammenhang der sozialistischen Industrie und der
Landwirtschaft und ein entsprechendes Niveau der Akkumulation für die
sozialistische Industrie zu gewährleisten [...]. Unseren Preisen liegt nicht
das Wertgesetz zugrunde.42

An den Ware-Geld-Beziehungen kamen die Ökonomen nicht mehr vorbei,
aber sie wurden noch immer vorwiegend aus der Zirkulationssphäre als not-
wendiges Übel betrachtet, nicht aus den sozialistischen Produktionsverhält-
nissen.

Die sowjetischen Ökonomen befanden sich noch immer in der Anfangs-
phase der Untersuchung ökonomischer Gesetze des Sozialismus. Viele öko-

39 Siehe dazu J. W. Stalin, Fragen des Leninismus, Berlin 1951, S. 303 f.
40 J. W. Stalin, Werke, Bd. 13, Berlin 1955, S. 303 f.
41 Ebd.

2 Zitiert nach Schirokorad, Die politische Ökonomie des Sozialismus in der UdSSR wäh-
rend der Übergangsperiode. Methodologische Probleme, a.a.O., S. 150.
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nomische Gesetze waren noch in den dreißiger Jahren unbekannt bzw. erst in
Umrissen antizipiert. Dies konnte auch nicht anders sein. Aus den noch un-
entwickelten sozialistischen Produktionsverhältnissen resultierten sowohl eine
Unterschätzung wie auch Überbetonung des Wertgesetzes in der Übergangs-
periode und im Sozialismus. Die Irrtümer dieser Zeit dürfen nicht abstrakt
gesehen und beurteilt werden. Sie ergaben sich aus den konkreten Bedingun-
gen dieser Zeit. Den Wertkategorien hafteten noch lange Zeit der Geruch des
Kapitalismus an. Mußten sie nicht die innere Konterrevolution begünstigen?
Noch in den siebziger Jahren gab es Ökonomen, die die Wertkategorien mit
dem Sozialismus für unvereinbar hielten. So löste das Lehrbuch Politische
Ökonomie des Sozialismus von N. A. Zagolow, Berlin 1972, der den Waren-
charakter der sozialistischen Produktionsverhältnisse bestritt, an der Hoch-
schule für Ökonomie «Bruno Leuschner» in Berlin-Karshorst noch Diskussio-
nen aus.

Wichtiger als die Irrtümer sind die richtigen Erkenntnisse, die unter diesen
Bedingungen gewonnen worden sind, nämlich daß die Leitungstätigkeit des
sozialistischen Staates, seine wirtschaftsleitende Funktion, nicht der regulie-
renden Wirksamkeit der objektiven ökonomischen Gesetze widerspricht. Die-
se wichtige Erkenntnis war eine der theoretischen Grundlagen für die weitere
Ausarbeitung der Politischen Ökonomie des Sozialismus in den Sechziger
Jahren. Regulator der Produktion sind wohl die ökonomischen Gesetze als
auch der sozialistische Staat. Beide Elemente sind organisch miteinander ver-
bunden. Die ökonomischen Gesetze werden über den Staat realisiert. Sie wir-
ken nicht mehr spontan hinter dem Rücken der Menschen, sondern werden
bewußt ausgenutzt durch den sozialistischen Staat.43 Das Wertgesetz wirkt
nicht nur in einer, sondern in mehreren Produktionsweisen, so auch in der
sozialistischen.44 Zur wirtschaftsleitenden Funktion des sozialistischen Staates
gehört die «bewußte und planmäßige Ausnutzung der Kategorien des Wert-
gesetzes»45.

43 Siehe Politische Ökonomie des Sozialismus und ihre Anwendung in der DDR, Berlin
1969,5. 327 ff.

44 Siehe Walter Ulbricht, Die Bedeutung des Werkes <Das Kapital von Karl Marxfiir
die Schaffung des entwickelten gesellschaßlichen Systems des Sozialismus in der DDR
und der Kampf gegen das staatsmonopolistische Herrschaftssystem in Westdeutschland,
Berlin 1967, S. 9.

45 Internationale wissenschaftliche Session des Zentralkomitees der Sozialistischen
Einheitspartei Deutschlands zum 150. Geburtstag von Karl Marx vom 2. bis 4. Mai
1968, Rede des Genossen Walter Ulbricht, Die Bedeutung und die Lebenskraft der
Lehren von Karl Marx flir unsere Zeit, Manuskriptdruck, S. 28.
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5. Ökonomisches Grundgesetz des Sozialismus

Anfang der dreißiger Jahre die Frage nach dem ökonomischen Bewegungsge-
setz (Grundgesetz) der kommunistischen Produktionsweise gestellt zu haben,
war sicher verdienstvoll. Marx hatte das Bewegungsgesetz der kapitalistischen
Produktionsweise zu einer Zeit entdeckt, da diese in England bereits vollstän-
dig ausgeprägt und entwickelt war. Die sowjetischen Ökonomen untersuch-
ten dieses Problem unter den Bedingungen der Übergangsperiode, in der es
zwar schon einen sozialistischen Sektor der Volkswirtschaft gab, von einer so-
zialistischen Ökonomik jedoch bestenfalls als von ihren Anfängen die Rede
sein konnte. Wie unter diesen Bedingungen das ökonomische Grundgesetz
der kommunistischen Produktionsweise entdecken, d.h. dasjenige Gesetz, das
in der gesamten Formation wirken sollte? Die sowjetischen Ökonomen stan-
den in dieser Zeit vor einer unlösbaren Aufgabe. Dennoch sind deren Unter-
suchungen höchst interessant. Bedeutsam ist zunächst die Erkenntnis, daß die
Wirtschaft in der kommunistischen Gesellschaftsformation durch ein Grund-
gesetz reguliert werden müsse. Der Sowjetstaat leitete die Wirtschaft. Dies
war empirisch erfahrbar. Wenn im Kapitalismus die ökonomischen Gesetze
spontan wirkten, so trifft dies auf den Sozialismus nicht mehr zu. Die Identi-
fizierung von Spontaneität mit Objektivität, die in den zwanziger Jahren
schon von einigen Ökonomen kritisiert worden war, beherrschte auch in den
dreißiger Jahren noch vielfach das ökonomische Denken.

Wenn der Sowjetstaat als Staat vom Typ der Diktatur des Proletariats die
Wirtschaft bewußt leitete, dann war der menschliche Wille, das Bewußtsein,
der Regulator der ökonomischen Entwicklung des Sozialismus. Es gäbe zwar
Direktiven technischer Natur, <normative> Gesetze, die der Staat erläßt, aber
keine ökonomischen Gesetze.

Von dieser <Grundprämisse> ausgehend, lassen sich fünf verschiedene In-
terpretationen des <Bewegungsgesetzes> unterscheiden:

1. Der Plan, der von den Planungsorganen des Sowjetstaates ausgearbeitet
und als Direktive verkündet wurde, galt als Bewegungsgesetz, gleichzeitig als
Regulator der Sowjetwirtschaft. Grundgesetz und Regulator wurden mitein-
ander identifiziert. Der Plan sei gleichzeitig Grundgesetz und Regulator. Die
Überbetonung des Planes erfolgte auf dem Hintergrund der Weltwirtschafts-
krise 1929-1933 sowie den Erfolgen des ersten Fünfjahresplans. Fand mit
dem Fünfjahresplan der Plan als Grundgesetz der sowjetischen Wirtschaft
nicht seine glänzende praktische Bestätigung? Hatte die sozialistische Plan-
wirtschaft nicht ihre Überlegenheit über die spontane Wirkung der ökonomi-
schen Gesetze des Kapitalismus bewiesen?

2. Als ökonomisches Grundgesetz in der Übergangsperiode wurde das Ge-
setz der erweiterten Reproduktion des sozialistischen Sektors der Sowjetwirt-
schaft verstanden. Die Reproduktion der sozialistischen Produktionsverhält-
nisse — sicher von entscheidender Bedeutung in der Übergangsperiode — sei
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der Inhalt des Planes, daher «Triebfeder» der Entwicklung der sozialistischen
Ökonomik.

3. Das Gesetz der sozialistischen Vergesellschaftung sei das ökonomische
Grundgesetz.

4. Der Versuch, die drei unterschiedlichen Standpunkte zusammenzufas-
sen, zu einem Gesetz zu vereinen, endete wieder bei der ersten Auffassung:
Der Plan der proletarischen Diktatur sei die Form, in der das Gesetz der so-
zialistischen Vergesellschaftung realisiert werde. Der Plan sei das Grundgesetz
der Übergangsperiode.

5. Letztlich sei die Diktatur des Proletariats das ökonomische Grundgesetz
in der Übergangsperiode.46

Diese Auffassungen gingen über die Erkenntnisse einer Übergangsgesell-
schaft, vom realen, den Ökonomen zugänglichen Untersuchungsobjekt nicht
hinaus. Einen bedeutenden Erkenntnisfortschritt machte L. Gatowski. Er
legte das Grundgesetz bereits in einer entwickelteren Form dar, indem er das
Grundgesetz als Grundlage eines Systems von Gesetzen verstand, das mit den
inneren Widersprüchen und dem Ziel der ökonomischen Entwicklung ver-
bunden sei. Das Grundgesetz sei Wesen, Grundlage der Wirtschaftsentwick-
lung in der Übergangsperiode. Die gesamte mannigfaltige Ökonomik der
Übergangsperiode könne nicht durch das Grundgesetz erschöpft werden,

dem das ganze System der spezifischen Gesetze (Gesetz der Tempi in den
verschiedenen Etappen, Gesetz der Geldzirkulation usw.) zugrundeliegt,
ebenso wie die Widersprüche in der Übergangsperiode in all ihrer Man-
nigfaltigkeit nicht als Grundwiderspruch erschöpft werden. Das ökonomi-
sche Grundgesetz der Entwicklung der UdSSR stellt das Wesen der sowje-
tischen Wirtschaft dar, d.h., die Grundlage der Entwicklung der Produkti-
onsverhältnisse und der Produktivkräfte der UdSSR und folglich die
Grundlage der Entwicklung und Erweiterung der inneren Widersprüche
der sowjetischen Ökonomik [...]. Das bedeutet, daß in ihm die Eigenart
der Einheit von Ökonomik und Politik, das Ziel der ökonomischen Ent-
wicklung, dessen Verwirklichung der gesellschaftlichen Arbeit untergeord-
net ist, konzentriert ist.

Nach der richtigen Erkenntnis des Systemcharakters der ökonomischen Ge-
setze und deren Verflechtung mit den inneren Widersprüchen der Über-

Siehe Schirokorad, Die politische Ökonomie des Sozialismus in der UdSSR während
der Übergangsperiode. Methodologische Probleme, a.a.O., S. 114-119. Geschichte der
politischen Ökonomie des Sozialismus. Grundrisse, Kapitel 7, Die sozialistische Planung
(1921-1925), S. 123-139.

7 Zitiert nach Schirokorad, Die politische Ökonomie des Sozialismus in der UdSSR wäh-
rend der Übergangsperiode. Methodologische Probleme, a.a.O., S. 120.
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gangsperiode überrascht die Schlußfolgerung Gatowkis, wonach die Diktatur
des Proletariats das ökonomische Grundgesetz der sowjetischen Wirtschaft
sei.

Die proletarische Diktatur, die unter Leitung der Leninschen Partei den
Volkswirtschaftsplan des Aufbaus des Sozialismus verwirklicht, beseitigt
die ökonomischen Grundlagen der Existenz der Klassen.*

Damit war die Führungsrolle der Partei in das ökonomische Grundgesetz
aufgenommen, wurde sie als objektive Gesetzmäßigkeit beim Aufbau des So-
zialismus und Kommunismus antizipiert, wie sie später in den Dokumenten
der Kommunistischen und Arbeiterparteien der sozialistischen Staaten bis
zum Schluß festgeschrieben wurde. Gatowski hat offensichtlich ökonomische
mit politischen Gesetzmäßigkeiten verwechselt. In der sozialistischen Revolu-
tion und in der Übergangsperiode erwiesen sich die Diktatur des Proletariats
und die führende Rolle der Partei in der bisherigen Geschichte als notwendige
politische Bedingungen für die Errichtung des Sozialismus. Wer sollte denn
in der UdSSR unter den eingangs genannten Bedingungen die Führung
übernehmen? Inwieweit diese politische Notwendigkeit der Übergangsperiode
unter veränderten Bedingungen wirksam ist, lasse ich hier offen. Hans Heinz
Holz spricht unter den heutigen Bedingungen von einer Avantgarde-Rolle
der Kommunistischen Partei, die er von einer «führenden» Rolle explizit un-
terscheidet.49 Wir wissen nicht, welche Kräfteverhältnisse, welche Bedingun-
gen existieren werden, unter denen eine zukünftige Generation von Revolu-
tionären die Errichtung einer sozialistischen Gesellschaft in Angriff nehmen
wird. Sie werden selbst die politischen Formen bestimmen, unter denen sie
diesen revolutionären Übergang vollziehen. Diese politischen Formen werden
auch in den Regionen der Welt, in denen eine sozialistische Revolution statt-
findet, verschieden sein, in islamischen Ländern anders als in Lateinamerika
oder in Südasien.

Ökonomen, die die Auffassung vertraten, daß auch im Sozialismus objekti-
ve ökonomische Gesetze wirkten, unabhängig und außerhalb des Bewußtsein,
bezichtigte A. Stezki, daß sie die ökonomischen Wissenschaften mit bürgerli-
chen und opportunistischen Theorien unterwandern wollten. Die Diktatur
des Proletariats sei mit dem Wirken objektiver ökonomischer Gesetze unver-
einbar.50 Diese These über das ökonomische Grundgesetz fand in den dreißi-

ger Jahren in der ökonomischen Literatur noch immer weitere Verbreitung.

8 Zitiert nach ebd.
49 Siehe Hans Heinz Holz, Kommunisten heute, Essen 1995, S. 69 ff.

Siehe Schirokorad, Die politische Ökonomie des Sozialismus in der UdSSR während
der Übergangsperiode. Methodologische Probleme, a.a.O., S. 122.
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Ab Mitte der dreißiger Jahre traten methodologische Probleme der Politi-
schen Ökonomie insgesamt in den Hintergrund. Fragen des ökonomischen
Grundgesetzes wurden erst wieder nach 1945 untersucht.

Ende der vierziger, Anfang der fünfziger Jahre wurde die wirtschaftswissen-
schaftliche Forschung wieder intensiviert. Im November 1951 erschien der
Entwurf eines neuen Lehrbuches der Politischen Ökonomie. Dazu machte
Stalin einige Bemerkungen, die in der Sowjetunion, in den volksdemokrati-
schen Ländern und auch in der DDR die polit-ökonomische Forschung be-
einflußten. Stalin wandte sich gegen diejenigen Wissenschaftler, die noch
immer «den objektiven Charakter der Gesetze der Wissenschaft, insbesondere
der Gesetze der politischen Ökonomie im Sozialismus» verneinten. Er hielt
die noch Anfang der fünfziger Jahre von sowjetischen Ökonomen vertretene
Meinung für unrichtig, wonach «der Sowjetstaat, seine Führer, die bestehen-
den Gesetze der politischen Ökonomie aufheben», daß sie «neue Gesetze
aufstellen), neue Gesetze <schaffen>» könnten.51 Er bejahte die Fragen nach
der Existenz eines ökonomischen Grundgesetzes des Sozialismus, deren

wesentlichen Züge und Erfordernisse [...] etwa folgendermaßen formuliert
werden [können]: Sicherung der maximalen Befriedigung der ständig
wachsenden materiellen und kulturellen Bedürfnisse der gesamten Gesell-
schaft durch ununterbrochenes Wachstum und stetige Vervollkommnung
der sozialistischen Produktion auf der Basis der höchstentwickelten Tech-
nik.52

Diese Definition, vorsichtigerweise in Konjunktivform gesetzt, entsprach dem
Erkenntnisstand der Sowjetwissenschaft Anfang der fünfziger Jahre. Sie fand
in späteren Definitionen des ökonomischen Grundgesetzes von Ökonomen
der sozialistischen Staaten ihren Niederschlag, allerdings, entsprechend dem
gewachsenen Kenntnisstand, in abgewandelter Form. In dem 1969 in der
DDR erschienenen Buch Politische Ökonomie des Sozialismus und ihre An-
wendung in der DDR wurde das ökonomische Grundgesetz als allgemeines
Bewegungsgesetz der sozialistischen Gesellschaftsformation verstanden, als

ständige Erweiterung, Vervollkommnung und Intensivierung der sozialisti-
schen Produktion und Reproduktion auf Basis des wissenschaftlich-
technischen Höchststandes zur Stärkung der sozialistischen Ordnung, der
ständig besseren Befriedigung der materiellen und kulturellen Bedürfnisse

51 J. W. Stalin, ökonomische Probleme des Sozialismus in der UdSSR, Tübingen 1972,
S. 3.

52 Ebd., S. 41.
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der Bürger, der Entfaltung ihrer Persönlichkeit und ihrer sozialistischen ge-
sellschaftlichen Beziehungen.3

Die inhaltliche Bestimmung des ökonomischen Grundgesetzes bezog sich
auch hier nur auf eine, die niedere Phase der kommunistischen Gesellschafts-
formation. Das ökonomische Grundgesetz der kommunistischen Gesell-
schaftsformation als ganzes konnte zu diesem Zeitpunkt der Existenz einer hi-
storisch unausgereiften sozialistischen Gesellschaft auch noch nicht entdeckt
werden.

6. Der Begriff Politische Ökonomie des Sozialismus>

Der Begriff (Politische Ökonomie des Sozialismus) wurde erst 1931 von N.
Voznesenski in die ökonomische Wissenschaft eingeführt. Die Politische
Ökonomie des Sozialismus müsse als organischer Bestandteil einer künftigen
Theorie der Ökonomie des Kommunismus eingehen. Sie solle die Entstehung
und das Werden des Kommunismus sowie seiner grundlegenden ökonomi-
schen Bewegungsgesetze untersuchen. Marx hatte bekanntlich in seiner Kritik
des Gothaer Programms zwei Phasen, eine niedere und eine höhere der kom-
munistischen Gesellschaft unterschieden. Lenin schloß aus Marxens Formu-
lierung, nach der die erste Phase «aus der kapitalistischen Gesellschaft nach
langen Geburtswehen»54 hervorgehe, daß es vor der ersten Phase noch eine
Übergangsetappe geben würde: 1. «lange Geburtswehen»; 2. «erste Phase der
kommunistischen Gesellschaft»; 3. «höhere Phase der kommunistischen Ge-
Seilschaft»55.

Marx, Engels und Lenin waren sich darüber im klaren, daß es Etappen,
Phasen beim Übergang von der kapitalistischen zur kommunistischen Gesell-
schaftsformation geben würde. Anstelle «fruchtloser akademischer Diskussio-
nen, was Sozialismus und Kommunismus» sei, setzten sie auf die konkrete
Analyse der gegebenen Verhältnisse und Bedingungen, unter denen sich der
Übergang vollziehen würde. Die Unterschiede zwischen den Phasen, beson-
ders der niederen und der höheren, seien sehr große. Wie sie im einzelnen
verlaufen und wieviele Etappen und Zwischenstufen es gäbe, darüber könne
man höchstens müßige Spekulationen anstellen. Auch Rückschläge und Nie-

53 Politische Ökonomie des Sozialismus und ihre Anwendung in der DDR, a.a.O., S. 237.
Karl Marx, Randglossen zum Programm der deutschen Arbeiterpartei, In: Werke, Bd.
19,5.21.

55 W. I. Lenin, Marxismus und Staat, Berlin 1971, S. 47. - Siehe auch W. I. Lenin,
Staat und Revolution, Kapitel V, Abschnitt 3 und 4. In: Werke, Bd. 25, S. 478 ff.
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derlagen, wie wir jetzt wissen, waren und sind nicht auszuschließen. Wenn
Marx die kommunistische Gesellschaft in eine niedere und eine höhere Phase
gliederte, heißt das nicht, daß es nicht mehr Phasen geben kann. Spekulatio-
nen über die Zukunft unter sich ständig verändernden Bedingungen sind der
Marx'schen Methode fremd. So meinte Engels in einem Brief an Otto von
Boenigk vom 21. August 1890, daß die sozialistische Gesellschaft

nicht ein ein für allemal fertiges Ding [ist], sondern wie alle ändern Gesell-
schaftszustände [sich] in fortwährender Veränderung und Umbildung
[befindet]."

Dies gilt wohl auch für die Phase, die in der Ausarbeitung der Politischen
Ökonomie eine bedeutende Rolle spielte und kontroverse Diskussionen aus-
lösten, die bis in die siebziger Jahre anhielten.

Voznesenski ging von einer qualitativen Gleichartigkeit von Sozialismus
und Kommunismus aus.57 Der Sozialismus könnte nicht als besondere Gesell-
schaftsformation betrachtet werden.58 S. Dubrowski dagegen betrachtete die
sowjetische Wirtschaft als eine selbständige Produktionsweise. Wieder andere,
so z.B. Borilin, leugneten die relative Selbständigkeit des Sozialismus und lö-
sten sie in der Übergangsperiode zum «völligen» Kommunismus auf. Walter
Ulbricht ging Ende der sechziger Jahre davon aus, daß der Sozialismus

56 F. Engels, Brief an von Boenigk. In: Werke, Bd. 37, S. 447.
57 In der Diskussion wurde Sozialismus als erste oder niedere Phase, Kommunismus

als die höhere verstanden. Wer diese Unterscheidung eingeführt hat, muß ich hier
offen lassen: Unter den Begriffen <Sozialismus> und <Kommunismus> haben im Zug
der Ausarbeitung des wissenschaftlichen Sozialismus Marx und Engels nichr immer
das gleiche verstanden. Zur Zeit der Abfassung des Manifestes verstand man unter
Sozialismus einerseits «die Anhänger der verschiedenen utopischen Systeme», aller-
dings die «mannigfaltigsten sozialen Quacksalber, die mit allerhand Flickwerk, ohne
jede Gefahr für Kapital und Profit, die gesellschaftlichen Mißstände aller Art zu be-
seitigen versprachen», unter Kommunismus denjenigen «Teil der Arbeiterklasse, der
sich von der Unzulänglichkeit bloßer politischer Umwälzungen überzeugt hatte und
die Notwendigkeit einer totalen Umgestaltung der Gesellschaft forderte», Sozialis-
mus war «salonfähig; der Kommunismus war das gerade Gegenteil» (F. Engels, Vor-
rede zur englischen Ausgabe des Manifest! der Kommunistischen Partei von 1888. In:
Werke, Bd. 4, S. 580). Diese Unterscheidung könnte gegenwärtig wieder interessant
sein. Im Anti-Dühring verwandte Engels den Begriff <Sozialismus> offenbar als Syn-
onym für Kommunismus, nicht aber als niedere oder erste Phase der kommunisti-
schen Gesellschaftsformation.
Siehe Schirokorad, Die politische Ökonomie des Sozialismus in der UdSSR während
der Übergangsperiode. Methodologische Probleme, a.a.O., S. 130.
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keine kurzfristige Übergangsphase in der Entwicklung der Gesellschaft
[ist], sondern eine relativ selbständige sozial-ökonomische Formation in
der historischen Epoche des Übergangs vom Kapitalismus zum Kommu-
nismus im Weltmaßstab. [Der Sozialismus entwickelt sich] auf seiner eige-
nen Grundlage. Die Bürde der kapitalistischen Vergangenheit erschwerte
diese Einsicht. Deshalb wurden häufig die Kategorien der sozialistischen
Ökonomik, die formal der kapitalistischen Ökonomik ähnlich sind (Geld,
Preis, Gewinn usw.), als unvermeidliches <Übel> betrachtet, deren Wirk-
samkeit überwunden werden muß."

Die Auffassung Ulbrichts hatte in der Dubrowskis ihren Vorläufer. Die These
Ulbrichts vom Sozialismus als relativ selbständiger Formation wurde nach
dessen Sturz (korrigiert). Die Ergebnisse auch dieser <Korrektur> sind bekannt.

Der Sozialismus entwickelte sich nicht nur auf seinen <eigenen Grundla-
gen). Er hatte auch seine eigenen Widersprüche. Bis Anfang der dreißiger Jah-
re negierten jedoch viele sowjetische Ökonomen diesen Sachverhalt. K.
Butajew meinte, daß der Sozialismus keine Widersprüche zwischen Produkti-
on und Konsumtion kenne. Der Widerspruch zwischen Akkumulation und
Konsumtion verschwinde in der UdSSR.60 Dieser Standpunkt war letztlich
unhaltbar. Sowjetische Ökonomen meinten Mitte der dreißiger Jahre, daß die
Aufdeckung und Untersuchung von Widersprüchen zwischen Produktions-
verhältnissen und Produktivkräften, Produktion und Bedarf, Produktion und
Konsumtion, Produktion und Bedürfnissen in den Gegenstandsbereich der
Politischen Ökonomie des Sozialismus gehörten. Als grundlegender Wider-
spruch der sozialistischen Wirtschaft wurde der Widerspruch zwischen den
gesellschaftlichen Bedürfnissen und dem Niveau der materiellen Produktion
erkannt. Dessen Lösung konnte nur durch das Wachstum der materiellen
Produktion erfolgen. Dieser Grundwiderspruch und dessen Lösung fanden
dann auch Eingang in die inhaltliche Bestimmung des ökonomischen
Grundgesetzes des Sozialismus. Mit der Auffassung vom Sozialismus als einer
sehr langen Etappe in der Epoche des Übergangs vom Kapitalismus zum

59 Walter Ulbricht, Die Bedeutung des Werkes <Das Kapital von Karl Marx für die
Schaffung des entwickelten gesellschaftlichen Systems des Sozialismus in der DDR und
der Kampf regen das staatsmonopolistische Herrschaftssystem in Westdeutschland,

a.a.O., S. 38.
60 Siehe Schirokorad, Die politische Ökonomie des Sozialismus in der UdSSR während

der Übergangperiode. Methodologische Probleme, a.a.O., S. 134. -Auch in der Wis-
senschaftsentwicklung in der DDR gab es Phasen, in der die Anerkennung von Wi-
dersprüchen als Triebkraft unterschätzt bzw. geleugnet wurde. Anstelle der Wider-
sprüche als Triebkraft trat die «Interessenübereinstimmung», die allerdings als in
sich widersprüchlich interpretiert wurde. Siehe hierzu Politische Ökonomie des So-
zialismus und ihre Anwendung in der DDR, a.a.O., S. 710 f.



40 Ulrich Huar

Kommunismus, wie bei Dubrowski, war es nur eine wissenschaftstheoretische
Konsequenz, die Politische Ökonomie des Sozialismus als relativ selbständi-
gen Bestandteil der marxistischen Politischen Ökonomie zu begründen. Das
Zentralkomitee der KPdSU (B) faßte 1936 einen Beschluß über die Umge-
staltung des Unterrichts im Fach Politische Ökonomie. Darin wurde festge-
legt, an den Hochschulen das Fach Politische Ökonomie des Sozialismus ein-
zuführen. Dieser Beschluß galt zugleich als Direktive für die wirtschaftswis-
senschaftlichen Institute der Akademie der Wissenschaften der UdSSR, sich
der Ausarbeitung einer ökonomischen Theorie des Sozialismus zuzuwenden.
Nach L. Ljowschin und W, Oreschkin fand mit diesem Beschluß

der langwierige und komplizierte Kampf um die Anerkennung der Politi-
schen Ökonomie des Sozialismus als selbständige Wissenschaft seinen Ab-
Schluß.61

7. Reproduktionstheorie

Unter den komplizierter werdenden Beziehungen in der Wirtschaftsentwick-
lung im Zuge des erfolgreichen Verlaufs und des Abschlusses des ersten
Fünfjahresplans gerieten in den dreißiger Jahren Fragen der Reproduktions-
theorie mit in den Mittelpunkt der theoretischen Diskussion. Inwieweit war
die Marxsche Reproduktionstheorie auf die sozialistische Wirtschaft anwend-
bar? Wenn die Arbeiterklasse Eigentümer der Produktionsmittel war, konnte
das neu geschaffene Produkt nicht mehr in ein notwendiges Produkt und in
ein Mehrprodukt zerfallen, der Arbeitstag nicht mehr in notwendige Arbeit
und in Mehrarbeit geteilt werden. Nach Meinung von Voznesenski spiegelten
Kategorien der Marxschen Reproduktionstheorie Ausbeutungsverhältnisse
wider, die in der sozialistischen Volkswirtschaft nicht existierten. Noch 1952
meinte Stalin, daß es notwendig sei, einige Begriffe des Marxschen Kapital
«über Bord zu werfen». Er nannte Begriffe wie (notwendige Arbeit), (Mehr-
arbeit), (notwendiges Produkt) und (Mehrprodukt), «notwendige Arbeitszeit)
und (Surplus-Arbeitszeit>. Dies seien Begriffe der kapitalistischen Wirtschaft.
Da die Arbeiterklasse die politische Macht innehabe, Eigentümer der Pro-

61 L. Ljowschin/W. Oreschkin, Über die politökonomische Forschung der Akademie der
Wissenschaften der UdSSR. In: Sowjetwissenschaften/Gesellschaftswissenschaftliche
Beiträge, Heft 10/1974, S. 1036 f.
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duktionsmittel sei, könne sie ihre Arbeitskraft nicht an sich selbst verkaufen,
seien die genannten Kategorien nicht mehr anwendbar.62

Wenn auch im sozialistischen Sektor keine Ausbeutungsverhältnisse mehr
existierten, stießen die Ökonomen in der Praxis auf einen Widerspruch zu ih-
rer Annahme, daß es kein «notwendiges» und kein «Mehrprodukt» mehr gä-
be. Sie kamen nicht umhin, in der Produktion zwischen Abteilung I und II,
d.h. zwischen der Produktion von Produktionsmitteln und der von Konsum-
gütern, in der Nettoproduktion zwischen Akkumulation und Konsumtion zu
unterscheiden. Im Unterschied zu seiner im Februar 1952 geäußerten Mei-
nung sagte Stalin drei Monate später, daß solche Grundthesen der Marxschen
Reproduktionstheorie wie Teilung der gesellschaftlichen Produktion in Pro-
duktionsmittel und Produktion von Konsumtionsmittel, dem Verhältnis zwi-
schen Abteilung I und II, vom Mehrprodukt als einziger Akkumulations-
quelle, der Bildung gesellschaftlicher Fonds für die Planung der sozialistischen
Volkswirtschaft unverzichtbar seien.63 Die kapitalistische Ausbeutung besteht
nicht in der Teilung von «notwendigem» und «Mehrprodukt», sondern in der
privaten Aneignung des Mehrprodukts. In der sozialistischen Wirtschaft kann
das Mehrprodukt nicht mehr privat angeeignet werden, wird der Antagonis-
mus zwischen gesellschaftlicher Produktion und privater Aneignung aufgeho-
ben. Mehrarbeit war nach Marx in den Ausbeutergesellschaften

ihrem Wesen nach immer Zwangsarbeit [...]. Diese Mehrarbeit stellt sich
dar im Mehrwert, und dieser Mehrwert existiert in einem Mehrprodukt.
Mehrarbeit überhaupt, als Arbeit über das Maß der gegebenen Bedürfnisse
hinaus, muß immer bleiben [...]. Ein bestimmtes Quantum Mehrarbeit
ist erheischt durch die Assekuranz gegen Zufälle, durch die notwendige,
die Entwicklung der Bedürfnisse und dem Fortschritt der Bevölkerung ent-
sprechende, progressive Ausdehnung des Reproduktionsprozesses.64

[...] streift man sowohl dem Arbeitslohn wie dem Mehrprodukt, der not-
wendigen Arbeit wie der Mehrarbeit den spezifisch kapitalistischen Cha-
rakter ab, so bleiben eben nicht diese Formen, sondern nur ihre Grundla-
gen, die allen gesellschaftlichen Produktionsweisen gemeinschaftlich sind.65

Das Mehrprodukt wird im Sozialismus von der politisch herrschenden Ar-
beiterklasse in ihrem Interesse verteilt, zur Befriedigung gesellschaftlicher Be-
dürfnisse, zur Akkumulation und zur Bildung eines Reservefonds. Darin liegt
die weltgeschichtliche Bedeutung des Sozialismus. Bei allen Fehlern, Män-

62 J. W. Stalin, ökonomische Probleme des Sozialismus in der UdSSR, S. 18 f.
3 J. W. Stalin, Über die Fehler des Genossen L. D. Jaroschenko. In: ökonomische Pro-

bleme des Sozialismus in der UdSSR, a.a.O., S. 81 f.
64 K. Marx, Das Kapital, Bd. III. In: Werke, Bd. 25, S. 827.
65 Ebd., S: 883. - Siehe auch F. Engels, Anti-Dühring, a.a.O., S. 180.
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geln, Versäumnissen, Dummheiten und Deformationen, die es gegeben hat,
bleibt auch nach der Niederlage des europäischen Sozialismus dieser Sachver-
halt sein geschichtliches Verdienst. Dies um so mehr, als er nachgewiesen hat,
daß eine solche Gesellschaft nicht nur möglich, sondern notwendig ist. Darin
liegt auch seine Zukunfststrächtigkeit, trotz allen Geschreis über das Ende des
Sozialismus und aller Verleumdungskampagnen und Geschichtsfälschungen.

Das Problem im Sozialismus bestand in der Festlegung richtiger Proportio-
nen zwischen Akkumulation und Konsumtion, die Voznesenski 1932 als die
«wichtigste Frage» der sowjetischen Planung bezeichnete. Die inneren und
äußeren Bedingungen der Sowjetunion zwangen dazu, die Akkumulation auf
Kosten der Konsumtion rasch zu entwickeln. Auf die Dauer ließ sich jedoch
eine ständige Beschleunigung des Akkumulationstempos und des Wirtschafts-
wachstums auf Kosten der Konsumtion nicht realisieren, ohne an politischer
Stabilität zu verlieren. So sah der zweite Fiinfjahresplan eine bedeutende Er-
höhung des materiellen Lebensniveaus der Arbeiter und Bauern vor. Aber
nach welchen Kriterien war die Frage nach dem Lebensniveau der Arbeiter
und Bauern zu berechnen? Ob Voznesenski der erste sowjetische Ökonom
war, der die Frage nach dem Lebensniveau nicht ausschließlich nach dem
Konsumtionsniveau beantwortete, muß hier offen bleiben. Er zog jedenfalls
solche Kriterien wie Zeitdauer des Arbeitstages, Beseitigung der Arbeitslosig-
keit, Wachstum der Gemeinschaftsverpflegung, das kommunale Bauwesen
sowie andere Faktoren der erweiterten sozialistischen Reproduktion mit ein,
um das materielle und kulturelle Lebensniveau der Arbeiterklasse zu berech-
nen. Gerade daß er das kulturelle Lebensniveau mit berücksichtigte, war von
Bedeutung.66

Die Einkommen und der Konsum waren bei Kolchosbauern und Arbeitern
im Laufe des ersten Fünfjahresplans, gemessen am Ausgangsniveau der Völker
der Sowjetunion bzw. dem Vorkriegsstand des zaristischen Rußlands, bedeu-
tend gewachsen. Voznesenski verwies darauf, daß für gleichzeitig hohe
Wachstumsraten des Akkumulations- und des Konsumtionsfonds ein schrof-
fer Umschwung in der Dynamik der Arbeitsproduktivität erforderlich sei.

Eng verbunden mit der Reproduktionstheorie war die Frage der wirtschaft-
lichen Rechnungsführung. Anfang der zwanziger Jahre wurde die wirtschaftli-
che Rechnungsführung lediglich als Methode zur Berechnung und Herstel-
lung der Rentabilität staatlicher Betriebe in der Übergangsperiode betrachtet,
in der noch ein privatkapitalistischer und ein umfangreicher Sektor der einfa-
chen Warenproduktion existierten. Lange Zeit herrschte unter den Ökono-
men auch hier die Auffassung vor, daß die wirtschaftliche Rechnungsführung
nur unter privatwirtschaftlichen Verhältnissen positive Ergebnisse hervor-

Siehe Schirokorad, Die politische Ökonomie des Sozialismus in der UdSSR während
der Übergangsperiode. Methodologische Probleme, a.a.O., S. 161 f.
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bringen würde. Wie die Wertkategorien wurde auch die wirtschaftliche
Rechnungsführung als Methode der kapitalistischen Wirtschaft dem Verdikt
unterworfen. Für den Sozialismus sei sie nicht akzeptabel.

Anfang der dreißiger Jahre erkannte Voznesenski, daß die wirtschaftliche
Rechnungsführung nicht nur Mittel zur Rechnungslegung und Kontrolle sei,
sondern auch Methode zur Leitung der Betriebe und Vereinigungen des ver-
gesellschaftlichten Sektors. Desgleichen erkannten mehrere Ökonomen in
dieser Zeit auch den Zusammenhang von wirtschaftlicher Rechnungsführung
mit dem Plan.

Neue Probleme der wirtschaftlichen Rechnungsführung tauchten mit der
Frage der Leitung der sozialistischen Betriebe auf: Leitung durch ein Zen-
trum, durch ein Kollektiv oder Einzelleitung mit persönlicher Verantwor-
tung. Das Problem bestand im Verhältnis von einheitlichem Volkswirt-
schaftsplan, einer relativen Selbständigkeit der Betriebe und der persönlichen
Verantwortung der Leiter.

Die Einzelleitung war Voraussetzung für die operative Selbständigkeit der
Betriebe und diese gehörte zu den Grundprinzipien der wirtschaftlichen
Rechnungsführung. Wie weit ging die Selbständigkeit der Betriebe, und da-
mit die Verantwortung der Leiter für Gewinnerwirtschaftung, Qualität der
Produkte, Planerfüllung sowie soziale Einrichtungen für die Betriebsangehö-
rigen etc.? Es zeigte sich ein neuer Widerspruch in der Wirtschaftspraxis: Der
sowjetische Betrieb kann nicht nur produzieren, was für ihn vorteilhaft ist,
sondern er muß auch produzieren, was ihm der zentrale Plan vorgibt. War
der Gewinn zu einer zentralen Kategorie geworden, so war er doch kein
Selbstzweck, sondern auch Kennziffer für den Teil des Gewinns, der für die
gesamtgesellschaftliche Reproduktion in den Akkumulationsfonds des soziali-
stischen Staates floß.

8. Schluß

Die Zeit von der Oktoberrevolution bis Ende der dreißiger Jahre war die Pe-
riode der Ausarbeitung der Politischen Ökonomie des Sozialismus in ihren
Grundzügen als einem relativ selbständigen Bestandteil der marxistischen Po-
litischen Ökonomie. Seit dieser Zeit gehörte sie zu den Grundlagen für die

Ausarbeitung einer wissenschaftlich begründeten Wirtschaftsstrategie. In die-
ser Zeit konnten noch nicht alle Fragen geklärt werden. Es gab nicht wenige
Irrtümer. In den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg, mit der Herausbildung
eines sozialistischen Weltwirtschaftssystems, traten neue Probleme auf, die
theoretisch beantwortet werden mußten. Die Politische Ökonomie des Sozia-
lismus fand ihre weitere Ausarbeitung nicht nur durch sowjetische Ökonomi-
en, sondern auch durch Wissenschaftler der sozialistischen Staaten, darunter
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die der DDR. Ende der sechziger Jahre, Anfang der siebziger Jahre erreichte
die Ausarbeitung der ökonomischen Theorie des Sozialismus ihren Höhe-
punkt. In ihr sind die Erfahrungen von einem halben Jahrhundert erfolgrei-
cher ökonomischer Entwicklung des Sozialismus in theoretisch verallgemei-
nerter Form enthalten. Bis zu diesem Zeitraum hatten die sozialistische Wirt-
schaft und die sozialistische ökonomische Theorie ihre Überlegenheit gegen-
über dem Kapitalismus praktisch unter Beweis gestellt. Daran ändert auch die
- nicht zuletzt durch fehlerhafte Wirtschaftspolitik selbst verschuldete - Nie-
derlage des europäischen Sozialismus nichts. Für einen neuen sozialistischen
Anlauf hat die ökonomische Theorie des Sozialismus, deren Entwicklung
durch die Niederlage vorläufig abgebrochen ist, nichts von ihrer Bedeutung
verloren.



Kurt Gossweiler

John Maynard Keynes - ein Ratgeber für uns
und unsere Probleme?1

The author turns against those voices on the left who propagate that the eco-
nomic policy of creating Jobs by deficit spending i.e. increasing the national
debt recommended by John Maynard Keynes in the thirties is an Option in
the interest of the working people against neoliberal streamlining, budget
cutting, and stripping of the welfare state. He recalls that marxist economists
have proved decades ago that this policy would in the long run lead to a dis-
astrous exacerbation of the contradictions inherent in the capitalist mode of
economy and would either lead to a profound crisis or to war. In determining
the historical Status of Keynesianism, the author states that it was the pre-
dominant state monopolistic economic policy in the period of preparing and
waging World War II and the Gold War, ending up in the above neoliberal
policy.

Zum 50. Todestag des bürgerlichen Ökonomen John Maynard Keynes
brachte das Neue Deutschland am 18. April 1996 einen Gedenkartikel aus der
Feder Joachim Bischoffs, der mich arg ins Grübeln brachte, weil ich bei Bi-
schoff so gut wie nichts fand von dem Keynes, der mir bekannt ist, dafür aber
eine Auswahl von Keynes-Zitaten, nach denen zu urteilen kaum etwas dage-
gen spräche, ihn zu einem Vordenker des demokratischen Sozialismus zu er-
nennen. Wir lesen da zum Beispiel:

Der Übergang von wirtschaftlicher Gesetzlosigkeit zu einer Ordnung, die
bewußt auf eine Überwachung und Lenkung der wirtschaftlichen Kräfte
im Sinne gesellschaftlicher Gerechtigkeit und gesellschaftlichen Gleichge-
wichts abzielt, wird ungeheure Schwierigkeiten darbieten,

aber ihre Lösung müsse gesucht werden. Bischoff, Keynes zitierend, weiter:

«Die hervorstechenden Fehler der wirtschaftlichen Gesellschaft, in der wir
leben, sind ihr Versagen, für Vollbeschäftigung Vorkehrungen zu treffen,

1 Dieser Beitrag erschien erstmals in den Weißenseer Blättern, Heft 4/1996, S. 14-22.
Die Topos-Redaktion dankt den Herausgebern herzlich für die freundliche Überlas-
sung dieses Textes.

Topos 9, © Aisthesis Verlag, 1997, ISSN 0943-1810, ISBN 3-89528-186-7



46 Kurt Gossweiler

und ihre willkürliche und unbillige Verteilung des Reichtums und der
Einkommen [...].> Keynes wußte, daß auf lange Sicht nur die Abschwä-
chung der großen Vermögensunterschiede und die Beseitigung des Ren-
tiers, der allein von der Verzinsung seines Vermögens lebt, die Deforma-
tionen [!] der modernen kapitalistischen Gesellschaft aufheben können
[...]. Keynes [...] hat versucht, die Ansätze zu einer sozial orientierten und
auf internationale Kooperation angelegten alternativen Politik theoretisch
zu untermauern und das wirtschafts- und finanzpolitische Instrumentari-
um dadurch treffsicherer zu machen.

Nun, es gibt ja nicht wenige bürgerliche Ökonomen, Publizisten und Politi-
ker, über deren wohlmeinende Absichten Ähnliches gesagt werden könnte.
Aber für den Leser noch wichtiger als die Vorführung solch menschenfreund-
licher Ansichten wäre eine Information darüber, auf welchem Wege der Be-
treffende seine philanthropischen Ziele erreichen wollte und wie diese Vor-
stellungen vom sozialistischen - gegebenenfalls marxistischen - Standpunkt
aus zu beurteilen sind. Eine solche Information fehlt leider in dem Artikel fast
völlig. Dafür läßt Bischoff aber erkennen, daß er das von Keynes vorgeschla-
gene Konzept für geeignet hält, die von diesem anvisierten Ziele zu erreichen.
Das wird schon in der Artikel-Überschrift zum Ausdruck gebracht, lautet sie
doch: «Die Politik lernte die Lektion nicht», womit gesagt sein sollte, daß die
wirtschaftliche Lage in der Bundesrepublik Deutschland um vieles besser sein
würde, wären die Politiker dabei geblieben, den «in der Weltwirtschaftskrise
und [in] der Nachkriegsentwicklung so erfolgreichen Konzepten zur Glättung
und Steuerung der Konjunkturzyklen und zur Regulierung der Weltwirt-
schafts(un)ordnung» zu folgen.

In der gleichen Absicht, uns vorzuführen, welch progressiver Denker dieser
J. M. Keynes war, gibt Bischoff den Inhalt eines Briefes wieder, in dem
Keynes im Dezember 1933 den US-Präsidenten Roosevelt ermuntert hatte,

sich von seinem Versuch zur Stabilisierung der Binnennachfrage in den
USA nicht abbringen [zu] lassen und angesichts der dramatischen Situa-
tion den massiven Anstieg der kreditfinanzierten Ausgaben als notwendiges
Übel in Kauf [zu] nehmen,

was Roosevelt bekanntlich ja auch tat - wofür er von Bischoff in seinem Arti-
kel die Note: «ein überaus erfolgreiches Unterfangen» bekommt. Kein Zwei-
fel also, daß Bischoff in der Befolgung der Keynesschen Konzepte einen
«überaus erfolgreichen» Weg sieht, die heute wiederum zu einem Hauptpro-
blem gewordene Massenarbeitslosigkeit zu überwinden.

Das ist allerdings ganz erstaunlich, denn bei genauem Hinsehen kann nicht
verborgen bleiben, daß die heutigen Wirtschaftsprobleme in den hochenrwik-
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kelten kapitalistischen Ländern die unausweichliche Konsequenz jahrzehnte-
langer keynesianischer Wirtschaftspolitik darstellen.

Keynes, geboren 1883, wurde am bekanntesten durch sein in Deutschland
erstmals 1936 erschienenes Hauptwerk Allgemeine Theorie der Beschäftigung,
des Zinses und des Geldes, das als Grundlegung des <Keynesianismus> angese-
hen wird.

Keynes war aber keineswegs nur ein Wirtschartstheoretiker, sondern schon
seit 1906, als er seinen Dienst im britischen Indien-Ministerium aufnahm,
ein Wirtschaftspolitiker im Dienste des britischen Imperialismus, wofür er
1942 in zweifacher Weise ausgezeichnet wurde. Erstens durch seine Aufnah-
me in das Direktorium der damals noch als Weitfinanzzentrum Nr. l gelten-
den Bank von England, zweitens durch seine Aufnahme in das britische
Oberhaus, die mit der Erhebung in den Adelsstand verbunden war. Er kann
mit Fug und Recht als der Schöpfer des britischen Kriegsfinanzsystems im
Zweiten Weltkrieg bezeichnet werden.

Den Anstoß für seine Theorie der Beschäftigung erhielt Keynes in den Jah-
ren der Weltwirtschaftskrise von 1929-1933. Es war gar nicht zu übersehen,
daß die offizielle staatliche Wirtschaftspolitik diese Krise verlängerte und ver-
tiefte, indem sie die staatlichen Ausgaben drastisch reduzierte und eine Politik
brutalen Lohnabbaus und der Kürzung aller Sozialausgaben betrieb mit der
Begründung, dies alles sei erforderlich, um den Staatshaushalt wieder ins
Gleichgewicht zu bringen.

Das Hauptmotiv für diese Politik war aber nicht der Haushaltsausgleich,
sondern das brennende Verlangen des Monopolkapitals, die Krise zur
«Reinigung» von all dem sozialen Klimbim> zu benutzen, von all den Zuge-
ständnissen, die es seit 1918 den Arbeitern hatte einräumen müssen. Die
Furcht vor der Arbeitslosigkeit sollte dazu ausgenutzt werden, die Löhne so
tief wie möglich zu drücken und sie in einer künftigen neuen Aufschwung-
phase nach Möglichkeit auf diesem niedrigen Niveau zu halten.

Darum stießen Vorschläge, die damals von zahlreichen Ökonomen und
auch von Unternehmern kamen, zunächst bei den Regierenden in Deutsch-
land auf taube Ohren, nämlich der Rat, statt eine restriktive, die Krise noch
verschärfende Wirtschaftspolitik weiterzubetreiben, doch zu einer bewußt
antizyklischen Wirtschaftspolitik umzusteuern, die in Zeiten der Krise die
staatlichen Ausgaben nicht drosselt, sondern sie zugunsten von Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen erhöht, um auf diese Weise die Voraussetzungen für
eine Trendwende und einen neuen Konjunkturaufschwung zu schaffen. Aber
erst als durch die Errichtung der faschistischen Diktatur die Gewähr dafür
gegeben war, daß die Arbeiterschaft aller Möglichkeiten beraubt war, in der
kommenden Rüstungskonjunktur etwa durch Arbeitskämpfe ihre in den Kri-
senjahren verlorengegangenen Standards wieder zurückzuerobern, war das
deutsche Monopolkapital bereit, sich auf die Wirtschaftspolitik des deficit
spending, auf eine Politik massiver staatlicher «Arbeitsbeschaffung», finanziert
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durch uferlose Staatsverschuldung, einzulassen. Über die Gefahren einer sol-
chen Schuldenpolitik machten sich ihre Autoren, wie Hjalmar Schacht, und
die Naziführung keine Sorgen: Bezahlen würden alle Kosten - wie nach dem
Krieg gegen Frankreich 1870/71 - die Besiegten, diesmal die Völker Europas.

Eine Politik der Finanzierung öffentlicher Aufträge durch Verschuldung
des Staates hatte inzwischen das Markenzeichen des <Keynesianismus> erhal-
ten, weil Keynes, wie schon erwähnt, sich darum bemüht hatte, den theoreti-
schen Nachweis für das problemlose Funktionieren einer solchen Politik
staatlich geregelter Vollbeschäftigung zu erbringen.

Eine Theorie, die um den Nachweis bemüht ist, daß kapitalistische Wirt-
schaft frei von Krisen betrieben werden könne, muß natürlich implizit eine
antimarxistische Theorie sein. Das war sie aber auch nach der ganz bewußten
und ausgesprochenen Intention von Keynes. Noch während der Arbeit an
seiner Allgemeinen Theorie schrieb er an einen Bekannten, sein Buch werde

die Ansichten der Welt über wirtschaftliche Probleme weitgehend revolu-
tionieren. [...] Es wird sich vieles ändern, vor allem werden die Ricardo-
Sehen Fundamente des Marxismus hinweggefegt werden.2

Aufschlußreich für Keynes' Verhältnis zum faschistischen Deutschland ist
auch eine Passage in seinem Vorwort zur deutschen Ausgabe seiner Allgemei-
nen Theorie, geschrieben im September 1936. Keynes schrieb, er hoffe, die
deutschen Ökonomen davon überzeugen zu können, daß er mit seiner Me-
thode einen wichtigen Beitrag zur Formung einer zeitgenössischen Politik lei-
ste, und fugte dem hinzu, die «Theorie der Produktion als Ganzes», die den
Zweck seines Buches bilde, könne «viel leichter den Verhältnissen eines tota-
len Staates angepaßt werden als die Theorie des <laissez-faire> »3. Keynes selbst
bestätigt also, daß die von ihm empfohlene Wirtschaftspolitik auch mit dem
Faschismus kompatibel ist. In der Tat ist die von Bischoff mit so viel Sym-
pathie bedachte «Politik der kreditfinanzierten öffentlichen Ausgaben» in kei-
nem Land der Erde vor 1945 so extensiv betrieben worden wie im faschisti-
schen Deutschland.

Zit. nach: George Siskind, John Maynard Keynes — ein falscher Prophet. Die Ursachen
des ideologischen Einflusses der Keynesschen Lehre und ihre Trugschlüsse, Dietz Verlag,
Berlin 1959, S. 5. Vgl. zur Beurteilung von Keynes in der DDR auch Werner Krau-
se, Wirtschafisthcoric unter dem Hakenkreuz. Die bürgerliche politische Ökonomie in
Deutschland während der faschistischen Herrschaft, Berlin 1969, S. 159 ff.

3 John Maynard Keynes, Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Gel-
des, München und Leipzig 1936, S. IX.
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Der DDR-Ökonom Karl Heinz Schwank hat deshalb 1961 in seiner
Schrift Lord Keynes Theorie weder revolutionär noch wissenschaftlich durchaus
zutreffend bemerkt:

Der sogenannte Neue Plan der deutschen Faschisten, der unter der hervor-
ragenden Anteilnahme Schachts entstanden war und der nach seinem Ein-
geständnis so viel zur Durchführung der Aufrüstung [...] beigetragen hat>,
beinhaltet praktisch die Gedanken, die Keynes rechtfertigt.4

Keynes selbst hat den Grundgedanken seiner Theorie der Beschäftigung an
einem berühmt gewordenen, ausgedachten Beispiel bildhaft dargestellt, als er
schrieb:

Wenn das Schatzamt alte Flaschen mit Banknoten füllen und sie in geeig-
neten Tiefen in verlassenen Kohlebergwerken vergraben würde, sie dann
bis zur Oberfläche mit städtischem Kehricht füllen würde und es dem pri-
vaten Unternehmergeist nach den erprobten Grundsätzen des laissez-faire
überlassen würde, die Noten wieder auszugraben (wobei das Recht, also zu
tun, natürlich durch Offerten für die Pacht des Grundstücks, in dem die
Noten liegen, zu erwerben wäre), brauchte es keine Arbeitslosigkeit mehr
zu geben, und mit Hilfe der Rückwirkungen würde das Realeinkommen
des Gemeinwesens wie auch sein Kapitalreichtum wahrscheinlich viel grö-
ßer als jetzt werden. Es wäre zwar viel vernünftiger, Häuser und derglei-
chen zu bauen, aber wenn dem politische und praktische Schwierigkeiten
im Wege stehen, wäre das obige besser als gar nichts.5

Ein anderer DDR-Ökonom, Herbert Meissner, beschrieb diese Keynesschen
Gedanken wie folgt:

Da die Steigerung der effektiven Gesamtnachfrage der Kernpunkt des
Keynesianismus ist, laufen seine wirtschaftspolitischen Vorschläge darauf
hinaus, Möglichkeiten für die Nachfrageerhöhung bei Konsumgütern und
Produktionsmitteln zu finden [...]. Eine Hebung der Massenkaufkraft
wird von Keynes ausdrücklich abgelehnt, da «im allgemeinen die Beschäfti-
gung nur zunehmen kann, wenn die Rate der Reallöhne gleichzeitig fällt>.

Kommentar Meissners dazu: «Der bourgeoise Klasseninhalt dieses Stand-
punktes liegt auf der Hand.»

4 K.H. Schwank, Lord Keynes Theorie weder revolutionär noch wissenschafilich, Berlin
1961, S. 55.

5 John Maynard Keynes, Allgemeine Theorie..., a.a.O., S. 110.
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Meissner führt die Schilderung der Keynesschen Gedanken wie folgt wei-
ter:

Die Produktionsmittelnachfrage soll dadurch stimuliert werden, daß die
umlaufende Geldmenge erhöht, dadurch das Angebot an Leihkapital ge-
steigert, der Zinssatz gesenkt und die Produktionserweiterung durch Auf-
nahme von Kredit attraktiv gemacht wird. Außerdem soll der Staat durch
öffentliche Investitionen für unproduktive Zwecke, insbesondere für die
Rüstung, den Reproduktionsprozeß in Gang halten.

Zutreffend kommentiert Meissner dieses Konzept mit den Worten:

Aber sowohl die Erhöhung der umlaufenden Geldmenge als auch die Fi-
nanzierung staatlicher Investitionen durch Geldemissionen bringen un-
vermeidlich eine Inflationstendenz mit sich.6

Diese Beurteilung der Keynesschen Rezepte wurde 1970 niedergeschrieben.
Die weitere Entwicklung bis zur Gegenwart hat ihre Richtigkeit bestätigt.
Um so erstaunlicher, daß in Bischoffs Gedenkartikel zu Keynes auf diese
Tendenz, die zur Realität geworden ist, mit keinem Wort hingewiesen wird,
obwohl Bischoff vor knapp zwei Jahren, im Neuen Deutschland vom 6. De-
zember 1993, gemeinsam mit Klaus Steinitz einen Artikel veröffentlicht hat,
in dem die Folgen der jahrzehntelangen staatlichen Kreditausweitungspolitik
der Bundesregierung mit konkreten Zahlen eindrucksvoll vorgeführt wurden.
In diesem Artikel, überschrieben Bedroht die Schuldenexplosion unsere Zu-
kunftfwar zu lesen:

Die Schulden der öffentlichen Haushalte der Bundesrepublik sind seit
1950 ununterbrochen angestiegen [...]. Dabei hat sich das Tempo des
Schuldenwachstums von Jahrzehnt zu Jahrzehnt erhöht [...]. Der Anteil
der Staatsschulden am Bruttoinlandsprodukt hat sich ständig erhöht, von
17 Prozent in 1960 auf 19 Prozent in 1970, 32 Prozent in 1980, 43 Pro-
zent in 1990 und schließlich 48 Prozent in 1993.

Bischoff/Steinitz schätzen, daß dieser Anteil im Jahr 1995 mit einer Staats-
schuld von 2,2 Billionen DM 60 Prozent erreicht haben wird. Im Gleich-
schritt mit dem Anwachsen der Staatsschuld wuchs die Zinslast von fast zu
ignorierenden 2,2 Milliarden DM in 1960 auf noch immer relativ verkraftba-
re 6,6 Milliarden DM in 1980, aber auf 130 Milliarden 1992! Für 1995
rechneten sie mit einer Zinsbelastung des Staatshaushaltes von ca. 170 Milli-

1 H. Meissner, StichwortKeynesianismus. In: ökonomisches Lexikon, A-K, Verlag Die
Wirtschaft, Berlin,21970, S. 1061 f.
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arden DM. Damit übersteigt der Posten für den Zinsendienst bereits den
Transfer in das Gebiet der DDR, nach <Neufunfland>. Oder anders gesagt:
Den Großbanken als den Hauptgläubigern des Bundes fließen aus dem
Staatshaushalt inzwischen Jahr für Jahr mehr Mittel zu als den neuen Bun-
desländern! Nach Bischoff/Steinitz reicht die jährliche Neuverschuldung des
Staates inzwischen nur noch dafür aus, den Zinsendienst zu leisten; für pro-
duktive Ausgaben, Auftragsvergabe und Investitionen der öffentlichen Hand,
wofür die Kreditaufnahme von Keynes propagiert und am Anfang der Schul-
denspirale ja auch benutzt wurde, bleibt nun nichts mehr übrig.

Der bereits erwähnte amerikanische Ökonom Siskind hat schon vor über
35 Jahren die Zwangsläufigkeit einer solchen Entwicklung aufgezeigt, als er
schrieb:

Sämtlichen Keynesianern ist [...] die Theorie gemeinsam, daß große Aus-
gaben des Staates über seine Steuereinnahmen hinaus, das heißt, Defizit-
ausgaben schlechthin, die Kaufkraft und Beschäftigungslage in jedem ge-
wünschten Umfang verbessern können [...]. Die Neo-Keynesianer halten
das Problem, daß sich die Verschuldung spiralförmig entwickeln müßte,
für unbedeutend [...]. Sie lehnen die Erkenntnis ab, daß schließlich Gren-
zen für eine Verschuldung gegeben sind [...]. Allgemein bringt das Heil-
mittel, das Staatshaushaltsdefizit als Finanzierungsquelle zu benutzen, ver-
möge des Verschuldungsmechanismus innere Widersprüche hervor, die auf
die Dauer [...] eine Katastrophe erzeugen können.7

Einer solchen Katastrophe sind wir seitdem um vieles näher gekommen, wie
folgende Situationsbeschreibung von Prof. Dr. Berthold Kühn im Neuen
Deutschland vom 30. September 1994 deutlich macht:

Die Schulden der öffentlichen Haushalte der Bundesrepublik [...] werden
gegen Ende dieses Jahres schätzungsweise fast zwei Billionen DM ausma-
chen. Damit wird die Grenze von 60 Prozent des Bruttosozialprodukts
erreicht, über der die Aufnahme eines Landes in die Europäische Wäh-
rungsunion nicht mehr möglich ist [...]. Das Schuldengebirge verändert
massiv die ökonomische und soziale Landschaft: Verstärkt wird das Volks-
einkommen nach oben umverteilt, Kaufkraft und Sozialleistungen magern
ab, riesige Kapitalmengen setzen sich auf den Geldmärkten fest, um fiktive
Gewinne ZU erspekulieren, der Schwund in den Kassen befördert Demo-

kratie-Abbau, schließlich ist die Reproduktion der Gesellschaft nicht mehr
gegeben.

7 Siskind, John Maynard Keynes..., a.a.O., S. 67 f.
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Offenbar besteht zum ersten Mal in der Geschichte der Keynesianischen Va-
riante staatsmonopolistischer Wirtschaftspolitik die Gelegenheit, die Entfal-
tung ihrer inneren Widersprüche von den Anfängen bis in ihre Endphase zu
verfolgen. Das ist für eine wissenschaftliche Aussage über die ihr innewoh-
nenden Entwicklungsgesetze und über ihren Platz in der Geschichte des im-
perialistischen Stadiums des Kapitalismus von großer Bedeutung, erlaubt
doch nur die Beobachtung eines abgeschlossenen Entwicklungszyklus eine
zuverlässige Analyse biw. die Probe auf die Richtigkeit einer aufgrund bishe-
riger Daten bereits gebildeten Theorie.

Die marxistischen Ökonomen konnten zwar für die beiden frühen «klassi-
schen» Ausprägungen Keynesianischer Wirtschaftspolitik nach 1933 - einer-
seits Roosevelts <New Deal>, andererseits die Wirtschaftspolitik des deutschen
Faschismus - voraussagen, daß beide nicht imstande sind, die Widersprüche
der kapitalistischen Produktionsweise aufzuheben, und deshalb beide entwe-
der in eine neue Wirtschaftskrise oder in einen Krieg fuhren müssen. Da der
deutsche Faschismus die Welt schon sechs Jahre nach seinem Machtantritt in
den Krieg stürzte, blieb die Frage, ob diese Prognose auch unter Friedensbe-
dingungen zutreffen würde, offen.

Das sollte sich für das Denken einiger marxistischer Ökonomen nach 1945
als verhängnisvoll erweisen, als die Erwartungen auf den Ausbruch einer neu-
en und womöglich noch verheerenderen Weltwirtschaftskrise sich immer
wieder als irrig erwiesen und der Kapitalismus, statt in eine neue Wirtschafts-
katastrophe zu stürzen, in eine Phase jahrzehntelangen erstaunlichen Wachs-
tums trat, das nur hin und wieder von mehr oder minder ausgeprägten
<Rezessionen> unterbrochen wurde, von denen keine auch nur entfernt an die
Weltwirtschaftskrise herankam.

Für wirklich marxistische Ökonomen, wie z. B. den zitierten George Sis-
kind, war klar, daß die große Krise nur aufgeschoben worden ist, gewisserma-
ßen in die Zukunft verlagert, weil durch die Defizitfinanzierung in der Ge-
genwart eine Kauf- und Investitionskraft zur Verfügung gestellt wurde, die
eigentlich erst den künftigen Generationen gehörte. Keynesianismus ist also
eine Schaffung von <Wohlstand> in der Gegenwart durch Raub und Ver-
brauch von Zukunft. Je größer und anhaltender diese Zukunfts-Raubwirt-
schaft betrieben wird, um so schwerer und langwieriger die künftige Wirt-
schaftskatastrophe.

Einige sehr namhafte Ökonomen in der DDR und anderswo suchten und
fanden für das Ausbleiben der großen Krisen und für die unerwartete enorme
Expansions- und Innovationskraft des Kapitalismus eine andere, <undogma-
tische» und «unorthodoxe» Erklärung: Sie (entdeckten» nämlich, (was vor ih-
nen schon andere, z.B. Hilferding, <entdeckt> hatten), daß der<moderne Ka-
pitalismus) sich zu einem Kapitalismus gewandelt habe, der gelernt hat, seine
Wirtschaft zu planen und zu regeln, der deshalb in der Lage sei, große, ver-
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heerende Krisen zu vermeiden; ein Kapitalismus, der auch ganz neue, friedli-
che Wege des Übergangs zum Sozialismus eröffne.

Trotz aller Tatsachen, die heute deutlicher denn je solche Auffassungen als
grausame Illusion bloßstellen, hat sich die Zahl solcher Illusionisten eher
vermehrt als verkleinert, und sie versuchen hartnäckig, diese ihre Illusionen
als «moderne Erkenntnisse) unter die Leute zu bringen.

Heute sind wir aber imstande zu erkennen: Die Dialektik der Entwicklung
der Keynesianischen Variante staatsmonopolistischer Wirtschaftspolitik be-
steht darin, daß sie in ihrer Endphase unvermeidlich in jene andere Variante
mündet, die sie abgelöst hat und als deren genaues Gegenteil sie in den drei-
ßiger Jahren in die Welt getreten ist mit dem Anspruch, jene Katastrophe zu
vermeiden, in die diese andere damals geführt hatte - in die Deflationspolitik
mit ihrer radikalen Kürzung der Staatsausgaben und ebenso radikalen Be-
schneidung der Massenkaufkraft. Die Keynesianische Wirtschaftspolitik ist
auf höherer Ebene wieder zu ihrem Ausgangspunkt zurückgekehrt und ist da-
bei, ihren Zyklus zu vollenden.

Für Joachim Bischoff ist aber offenbar der Wechsel vom Keynesianismus
zur «neoliberalistischen» Variante staatsmonopolistischer Wirtschaftspolitik
nicht die dialektische Vollendung eines langfristigen kapitalistischen Wirt-
schaftszyklus, sondern das Ergebnis falscher Entscheidungen von Politikern,
die Keynes' Lektionen nicht gelernt haben. Diesen Irrglauben teilt er indessen
mit nicht wenigen. Unter bürgerlichen Ökonomen ist ja seit längerem ein
Streit im Gange zwischen Keynesianern, die sich über die Angst vor einer In-
flation bei den Vertretern der Gegenpartei lustig machen, und den
<Deflationisten>, die die Sicherung der Stabilität der Währung für die wichtig-
ste Aufgabe der Wirtschaftspolitik halten.

Aber an diesem Streit zwischen Keynesianern und Deflationisten beteiligen
sich - und das ist dann doch recht beklemmend zu sehen - auch gestandene
marxistische Ökonomen. Dafür nur ein Beispiel, das mich besonders traurig
stimmte: Am 12. Juli 1993 brachte das Neuen Deutschlandeinen Artikel von
Thomas Kuczynski, in dem er einige Gedanken zu «Aspekten der Wirt-
schaftsentwicklung nach dem Zusammenbruch des Realsozialismus in Osteu-
ropa» äußert, darunter diesen:

Der Grundzug gegenwärtiger Wirtschaftspolitik ist [...] Kurzfristigkeit
und damit auch Kurzsichtiglceit. Das zeigt sich nirgendwo deutlicher als
bei der Sparpolitik der deutschen Bundesregierung. Es ist geradezu atem-
beraubend, zu beobachten, wie heute - nicht nur in Deutschland - genau
jene Spar-Zins- und Deflationspolitik fröhliche Urständ zu feiern beginnt,
die in den Jahren von 1929 bis 1932 so enorm krisenverschärfend gewirkt
hat. Nullrunden, Härteklauseln und arbeitszeitverlängernde Regelungen
rufen Erinnerungen an den <Hungerkanzler Brüning> wach. Noch halten
sich die (un)sozialen Auswirkungen in Westeuropa im Rahmen des Ertrag-



54 Kurt Gossweiler

liehen, aber wie lange noch? [Es ist] hohe Zeit, daß - selbst in den engen
Grenzen kapitalistischer Vernunft - gegengesteuert wird, auch von einer
prinzipiell antikapitalistischen Linken.

An welche Art der Gegensteuerung denkt er dabei? Er empfiehlt den imperia-
listischen Siegern über den (Realsozialismus in Osteuropa), so, wie die USA
dem einstigen Gegner Deutschland mit dem Marshall-Plan unter die Arme
gegriffen haben, für die besiegten «einstigen Gegner» «ein Hilfe-zur-Selbst-
hilfe-Programm» zu entwickeln. Realistischerweisc räumt er ein, daß ein sol-
ches Programm «zunächst einmal [...] enorme Summen» kostet, «von denen
niemand sagen kann, wann und wie sie zu Buche schlagen werden».

Was hier empfohlen wird, ist Keynesianismus pur, wobei aber erstaunli-
cherweise völlig außer acht gelassen wurde, daß der Marshall-Plan von den
Vereinigten Staaten lanciert wurde, nachdem sie aus dem Zweiten Weltkrieg
als der Welt größter Gläubiger herausgekommen waren und fieberhaft nach
Anlagemöglichkeiten für ihren Kapitalfluß suchten, während die «enormen
Summen» für das von Thomas Kuczynski vorgeschlagene Programm heute
von Staaten aufgebracht werden müßten, die ohnehin schon bis zur Hals-
krause in Schulden stecken. Was hier völlig fehlt, aber doch wohl erwartet
werden durfte, ist eine marxistische Analyse der tiefer liegenden Triebkräfte
der gegenwärtigen ökonomischen Politik der Herrschenden und daraus ab-
geleitet eine Orientierung für die Beherrschten, wie dieser Politik am wir-
kungsvollsten entgegengetreten werden kann. Statt dessen die Feststellung,
«das ökonomische Hauptproblem nicht nur in Deutschland» bestehe darin,
«daß die <Sieger der Geschichte) nicht begreifen können oder wollen, daß sie
gerade wegen ihres Triumphes ihre Wirtschaftspolitik radikal ändern müs-
sen», nämlich indem sie, wie bereits erwähnt, eine An Marshall-Plan für Ost-
europa von Stapel lassen.

Es las sich wie eine väterliche Gegenrede (und war als solche vielleicht auch
gemeint), als wenig später im Neuen Deutschland vom 4. Augustl993 ein Ar-
tikel Jürgen Kuczynskis unter der Überschrift Lieber Unsicherheit als Chaos?
erschien, in dem die Bekämpfung von Inflation zur erstrangigen Aufgabe der
Wirtschafts- und Finanzpolitik erklärt wurde. Kuczynski senior schrieb dort:

Allgemein wird die Schuld an der Währungsunsicherheit der Deutschen
Bundesbank zugeschoben. Diese verfolgt in ihrem berechtigten Kampf gegen
die in Deutschland steigende Inflation [Hervorhebung K. G.] eine Hoch-
zinspolitik, die der Geldvermehrung in Deutschland durch ständig stei-
gende Kreditaufnahme von Seiten des Staates und der Konzerne entgegen-
wirken soll [.. .1 und so die Mark international stärkt.
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Einen Zeitungskommentar, demzufolge die Bundesbank mit dieser Hoch-
zinspolitik «das deutsche Interesse dem der Europäische Gemeinschaft» vor-
anstellt, ergänzt J. K. wie folgt:

Dabei aber, und das muß deudich gesagt werden, ist unter deutschem In-
teresse auch das Interesse der Bevölkerung zu verstehen [...]. Die Mai-
schen in Deutschland [...] fordern ein Ende der Inflation [...].

Also, wie bei Kuczynski junior so auch bei Vater Kuczynski, keine Analyse
der Widersprüche der kapitalistischen Ökonomik und kein Aufzeigen einer
eigenständigen Gegenposition, sondern Parteinahme für eine der monopol-
kapitalistischen Varianten der Wirtschaftspolitik, aber im Gegensatz zu
Thomas Kuczynski für die deflatorische des Bundesbankpräsidenten. Wie gut
haben doch früher Vater und Sohn Kuczynski den Arbeitenden klarzuma-
chen verstanden, daß jeder Versuch eines kapitalistischen Auswegs aus den
vom Kapitalismus hervorgebrachten Krisenzustanden zu Lasten der Massen
geht und diese deshalb einen eigenen Weg zur Verteidigung ihrer Interessen
gehen müssen!

Wir haben vorhin davon gesprochen, daß der Übergang von der Politik des
großzügigen deficit-spending zur Rotstiftpolitik der Sparprogramme erzwun-
gen wurde durch die drückende Last der Schuldenberge.

Es wäre indessen einseitig und daher falsch, diesen Übergang lediglich als
den Herrschenden von <Sachzwängen> aufgezwungen zu betrachten. Eine Po-
litik zur Herbeiführung niedriger Löhne und maximaler Profite ist ja doch die
normale Politik des Monopolkapitals und seines Staates. Deshalb war eine
solche Politik vom Kapital schon lange gewünscht und gefordert worden,
hatte sich jedoch als nicht durchsetzbar erwiesen. Dem stand die Existenz der
Welt des Sozialismus, auf deutschem Boden die Existenz der Deutschen De-
mokratischen Republik, im Wege. Wenn der Imperialismus den Kalten Krieg
gegen den Sozialismus gewinnen wollte, war er gezwungen, eine Politik fort-
zuführen, die das Kontrastbild «Kapitalismus gleich Wohlstand für alle -
Realsozialismus gleich Mangelwirtschaft» nicht beschädigte, sondern Tag für
Tag bestätigte, jedenfalls aus dem <östlichen> Blickwinkel. Vielen westdeut-
schen Gewerkschaftsfunktionären war und ist dieser Tatbestand durchaus
bewußt, wie die Äußerung vieler von ihnen bezeugt, die da lautet: Bei unse-
ren Tarifverhandlungen mit den Unternehmern saß die DDR immer als
dritter Verhandlungspartner mit am Tisch!

Solange sich der deutsche und der Weltimperalismus im Kalten Krieg ge-
gen den Sozialismus befanden, spielte für sie die wachsende Schuldenlast kei-
ne Rolle: Das waren Kriegskosten, die man leicht wieder hereinholen würde,
wenn man diesen Krieg und damit die DDR und die riesigen Absatzmärkte
im Osten gewonnen haben würde. Und falls er verlorengehen würde,
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brauchte man sich erst recht keine Sorgen darum zu machen, wer die Schul-
den bezahlen sollte.

Tatsächlich verzeichneten die Großbanken, Konzerne und Handelsketten
der BRD durch die Annexion der DDR, die Vereinnahme ihrer Betriebe und
den Zugewinn eines Absatzmarktes von 17 Millionen Rekordgewinne. Die
Staatsschuld allerdings hat sich nicht verringert, sondern enorm vergrößert;
zum einen, weil die Treuhand das Volkseigentum der DDR an die <Privatisie-
rer> weit unter Wert verschleuderte; zum anderen, weil diese <Privatisieren die
Hälfte bis neun Zehntel der bisherigen Belegschaften der volkseigenen Be-
triebe auf die Straße setzten und damit die Zahl der Empfänger von Sozia-
lunterstützung um weit über zwei Millionen anschwellen ließen. Wie 1929-
1933 nützen das Großkapital und sein geschäftsführender Ausschuß in Bonn
die Massenarbeitslosigkeit und die leeren Kassen der öffentlichen Hand dazu,
den Werktätigen massiv in die Tasche zu greifen, und sie erklären dabei auch
noch zynisch, das geschehe im Namen der Solidarität mit den Arbeitslosen.
Die Senkung der Steuern für Vermögende trotz leerer Kassen zeigt indessen,
um wessen Wohlergehen die Kohl und Waigel tatsächlich besorgt sind.

Was läßt sich abschließend über den Platz des Keynesianismus in der Ge-
schichte des staatsmonopolistischen Kapitalismus sagen?

Zum einen dies: Die Ergebnisse von mehr als einem halben Jahrhundert
Keynesianischer Wirtschaftspolitik der führenden Industrieländer lassen kei-
nen Zweifel daran, daß auch auf die Krisenüberwindungs-Rezepte des Lord
Keynes zutrifft, was Friedrich Engels in einer Fußnote im dritten Band des
Kapital, gemünzt auf damals ergriffene Maßnahmen zur Krisenabwendung,
ausgeführt hat:

Durch all dies sind die meisten alten Krisenherde und Gelegenheiten zur
Krisenbildung beseitigt oder stark abgeschwächt.

Aber, so sagt er voraus, es

birgt jedes der Elemente, das einer Wiederholung der alten Krise entgegen-
strebt, den Keim einer weit gewaltigeren künftigen Krise in sich.8

Zum anderen: Ein Blick auf die Politik, zu deren Durchführung der Keyne-
sianismus von seinem Anfang 1933 bis zu seiner Ablösung durch den sog.
Neoliberalismus Anfang der neunziger Jahre praktiziert wurde, läßt die Fest-
stellung zu: Der Keynesianismus ist die vorherrschende staatsmonopolistische
Wirtschaftspolitik in der Periode der Vorbereitung und Durchführung des
Zweiten Weltkrieges und des darauf folgenden Kalten Krieges des Imperia-

' MEW Bd. 25, S. 506
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lismus gegen den Sozialismus. Es kann kaum als Zufall betrachtet werden,
daß die Zeit seiner Vorherrschaft zu Ende geht und abgelöst wird durch die
<neoliberale> Wirtschaftspolitik der Deregulierung und Privatisierung, des ra-
biaten Sozialabbaus, der Massenarbeitslosigkeit und der <Spar>-Programme,
nachdem das politische Ziel des - vorläufigen! - Sieges über den Sozialismus
in Europa bzw. der Sowjetunion erreicht wurde.

Die Schlußfolgerung aus alledem kann nur sein: Die Leidtragenden der
Politik der Herrschenden bleiben bei jeder Variante dieser Politik dieselben.
Es kann für sie nicht darum gehen, für die eine, die keynesianische, gegen die
andere — die <neoliberale> — zu optieren, sondern darum, allen Varianten der
Politik des Monopolkapitals eine eigene, an den Interessen der Werktätigen
orientierte Politik entgegenzustellen. Dadurch kann zwar nichts daran geän-
dert werden, daß in der kapitalistischen Gesellschaft die Profitlogik die herr-
schende Logik bleibt. Aber, wie Marx schon vor 130 Jahren in seinem be-
rühmten, leider noch immer und sogar wieder mehr denn je aktuellen Vor-
trag über Lohn, Preis und Profit nachwies, die Arbeiter haben durchaus die
Möglichkeit, die Aufteilung der von ihnen geschaffenen "Werte zwischen Ka-
pital und Arbeit zu ihren Gunsten zu beeinflussen, denn:

Die Fixierung ihres [der Profitrate] faktischen Grads erfolgt nur durch das
unaufhörliche Ringen zwischen Kapital und Arbeit, indem der Kapitalist
ständig danach strebt, den Arbeitslohn auf sein physisches Minimum zu
reduzieren und den Arbeitstag bis zu seinem physischen Maximum auszu-
dehnen, während der Arbeiter ständig in der entgegengesetzten Richtung
drückt. Die Frage löst sich auf in die Frage nach dem Kräfteverhältnis der
Kämpfenden.'

Nur in diesem Klassenkampf werden die Arbeiter die Erfahrungen und den
Willen wiedergewinnen, um erfolgreich nicht nur für ihre Tagesinteressen zu
kämpfen, sondern für eine Gesellschaft, in der das Wort von «sozialer Ge-
rechtigkeit) keine Phrase, sondern Beschreibung der Wirklichkeit ist.

'MEWBd. 16, S. 149.
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Erich Hahn

Probleme der Klassentheorie1

Class theoretical studies within recent years have yielded copious evidence
that societies like that of Germany still represent capitalist class societies. The
empirical reality of class struggle shows last not least in the phenomenon of
<class warfare from above>. Philosophical determinism is an indispensible pre-
requisite for a historically oriented class theory of marxist orientation. Several
aspects must be distinguished in this: the determination of the objective class
Situation of given groups or idividuals by economic or social conditions; the
determination of society äs a whole by ist social and class structure; the influ-
ence exerted on the activity of given subjects by their own objective class
structure and by the totality of social conditions.

Ich möchte einige Überlegungen zur aktuellen klassentheoretischen Debatte
der Linken vortragen. Dabei konzentriere ich mich vor allem auf die seit En-
de 1994 in den Zeitschriften Sozialismus (Hamburg), Z (Frankfurt/Main)
und SPW(Köln) geführten Diskussionen, die ihrerseits entscheidend durch
1992 und 93 erschienene Publikationen stimuliert worden waren (Michael
Vester, Karl-Heinz Roth, Max Koch).

Bemerkenswert an diesem Diskussionsstrang ist, daß so kurze Zeit nach der
historischen Niederlage des Sozialismus eine Rekonstruktion — auch von Re-
vitalisierung ist die Rede — wesentlicher Elemente eines Eckpfeilers des marxi-
stischen Gedankengebäudes erfolgt; bei aller Differenz zum Original im ein-
zelnen! Ich muß in diesem Kreis nicht erläutern, welche Implikationen für die
Geschichtsauffassung und Gesellschaftstheorie, für das Politik-, Macht-, Ideo-
logie- oder Kulturverständnis die Annahme oder Ablehnung des Klassenan-
satzes in sich birgt.

Und vollzogen wird dies von Wissenschaftlern, die in der Mehrheit nicht
oder nur vermittelt der marxistisch-leninistischen Denktradition verpflichtet
sind. Die ausdrückliche Berufung auf Marx ist in diesem Diskurs ebenso
normal wie das Selbstverständnis, mit der eigenen Arbeit gar nicht unbedingt

einen Beitrag zur marxistischen Theorie ZU leisten.

Vortrag auf dem Kolloquium zum Thema Marxistische Theorie— Politische Praxis am
1. März 1997 in Berlin. Der Parteivorstand der DKP widmete diese Veranstaltung
Prof. Dr. Hans Heinz Holz zum 70. Geburtstag.
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Für wichtig halte ich weiter, daß diese Diskussion aufweite Strecken empi-
risch wohl fundiert ist - was auch unter Linken keineswegs selbstverständlich
ist - und gleichzeitig mit einem reflektierten methodischen Bewußtsein ein-
hergeht. Damit zusammen hängt, daß sie ohne Einschränkung an der gegen-
wärtigen Realität orientiert ist und keinerlei Widersprüche ausspart, die dieser
Situation eigen sind. Einige der, keineswegs unumstrittenen, Resultate sollen
skizziert werden.

Eine Reihe von Analysen haben Belege dafür erbracht, daß die Bundesrepu-
blik nach wie vor eine Klassengesellschaft kapitalistischen Charakters ist.2 Als
Fazit seiner detaillierten Untersuchungen und des von ihm vorgeschlagenen
Modells der bundesrepublikanischen Klassenstruktur am Ende der achtziger
Jahre schreibt z.B. Max Koch:

In allen marxistischen Klassenanalysen wird die Klassenspaltung von Ka-
pitalisten und Lohnarbeitern als eine grundlegende Differenzierung jeder
kapitalistischen Gesellschaft gesehen. Dieser keineswegs feine Unterschied
bewirkt heute wie vor hundert Jahren, daß eine große Mehrheit der ab-
hängig Erwerbstätigen die eigene Arbeitskraft verkaufen muß, um die eige-
ne Reproduktion zu gewährleisten. Da nur ein sehr geringer Teil der Ar-
beitnehmer es sich erlauben könnte, von heute auf morgen mit der Lohn-
arbeit aufzuhören und von anderen Einkommen zu leben, ist es durchaus
gerechtfertigt, von einer großen Lohnarbeiterklasse zu sprechen, und sie
von der Klasse der Kapitalbesitzer systematisch zu unterscheiden.3

Präziser: Diese und andere Analysen haben ergeben, daß «nach wie vor ein
enger Zusammenhang besteht zwischen der Klassenlage und den (ungleichen)
Alltagsverhältnissen der Bevölkerung».4 In einem Land wie der BRD treten
soziale Ungleichheiten «nicht nur als differenzierte Beschäftigungs- und Ein-
kommensverhältnisse sowie als qualitativ verschiedene Arbeitsbedingungen,
sondern auch als Milieus oder sogenannte Lebensstilgruppen jenseits des Er-
werbslebens» in Erscheinung. All das ist gewiß nicht unmittelbar durch die

Sebastian Herkommer, Strukturwandel der Klassengesellschaft. Theoretische und empi-
rische Befunde. In: Sozialismus, 1/95, S. 36; Vgl. Max Koch, Vom Strukturwandel ei-
ner Klassengesellschaft, Münster 1994, S. 193.

3 Max Koch, Was ist die Klassentheorie noch wert? In: SPW, Heft 80, November/ De-
zember 1994,5.24.
Sebastian Herkommer, Strukturwandel der Klassengesellschaft, a.a.O., S.36
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Klassenlage determiniert. Die staatliche Umverteilung und Verteilungs-
kämpfe einerseits, individuelle Wahlhandlungen andererseits spielen als ver-
mittelnde Faktoren eine Rolle. Das bedeutet jedoch nicht, daß diese Un-
gleichheiten sozusagen von dem «unterliegenden Klassenverhältnis völlig ab-
gekoppelt sind».

Im Gegenteil, die erheblichen Strukturveränderungen in den modernen
kapitalistischen Gesellschaften, die unter den Stichworten der funktionalen
Differenzierung, der Individualisierung und der Pluralisierung von Lebens-
stilen diskutiert werden, sind ihrerseits wesentlich «aus dem Kapitalverhältnis
selbst zu erklären»5. An anderer Stelle schreibt Sebastian Herkommer, als
zentraler Befund derartiger neuer Untersuchungen könne festgehalten wer-
den, daß die

These einer Entkoppelung von Klassenlage und Lebensführung, wie sie
u.a. von Ulrich Beck, Stefan Hradil und Gerhard Schulze in der Bundesre-
publik vertreten wird, nicht zu halten ist.6

Es ist der gegenwärtigen Situation angemessen, wenn die Urteile hinsichtlich
der Realität des Klassenkampfes differenziert ausfallen. Zunächst: Etliche
Autoren sprechen insbesondere für die letzten zwanzig Jahre unumwunden
von Klassenkampf. Robert Cox bezeichnet die zweite Hälfte der siebziger Jah-
re für die entwickelten kapitalistischen Industrieländer als eine «Schwelle in
der Entwicklung der Klassenkämpfe»7, und Uwe Kremer spricht von der «Ge-
schichte des Übergangs vom Fordismus zum Postfordismus» als «Geschichte
von Klassenkämpfen»8. Ich stimme auch Joachim Bischoff zu, der sich gegen
die Auffassung wendet, daß der Begriff des Klassenkampfes zur Analyse der
bürgerlichen Gesellschaft unbrauchbar geworden sei und seinerseits begrün-
det, daß die sich in dieser Zeit verschärfenden Verteilungskämpfe hinsichtlich

5 Sebastian Herkommer, Relevanz des Klassenbegriffi für die Gesellschaftsanalyse. In:
Kongreß Kritische Psychologe. Kongreß-Reader, S. 12.
Sebastian Herkommer, Strukturwandel der Klassengesellschaft. a.a.O., S. 36.

7 Zitiert nach Frank Deppe, Ein neuer Gesellschaftsvertrag. In: Sozialismus, Heft 7/94,
S. 30.

8 Uwe Kremer, Klassen im Umbau. In: Z. Zeitschrift marxistische Erneuerung, Nr. 26,
Juni 1996, S. 64.
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ihrer objektiven Grundlagen und Inhalte als ein Konflikt sozialer Klassen an-
gesehen werden müssen.9

Derartige Aussagen basieren allerdings auf einer - an etlichen Gepflogen-
heiten in der Vergangenheit gemessen - differenzierteren, verfeinerten Be-
grifflichkeit und Methodik. Gottfried Stiehler schreibt:

Die Kennzeichnung von Klassen und Klassenkampf ist eine Abstraktion,
die zum Zwecke gesellschaftstheoretischer Analyse und der Erkundung po-
litischer Aktionsmöglichkeiten die Komplexität der gesellschaftlichen Ver-
hältnisse vereinfacht, sie gedanklich reduziert - eine berechtigte und not-
wendige Idealisierung.'°

In der Debatte wurde dies vielfältig belegt. In der sozialen Landschaft der
entwickelten Länder überschneiden sich unterschiedliche Konfliktlinien, die
sich zum Teil gegenseitig kompensieren. Fraktionierungen und Inhomogeni-
sierungen bis hin zu Konflikten und Spaltungen innerhalb der Grundklas-
sen" sind ebensowenig zu übersehen wie der Urnstand, daß die Grundklassen
in eine ökonomische (gesellschaftlicher Gesamtarbeiter), sozialstrukturelle
und gesellschaftliche Totalität eingelagert sind, daß Klassenverhältnisse auch
auf der Ebene von Milieus und Lebensweisen reproduziert und modifiziert
werden. Der Klassengehalt der Geschichte darf nicht auf Grundlinien «zu-
rechtgestutzt» werden.12 Klasseninteressen und Klassenhandeln realisieren sich
in der Regel über die Aktionen bestimmter.Gruppen, die diese Fähigkeit u.a.
ihrer objektiven Positionierung im Verhältnis zu den Grundklassen sowie der
Relevanz ihrer Funktionen und Einflußmöglichkeiten im Produktionsprozeß
verdanken13 usw.

Ich sehe nun den großen Vorzug dieser Diskussion darin, daß das Kind
nicht mit dem Bade ausgeschüttet wird. Zu Recht schreibt Uwe Kremer, daß
heute «der faktische Reduktionismus vieler Milieu- und Lebensweise-Theore-
tiker das hauptsächliche Problem der Debatte» sei und «nicht der kleine klas-
senreduktionistische Restbestand»14. Konkreter: In Anlehnung an Giddens
und Therborn gibt Bieling zu bedenken, daß die Logiken des Nationalstaates,

9 Joachim Bischoff, Gesellschaftsvertrag, Zivilgesellschaft, Klassenkampf. In: Z. Zeitschrift
marxistische Erneuerung Nr. 23, September 1995, S. 135.

10 Gottfried Stiehler, Klassen: Totalität und Subjektualität In: Z. Zeitschrift marxisti-
sche Erneuerung, Nr. 25, März 1996, S. 23.

11 Hans-Jürgen Bieling, Klassenkampf «von oben» ohne Gegenwehr? In: SPW, Heft 80,
November/Dezember 1994,5. 33 f.

12 Kremer, Klassen im Umbau, a.a.O., S. 63.
13 Ebd., S. 65.
14 Ebd.
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der Militärordnung, der Industriegesellschaft oder Moderne und des Kapita-
lismus jeweils unterschiedliche soziale Bewegungen und Konflikttypen her-
vorbringen, daß der kapitalistische Gegensatz von Kapital und Arbeit insofern
eine Dimension unter anderen ist. Gleichwohl dürfe seine übergreifende
Funktion nicht übersehen werden. Es sei immer wieder die «expansive Logik
der Kapitalakkumulation, die die anderen Konflikte antreibt [...], ihnen den
Stempel aufdrückt», sie strukturiert. Die Triebkräfte, die den Klassenkonflikt
hervorbringen, weisen die größere Regelmäßigkeit auf.15

Gegen alle subjektivistischen Klassen-Interpretationen hat Marx bekanntlich
nachgewiesen, daß der normale Gang der kapitalistischen Produktion die
ständige Reproduktion der Produktions- und Klassenverhältnisse dieser Ge-
sellschaft bedingt. Die letzten Jahre haben die Fortsetzung dieser Dynamik
und die Gültigkeit dieser Einsicht bestätigt. Zugleich wurden die politischen
Vermittlungen dieser sich objektiv vollziehenden Reproduktion demonstriert.
Die je herrschende Politik hält sie nicht nur gewissermaßen in Gang, sondern
vermag - in Grenzen - prägend, gestaltend, modifizierend in sie einzugreifen.

Ein geradezu lehrbuchartiges Beispiel dieser Komplexität bietet jener (Klas-
senkampf von oben>, von dem im Zusammenhang mit der nicht nur ökono-
mischen Politik herrschender Kreise in den letzten beiden Jahrzehnten immer
wieder die Rede ist. Die Anatomie dieser Vorgänge wurde unter den ver-
schiedensten Gesichtswinkeln analysiert. Das soll in einigen Schritten stich-
punktartig umrissen werden.

l. Es handelt sich dem Wesen der Sache nach um eine politische Reaktion
auf Wandlungen in der ökonomischen Grundkonstellation, vor allem auf den
Umbruch der fordistischen Betriebsweise und Massenproduktion sowie den
Übergang zu struktureller Überakkumulation, die ihrerseits natürlich in qua-
litativen und quantitativen Veränderungen der Produktivkräfte verankert
sind.16 In den Worten von Karl Heinz Roth: Durch den Einsatz solcher In-
strumente wie Hochzinsdiktat und Budgetstabilität wurden die Vermittlungs-
systeme von Kappitalakkumulation und sozialer Integration zur Disposition

gestellt.

Es galt alles in allem, mit einer historisch einmaligen Ära Schluß zu ma-
chen, in der sich die Realinvestitionen dreißig Jahre lang - tatsächlich oder

15 Hans-Jürgen Bieling, Klassenkampf «von oben» ohne Gegenwehr?, a.a.O., S. 31.
16 Bischoff, Gesellschaftsvertrag, Zivilgesellschaft, Klassenkampf, a.a.O., S. 137.
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zumindest dem Anspruch nach - mit der <Vollbeschäftigungsersparnis>
(Keynes) im Gleichgewicht befunden hatten.17

Dieser Zusammenhang kann auch hinsichtlich der Massenarbeitslosigkeit
verdeutlicht werden. Natürlich liegen dieser <Jahrhundertherausfbrderung>
objektive Prozesse zugrunde, Erfordernisse, die von den herrschenden Wirt-
schaftssubjekten nicht ignoriert oder außer Kraft gesetzt werden können.
Aber auch dabei handelt es sich um Felder von Handlungsmöglichkeiten, die
nicht ohne politische Vermittlung wirken, ohne Verständigung über Absicht
und Zwecke. Um so wichtiger ist es, sich nicht nur der generellen Systembe-
dingtheit dieser Geißel bewußt zu sein, sondern sie beispielsweise mit den
Konzepten des Neoliberalismus in Verbindung zu bringen. Das neue Regulie-
rungssystem, schreibt Leo Mayer, soll nach

den Vorstellungen des Kapitals auf dauerhafter Massenarbeitslosigkeit,
Senkung der Einkommen großer Teile der Arbeiterklasse, breiter Armut
und Polarisicrung beruhen.

Anvisiert wird die «Zerstörung der Kollektiwerträge und der Sozialgesetze».

Niemand soll sich seines Arbeitsplatzes sicher sein, und dies ist der er-
wünschte Zweck, um ein Recht oder einen Vertrag in eine auf die Zyklen
des Kapitals eingestellte Variable umzuwandeln.

Und wenn Unternehmer die Flexibilisierung der Arbeit als Gebot neuer
Technologien und des Marktes präsentieren, so darf nicht unterschlagen wer-
den, daß es sich um eine «alte Vorstellung des Kapitals» handelt, um die
Hoffnung,

unbegrenzt über lohnabhängige Arbeit ohne vertragliche und juristische
Einschränkungen zu verfügen; ihr unterschiedliche Aufgaben, Arbeitszei-
ten, Arbeitsorte abhängig von den wechselnden Notwendigkeiten des Be-
triebes zuzuweisen."

2. Diese Reaktion ist zugleich historisch bedingt. Dem «Angriff der kapita-
listischen Klassen (bzw. ihrer dominierenden Fraktionen) auf den (wuchern-

den» Wohlfahrtsstaat und die mit dem Wohlfahrtsstaat verbundene Stärkung
der lohnabhängigen Klassen in der Verteilung von Macht und Geld» war in

17 Karl Heinz Roth (Hg.), Die Wiederkehr der Proletariat, Köln 1994, S. 163 f.
18 Leo Mayer, Einige Anmerkungen zum heutigen Imperialismus. Unveröffentlichter

Vortrag vom 22. September 1995.
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dem Zeitraum von Mitte der sechziger bis Mitte der siebziger Jahre ein
«Höhepunkt in der Geschichte der Arbeiterbewegung» vorausgegangen, cha-
rakterisiert durch ein Maximum an gewerkschaftlicher und parteiförmiger
Organisationskraft, an Verankerung in den Staatsapparaten usw. - von den
objektiven Wechselwirkungen mit dem «sozialistischen Lager ganz abgesehen
- schreibt Uwe Kremer." Ausführlich dargestellt auch bei Roth.

Ich muß an dieser Stelle eine Randbemerkung einschieben. Bei der Vorbe-
reitung dieses Beitrages fand ich ein Interview der Volkszeitung vom 30. März
1990 mit Elmar Altvater. Die Fragen wurden von Werner Stürmann gestellt.

Frage. Es besteht die Gefahr, daß die Herstellung der Währungsunion, der
Einheit Deutschlands zu einem Deregulierungsschub fuhrt. Das Kapital
kann möglicherweise Forderungen durchsetzen, die bisher am Widerstand
der Gewerkschaftsbewegung und anderer sozialer Bewegungen gescheitert
sind. Stehen dagegen als Schutz bestimmte Maßnahmen und Gesetzesre-
gelungen in der DDR, wie sie durch den Runden Tisch und dann durch
die Volkskammer beschlossen worden sind? Die Bundesvereinigung der
deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) kritisiert das Gewerkschaftsgesetz,
es sei ein Investitionshindernis.
Antwort-, Eine paradoxe Situation. Auf der einen Seite sagt man, und zwar
zurecht, der Marxismus befinde sich in einer Krise, auf der anderen Seite
zeigt sich, daß wirklich im traditionellen Sinne Klassenkampf und zwar
von oben geführt wird. Wenn ein Arbeitgeber-Präsident sagt, Schutz des
gesellschaftlichen Eigentums darf es nicht geben, alle Enteignungen der
letzten 40 Jahre müssen rückgängig gemacht werden, und wenn die IG-
Metall, weil sie die 35-Stunden-Woche in dieser Situation fordert, als mar-
xistische Gewerkschaft verunglimpft wird, so spricht das alles dafür, daß
hier ein Schub des Klassenkampfes von oben stattfindet.20

Auch dies ist natürlich ein Minderheitendiskurs. Im Zeitgeist ist von einer
<Krise der Vereinigung), von technischen Schwierigkeiten, von Zeitdruck usw.
die Rede.

3. Der Abbau des Sozialstaates untergräbt den zentralen Vermittlungszu-
sammenhang für die Massenloyalität.21 Die Aufkündigung des ungeschriebe-
nen Basiskonsensus22 ist natürlich in erster Linie objektives Resultat wirt-
schaftspolitischen Handelns. Daß sie aber keinesfalls politisch bewußtlos ver-

19 Kremer, Klassen im Umbau, a.a.O., S. 62.
20 Großexperiment Währungsunion. Ein Gespräch mit Elmar Altvater. In: Volkszeitung

Nr. 14, 30. März 1990,5.3.
21 Bischoff, Gesellschaftsvertrag, Zivilgesellschaft, Klassenkampf, a.a.O., S. 139.
22 Ebd. S. 137.
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läuft, verraten herrschende Diskurse selbst. Werner Stumpfe (Gesamtmetall-
chef) wird mit der offenherzigen Äußerung zitiert:

Wenn es nicht anders geht, werden wir eben ein bißchen weniger sozialen
Frieden haben.23

In der Zeit vom 7. Februar dieses Jahres wird Hans-Olaf Henkel mit den
Worten «Schluß mit der Konsenssoße!» und werden Hans Tietmayer, Ed-
mund Stoiber, Edzard Reuter und Guido Westerwelle mit ähnlichen Ver-
lautbarungen wiedergegeben. Der Autor des Beitrages verbindet dies mit der
eindringlichen Warnung, die «politische Stabilität der Republik» nicht allzu
leichtfertig «in Gefahr» zu bringen, indem das Land «vom Ballast eines mögli-
chen Übersolls an Konsens befreit» wird.2 Wobei nicht davon ausgegangen
werden kann, daß es sich dabei nur oder überhaupt um unbedachte Äuße-
rungen handelt. Johannes Steffen:

Einer Gesellschaft, die sich zunehmend in Arm und Reich polarisiert,
droht auf Dauer eine soziale und politische Zerreißprobe — es sei denn, daß
es gelingt, den Frontverlauf sozialer Verteilungskonflikte [...] dort zu ver-
orten, wo er für die Aufrechterhaltung des Status quo der ökonomischen
Machtverhältnisse nicht nur ungefährlich, sondern geradezu förderlich ist:
im unteren Einkommens- und Statusbereich, zwischen Empfängern von
(Niedrig-)Lohn, Lohnersatz und Sozialhilfe [...]. Große Teile der beschäf-
tigten Bevölkerung, so offenbar das Kalkül, könnten bei einer öffentlich
entsprechend geführten Kampagne gegen ein vorgeblich zu hohes Unter-
stützungsniveau bei Arbeitslosigkeit zu Totengräbern ihrer eigenen Interes-
sen gemacht werden.

Illusionär wäre es auch zu ignorieren, daß Optionen der Herrschenden, die
soziale Konflikte mindestens einkalkulieren, sich durchaus auf - wie Frank
Deppe schreibt - «soziale Bündnispartner stützen» können. Die Proftinteres-
sen des produktiven Kapitals, die auf Kostenreduzierung (Löhne, Sozialabga-
ben, Steuern) drängen, werden ergänzt durch die Interessen von Geldbesit-
zern, zu denen neben den Unternehmen und transnationalen Konzernen
auch eine relativ breite Mittelschicht gehört, die in der Golden-Age-Periode
Geldvermögen oder Aktien und andere Besitztümer erworben hat. Staatliche

Maßnahmen, die inflationären Druck erzeugen, widersprechen diesen Inter-

23 Johannes Steffen, Sozialstaat in der Reichtumsfalle. In: Z. Zeitschrift marxistische
Erneuerung. Nr. 26, Juni 1996, S. 46 f.

24 Dieter Buhl, Schluß mit der Harmonie? In: Die Zeit, 7. Februar 1997, S. 46.
25 Johannes Steffen, Sozialstaat in der Reichtumsfalle, a.a.O. S. 48.
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essen, während Arbeitslosigkeit und Staatsverschuldung «durchaus funktional
und intendiert» sein können.26

4. Der Klassencharakter des hier in Rede stehenden Kurses wird durch sei-
ne gesamtgesellschaftlichen, über die Ökonomie hinausgehenden Implikatio-
nen und durch seine internationale, globale Dimension verdeutlicht.

Der Angriff der neokonservativen Parteien auf die ökonomische Position
der Lohnabhängigen läuft [...] auf eine Beschränkung der <civil rights» und
einen Umbau der Zivilgesellschaft hinaus.17

Es geht um die Durchsetzung «anderer Spielregeln», die eine langfristige
Rentabilität gewährleisten sollen. Die «machtpolitischen Instrumente der
scheinbar selbstregulierten Märkte» werden geschärft.28

Die globale Dimension hat u.a. Noam Chomsky herausgearbeitet, der in
seiner unerhört materialreichen Analyse Wirtschaft und Gewalt immer wieder
den Begriff des «Klassenkrieges» verwendet, um die Dramatik dieser «neuen
Weltordnung» zu betonen.29

Gerechtfertigt ist dies ganz wesentlich durch die mit der Globalisierung -
und nicht erst mit ihr! — einhergehende scharfe soziale Polarisierung. Wieder-
um ist auf die Dialektik von Objektivem und Subjektivem zu verweisen. Ei-
nerseits hat Robert Katzenstein schon Vorjahren betont, daß es sich dabei um
die anhaltende Wirkung des allgemeinen Gesetzes der kapitalistischen Akku-
mulation handelt, «so wie es von Marx herausgearbeitet worden ist»30. Ande-
rerseits tritt gerade in der globalen Dimension die aktive Rolle des Finanzka-
pitals als treibende Kraft der militanten Wahrnehmung und Realisierung von
Klasseninteressen, als organisierendes Zentrum der Zusammenballung von
Reichtum und Macht in Erscheinung. Die — ich zitiere Karl Heinz Roth —

schamloseste, mobilste, abstrakteste und somit am wenigsten greifbare
Form des Kapitals konnte jenen weitreichenden sozialökonomischen

Frank Deppe, Auf- und Abstieg der «neuen Mittelklasse». In: Z. Zeitschrift marxisti-
sche Erneuerung, Nr. 26, Juni 1996, S. 93.

27 Bischoff, Gesellschaftsvertrag, Zivilgesellschaft, Klassenkampf, a.a.O., S. 139.
28 Roth, Die Wiederkehr der Proletariat, a.a.O., S. 173.
29 Noam Chomsky, Wirtschaft und Gewalt. Vom Kolonialismus zur neuen Weltordnung.

Lüneburg 1993.
30 Robert Katzenstein, Die Linke -und wie nun weiter? In: Sozialismus, Heft 10/90 S.

17.
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Transformationsprozeß einleiten, der nicht nur in der linken Literatur
analysiert wird."

Institutionen wie die Weltbank demonstrieren eindrucksvoll die Zielstrebig-
keit, mit der dabei vorgegangen wird.

Und was die detaillierte Darstellung der anderen Seite der Polarisierung,
die weltweite Ausbreitung von Pauperisierung, von prekären Arbeitsverhält-
nissen und von Ghettoisierung betrifft, so kann man gewiß über die Grund-
lagen und Konsequenzen, nicht zuletzt auch über die Begrifflichkeit bei Karl
Heinz Roth lange streiten. Es fällt jedoch auf, daß die diesbezüglichen empiri-
schen Analysen und Befunde Roths kaum in Zweifel gezogen werden.

IV.

Heinz Jung •warnt in einem seiner Beiträge vor der Tendenz, Klassen auf so-
ziale Aggregate und den Klassenbegriff auf einen soziologischen Strukturbe-
griffzu reduzieren. Seine Kritik gilt einem

Klassenbegriff, der die Antagonismen der kapitalistischen Gesellschaft vor
allem im Betrieb zum Ausdruck zu bringen vermag, sich aber von ge-
schichtsphilosophischen Begründungen trennt und die Bindung an einen
objektiven Interessenbegriff kappt.32

Und er erinnert in diesem Zusammenhang an den Weydemeyer-Brief, in
dem Marx seinen Beitrag zur Klassentheorie bekanntlich nicht in der Entdek-
kung der Klassen und auch nicht des Klassenkampfes sah, sondern in der
Formulierung ihrer geschichtlichen Tendenz in der Gegenwart, der Perspek-
tive auf eine klassenlose Gesellschaft.

Nun scheint diese Einschätzung insofern relativiert zu sein, als diejenigen,
die in der heutigen Realität Klassen und Klassenkampf ausmachen, sich dabei
nicht auf jene bürgerlichen Historiker und Ökonomen berufen, die Marx als
seine Vorgänger bezeichnet, sondern ausdrücklich und ausschließlich auf ihn
selbst.

Wesentlich ist jedoch, daß Klassentheorie damals wie heute mindestens

zwei Dimensionen aufweist, die Klassengliederung bzw. Sozialstruktur der
gegebenen Gesellschaft und die geschichtliche Tendenz oder Perspektive von

31 Roth, Die Wiederkehr der Proletariat, a.a.O., S. 173.
32 Heinz Jung, Was bleibt vom «undogmatischen Marxismus»? In: Z. Zeitschrift marxi-

stische Erneuerung, Nr. 26, Juni 1996, S. 146 f.
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Klassen. In der aktuellen Diskussion wird diese Position neben Heinz Jung
vor allem von Uwe Kremer vertreten:

die Spezifik von Klassen- gegenüber Schichtanalysen besteht [...] darin,
daß sie die ökonomische Begründung sozialer Kategorisierungen [...] mit
der Analyse innewohnender Konflikt- und Machtbeziehungen verknüpft
und das ganze in einer historischen Perspektive betrachtet [...]. Man wird
die Klassentheorie nicht durch den Rückzug auf die Sozialstrukturanalyse
retten können, sondern nur durch deren Verknüpfung mit einer histo-
risch-materialistisch begründeten Geschichtsschreibung und Strategiebil-
dung.0

Vor allem ist es erst durch die Verbindung der beiden genannten Gesichts-
punkte möglich, die entscheidende Frage nach Triebkäften und Subjekten
des Geschichtsprozesses zu stellen. Es steht jedoch außer Frage, daß dabei
höchst widersprüchliche Zusammenhänge zu berücksichtigen sind.

Das soll in zweierlei Hinsicht begründet und verdeutlicht -werden. Zu-

nächst zum Determinationsproblem.
Die hier in Rede stehende Debatte offenbart interesssante Widersprüche.

Einerseits sind nach wie vor pauschale Verabschiedungen vor allem des
«historischen Determinismus» anzutreffen. Den lastet Karl Heinz Roth dem
frühen (Kommunistisches Manifest) und dem späten Marx (Kapital) an. Dem-
gegenüber hätten alle Theoretiker, die sich von diesem Determinismus frei-
machen wollten, auf die Grundrisse von 1857/58 zurückgreifen können.34

Andererseits konzentriert sich, wie bereits gezeigt, die Diskussion natürlich
immer wieder auf Fragen des Zusammenhangs zwischen Objektivem und
Subjektivem, zwischen sozialökonomischen Bedingungen und Motiven, zwi-
schen Haltungen und Entscheidungen, und auf Fragen von Klassenlagen und
Veränderungspotentialen usw.35 In diesem Zusammenhang geht es z.B. um
die Frage, wie die Berücksichtigung der Komplexität von Abhängigkeiten und
Wechselwirkungen, in die soziale Aktionen und Akteure eingebettet sind, mit
der Anerkennung übergreifender Grundtendenzen zu verbinden ist. Natür-
lich gehen von den ökonomischen, wissenschaftlich-technischen, sozialen und
kulturellen Veränderungen im nationalen wie im internationalen Maßstab
Erfordernisse aus, entstehen Handlungszwänge, auf die reagiert werden muß.
Nur ist eben der Inhalt, die Art und Weise der Reaktion auf gegebene Her-
ausforderungen - ich denke, beginnend mit ihrer Diagnose, ihrer Definition

33 Kremer, Klassen im Umbau, a.a.O., S. 60 f.
34 Roth, Die Wiederkehr der Proletariat, a.a.O., S. 268.
35 Horst Dietzel, Klassentheorie und linke Politik heute. In: Z. Zeitschrift marxistische

Erneuerung, Nr. 25, März 1996, S. 76.
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und Darstellung bis hin zur Anerkennung oder Negation von Alternativen -
nicht angemessen zu beurteilen, wenn deren Lokalisierung in einem Klassen-
verhältnis ausgeblendet bleibt.

Zwei Gesichtspunkte scheinen mir besonders wichtig. Zum einen wird
unterstrichen, daß eine Betrachtungsweise, die Handlungen und Aktionen
ausschließlich auf ökonomische Faktoren zurückführt, nicht oder nur unzu-
reichend in der Lage ist, die Frage nach Alternativen, nach Spielräumen für
alternatives Handeln auf angemessene Weise in den Blick zu rücken. Indem
er auf relevante Äußerungen des Autors des Kapital verweist, stellt Joachim
Bischoff fest, daß das Verhältnis zwischen Revenuen und Kapitalakkumula-
tion und anderer ökonomischer oder sozialer Relationen «keineswegs kom-
plett durch die Markt- und Kapitallogik determiniert» sei. Die Behauptung
des Gegenteils sei ein «hartnäckiges Mißverständnis der Marxschen Kapita-
lismusanalyse.» Vor allem das gesellschaftliche Kräfteverhältnis sei in Rech-
nung zu stellen.36

In eine ähnliche Richtung weisen Untersuchungen und Überlegungen von
Lothar Peter zum Konzept der «industriellen Beziehungen). Die Beziehungen
zwischen Kapital und Arbeit seien «weder nur durch ökonomische Größen
noch allein durch institutionalisierte Macht determiniert». Sie müßten viel-
mehr auch als komplexer Prozeß sozialer Interaktion begriffen werden, «in
dem die beteiligten Akteure lernen, Verhalten zu ändern und Wertorientie-
rungen umzustellen». Die im sozialen Know-how der Akteure angelegten
Handlungsspielräume und Veränderungspotentiale der industriellen Bezie-
hungen dürfen nicht vernachlässigt werden, indem sie nur als determinierte
Reflexe ökonomischer Verhältnisse und Prozesse wahrgenommen werden,
denen kein eigenständiger Wert zukommt.

Freilich. Dies rechtfertige keineswegs die «soziologisierende Auflösung der
ökonomischen Tatbestände in ein nur noch als <Diskurs> betrachtetes Ver-
hältnis zwischen Kapital und Arbeit».

Rationale Interaktion in und durch Institutionen darf nicht verabsolutiert
werden. Auch der sinnvollste Diskurs kann die strukturellen Interessengegen-
sätze zwischen Kapital und Arbeit nicht aufheben.37

Zum anderen wird betont, daß die Frage nach Veränderungspotentialen
und -Subjekten heute weniger denn je allein oder hauptsächlich aus der Klas-
senlage oder Klassenstruktur hergeleitet werden könne. Dazu müßten viel-

3 Joachim Bischoff, Politische Ökonomie, Klassengesellschaft, Kulturkrise. In: Z. Zeit-
schrift marxistische Erneuerung, Nr. 25, März 1996, S. 42,44.

37 Lothar Peter, Vom Klassenkampf zum Co-Magement* Probleme der industriellen Be-
ziehungen heute. In: Z. Zeitschrift marxistische Erneuerung, Nr. 25, März 1996, S.
63,69,73.
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mehr auch andere soziale Interessen und Faktoren wie soziale Milieus und
Lebensweisen berücksichtigt werden.38

Aus solchen wie diesen Analysen und Befunden möchte ich die Schlußfol-
gerung ableiten, daß kaum Anlaß besteht, auf das marxistische Determinati-
onskonzept zu verzichten, daß hingegen viel dafür spricht, es entschiedener
und detaillierter mit der Klassentheorie zu verbinden. Viele der hier vorge-
stellten Analysen legen es nahe, zunächst zwei Determinationszusammenhän-
ge zu unterscheiden.

Einerseits die Bestimmung der Klassenlage und des Handelns - im weite-
sten Sinne - durch ökonomische oder sozialökonomische Faktoren bzw. die
Bestimmung des Handelns durch die Klassenlage. Im Blickpunkt sind hier
soziale Gruppen oder Individuen in den für sie spezifischen Existenzbedin-
gungen. Ich setze voraus, daß dieser Zusammenhang stets ein vielfältig ver-
mittelter ist. Das hat Gottfried Stiehler hinlänglich präzisiert.

Andererseits die Bestimmung der gesellschaftlichen Verhältnisse in ihrer
Gesamtheit — im allgemeinen und unter konkrethistorischen Bedingungen —
durch die gegebene Klassenstruktur als Ganzes, durch die Beziehungen zwi-
schen diesen Klassen. Was weder ausschließt, die gegebene Situation als Re-
sultante der Wechselwirkung unterschiedlichster Faktoren anzusehen, noch
hier eine lineare, mechanische Kausalität vorauszusetzen und die je eigenstän-
dige — Lothar Peter spricht von einer «relativen Autonomie des Sozialen»39 —
Funktion solcher Faktoren unterzubewerten.

Entscheidend ist nun, daß in der Realität das konkrete Handeln gegebener
Subjekte natürlich der Wirkung beider Determinationszusammenhänge un-
terliegt. Von weiteren abgesehen! Wie diese Determinationszusammenhänge
ihrerseits aus dem Handeln hervorgehen, durch Handeln reproduziert wer-
den?

Insofern hat Peter von Oertzen recht, wenn er in seiner bekannten Polemik
gegen den kürzlich erschienenen theoretischen Kommentar zum Programm
der PDS darauf besteht, «die bewußte, handlungsfähige politische Klassenbe-
wegung» nicht als «das automatische Resultat einer quasi naturgesetzlichen
ökonomischen Entwicklung», sondern als «Resultat eines historischen Lem-
prozeßes» zu verstehen, in dem - natürlich auf der Basis einer objektiven
Klassenlage - «ökonomisch-soziale Interessen, kulturelle Traditionen, die Er-
fahrung politisch-sozialer Kämpfe und bewußte organisatorische und politi-

sche Anstrengungen zusammenwirken.»

38 Horst Dietzel, Klassentheorie und linke Politik heute, a.a.O., S. 77, 80, 85.
39 Lothar Peter, Vom Klassenkampf zum Co-Managcmcnt, a.a.O., S. 63.
40 Peter von Oertzen, Zu wünschen: Hinwendung «vorwärts zu Marx». In: Neues

Deutschland, 17. Januar 1997,5. 6.
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Wogegen ich mich mit diesen Überlegungen vor allem wenden möchte, ist
die Reduktion der Determinanten gegebener Aktionen auf deren unmittelba-
re Bestimmungsgründe. Ich meine, daß die Klassentheorie bei einer derarti-
gen Reduktion sowohl über- als auch unterfordert wird. Überfordert, insofern
der Hinweis auf die Klassenlage allein niemals gegebene Aktionen und Hand-
lungen erklären kann. Unterfordert, insofern die Klassentheorie auf die Erklä-
rung sehr viel umfassenderer gesellschaftlicher und geschichtlicher Zusam-
menhänge orientiert als auf isolierte, unmittelbare Determinanten und ihre
Wirkungen. Der Wert der Klassentheorie wird erst erschlossen, wenn bei dem
Bemühen um die Aufhellung unmittelbarer Handlungsdeterminanten deren
Vermittlung durch gesamtgesellschaftliche Faktoren Beachtung findet, die ih-
rerseits, nur unter einem anderen Gesichtswinkel, der Wirkung von Klassen-
beziehungen unterliegen.

Zu einer weiteren Überlegung werde ich durch einen Gedanken bei Uwe
Kremer veranlaßt.

Methodisch läßt sich die Suche nach den Subjekten nicht von den Projek-
ten trennen, auf die sich diese Subjekte beziehen. Diese Identifizerung von
Subjekt und Projekt war im Prinzip auch bei den klassischen marxistischen
Definitionen vorhanden. Arbeiterklasse (Subjekt) und Sozialismus (Pro-
jekt) wurden durch wechselseitige Bezugnahme definiert.41

Ich sehe davon ab, daß sich in der Wortwahl dieser Aussage Zustimmung,
Kritik und Ironie eng miteinander verbinden. Den Grundgedanken, die Be-
ziehung auf Künftiges, Vorgedachtes, Vorgezeichnetes in die konstituieren-
den Faktoren der Formierung sozialer Subjekte einzuschließen, halte ich für
richtig und wichtig. Vielleicht könnte man auch von einer (rückwirkenden)
Determination sprechen. Ein derartiges «Projekt) steht ja nicht außerhalb rea-
ler historischer Prozeße. Daß sich die Formierung geschichtsmächtiger Sub-
jekte in zeitlichem Abstand gegenüber den Widerspruchskonstellationen voll-
zieht, denen sie ihren letztlichen «materialistischen) Ursprung verdanken, ist
nichts Mystisches.

Und daß historische Perspektiven, die die gegebene Situation transzendie-
ren, in dieser durchaus verankert sein können, ist nicht nur von Marxisten
und nicht nur in bezug auf die Arbeiterbewegung gesehen worden.

Ich meine auch, daß es sich dabei um einen notwendigen, unverzichtbaren
Gesichtspunkt bzw. Zusammenhang handelt. Die gegenwärtige Schwäche der
Linken dürfte in nicht unwesentlichem Maße daraus resultieren, daß — sagen
wir es vorsichtig - ein derartiges Projekt sich gegenwärtig im Prozeß einer
umfassenden Rekonstruktion befindet.

41 Kremer, Klassen im Umbau a.a.O., S. 66.
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Eine Anmerkung: Eine Todsünde des marxistischen Determinismus wird
bisweilen in dem Diktum von Marx gesehen, das Proletariat sei «geschichtlich
gezwungen, etwas bestimmtes zu tun»42. Andre1 Gorz spricht von «Ortho-
doxie, Dogmatismus, Religiosität», die bei einer Philosophie hegelscher Struk-
tur mehr oder weniger unvermeidlich seien.43

Ein weites Feld. Man könnte darauf verweisen, daß bei Marx selbst die
Frage erörtert wird, was das Proletariat «ist und was es diesem Sein gemäß ge-
schichtlich zu tun gezwungen sein wird»44. Und das nicht nur an dieser Stelle
der Heiligen Familie. So daß eigentlich das Gesamtwerk von Marx einer der-
artigen Interpretation irgendwie zuwiderläuft. Im Grund handelt es sich dar-
um, daß das historische Ziel eines sozialen und historischen Subjekts als Re-
flex und Ausdruck einer konkreten gesellschaftlichen Situation erklärt und als
wesentlicher Einflußfaktor für dessen Bewußtheit, als Bestimmungsgrund
hervorgehoben wird. In dieser philosophischen Aussage konzentrieren sich
unverzichtbare Grundlinien der marxistischen Geschichtsauffassung.

Andererseits darf nicht in Abrede gestellt werden, daß wir im Rahmen des
marxistisch-leninistischen Denkens Mystifizierungen betrieben oder zugelas-
sen haben. Erstens wurde aus dem von Marx konstatierten Handlungszwang
eine beinahe autonome historische Tendenz, die von Veränderungen der ge-
sellschaftlichen Realität im Grunde abgehoben war und nicht mehr auf ihre
konkreten geschichtlichen Entstehungs- und Wirkungsbedingungen rückbe-
zogen wurde. Fatalistische Ausdeutungen waren die unvermeidliche Folge.

Zweitens wurde das hier in Rede stehende, den proletarischen Klassen-
kampf bestimmende Ziel auf eine anscheinend ein für allemal gegebene Vor-
stellung sozialistischer Zukunft eingeengt. Weder wurde das Projekt einer
grundsätzlichen gesellschaftlichen Alternative zum gegebenen Kapitalismus
als eine sich unter bestimmten Bedingungen verändernde Größe genommen
noch wurden, oder zu spät, die konkreten Zwischenziele ernst genommen.

Positiv: Der Notwendigkeit einer gründlichen Rekonstruktion des grundle-
genden Ziels Sozialismus entsprechen wir weder durch die Beschwörung des
tatsächlich oder vermeintlich Gesicherten noch durch die Verkündung einer
tabula rasa. Die theoretische Folgerung kann nur darin bestehen, die durch
den erwähnten realen (Klassenkampf von oben> ja de facto anerkannten Anta-
gonismen der heutigen kapitalistischen Weltgesellschaft mit jenen globalen
Veränderungen des Stoffwechselprozesses zwischen Menschheit und Natur45

zusammenzudenken, über deren Notwendigkeit keinerlei Zweifel bestehen

Vgl. Dietzel/Gehrcke/Hopfmann/Werner (Hg.), Brückenköpfe. Texte zur Programm-
diskussion der PDS, Bonn 1992,5. 108.

43 Ebd.
44 MEW, M. 2,5.38.
45 Hans Wagner, Geschichte ah Suchprozeß. In: Initial, Heft 5/92, S. 28.
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kann. Die praktische Folgerung könnte man darin sehen, in die vielfältigen
Erfahrungen, die bei dieser längst begonnenen Auseinandersetzung gewonnen
werden, den marxistischen Ansatz einer grundsätzlichen Systemalternative
einzubringen.

Ein letzter Gesichtspunkt: Ein zentrales Argument im Rahmen der Be-
hauptung, für den Marxismus oder den Marxismus-Leninismus sei ein klas-
senreduktionistisches Denken kennzeichnend, lautet, dieses Denken reduziere
die Frontlinien sozialer Auseinandersetzungen oder die Triebkräfte geschicht-
licher Fortschrittsprozesse oder die Akteure emanzipatorischen Handelns auf
die Wirksamkeit von Grundklassen.

Und das breite Feld geschichtlicher Auseinandersetzungen auf den Kampf
zwischen diesen Grundklassen. Ich beschränke mich auf einen Beleg für die
Fragwürdigkeit dieser Vorwürfe. In einem in der Zeitschrift Auftau veröf-
fentlichten Vortrag vor der Politischen Akademie der Partei der ungarischen
Werktätigen im Juni 1956 erörterte Georg Lukäcs, Überlegungen Lenins
aufnehmend, die Frage, inwieweit ein weltgeschichtlicher Gegensatz unver-
mittelt und direkt in einen politischen Gegensatz transponiert werden kann.
Er wandte sich gegen den charakteristischen Zug des Sektierertums und des
Dogmatismus, die «fundamentalsten Fragen der Theorie in direkte Verbin-
dung mit den Tagesfragen zu bringen» und vertrat die These, daß es seit Le-
nins Tod mindestens zwei Perioden gegeben habe, in denen «die Strategie des
Kampfes um den Fortschritt nicht direkt «von dem weltgeschichtlich grund-
legenden Gegensatz unserer Epoche», dem zwischen Kapitalismus und Sozia-
lismus bestimmt wurde - die Front des Faschismus und des Antifaschismus
sowie das Problem von Krieg oder Frieden, das der Koexistenz.46

In der aktuellen klassentheoretischen Debatte der Linken herrscht weitge-
hende Übereinstimmung darüber, daß jedweder grundsätzliche Ausweg aus
der gegenwärtigen Situation nicht von einer Klasse allein vollbracht werden
kann, daß gewichtige Probleme klassenübergreifender Natur sind und dem-
zufolge auch ihre Bewältigung nur im Zusammengehen von Bündnissen,
Blöcken und ähnlichen Potentialen erfolgen kann. Einen nachdrücklichen
Impuls erhält diese Denkrichtung durch die gefahrvolle Realität nationalisti-
scher, rassistischer und neofaschistischer Tendenzen.

Zur Zeit spricht vieles dafür, daß die Formierung relevanter sozialer Sub-
jekte um die Alternative zwischen einem demokratischen und einem autoritä-

ren - über angemessenere Ausdrücke mag man streiten - Ausweg aus der
akuten und perspektivischen Krisensituation herum — wenn überhaupt —
denkbar wäre.

46 Georg Lukdcs, Der Kampf des Fortschritts und der Reaktion in der heutigen Kultur. In:
Georg Lukics, Schriften zur Ideologie und Politik, ausgewählt und eingeleitet von
Peter Ludz, Darmstadt und Neuwied 1973, S. 603, 609 f.
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Weil das so ist, halte ich die theoretische Verbindung zwischen diesen breit
gestreuten Widerspruchsfeldern und der Klassenfrage für eine existentielle
Notwendigkeit. Viele Erfahrungen der achziger und der neunziger Jahre die-
ses Jahrhunderts widerlegen die verhängnisvolle Illusion, Menschheitsfragen
und Klassenfragen seien zusammenhanglose Paradigmen. Es gibt wenig Ar-
gumente gegen den Hinweis, daß kollektive oder Massenaktionen derjenigen
sozialen Gruppen, die sich - um eine bereits zitierte Formulierung aufzugrei-
fen - in der größten Nähe zum Gegensatz zwischen Arbeit und Kapital be-
finden, hinsichtlich ihrer praktischen Wirkungsmögllichkeiten nach wie vor
durch schlechterdings nichts zu ersetzen sind. Insofern läuft nach meiner
Überzeugung die Frage nach einer <historischen Mission des Proletariats)
heute auf die Frage nach den Aktivitäten der Arbeiterklasse in den sozialen
Konstellationen hinaus, die eine reale Alternative bieten.





Hans Heinz Holz

Neoliberalismus - Falschmünzerei im Begriff

This article contests the pretension of neoliberalist authors to continue the
grcat democratic tradition of 18th and 19th Century liberals or even of the
American and French revolutions. It argues, along with critical reflections of
liberalist authors themselves, that there is a contradiction between the ideal
political principles of liberalism and the economic aims and practice of capi-
talism, which is now misleadingly labelled äs neoliberalism, while it is in these
days a new stage of imperialism and makes use of governmental power in fa-
vour of the big enterprises.

Wir wissen, was politisch damit bewirkt werden kann, wenn mit Begriffen
Schindluder getrieben wird. So noble und traditionsreiche Wörter wie Frei-
heit und Menschenrecht sind zu billigen Manipulationsinstrumenten gewor-
den. Die Kette der Irreführungen ist lang. Von einem ominösen Kongreß für
kulturelle Freiheit, den das CIA finanzierte und steuerte, ließen sich in den
fünfziger Jahren selbst alte linkssozialistische Philosophen wie Franco Lom-
bardinas führen. Die Menschenrechtskampagne der Administration Carter
richtete sich nur gegen die sozialistischen Länder, während die Folterer und
Todesschwadronen südamerikanischer Staaten von US-amerikanischen Spe-
zialisten ausgebildet wurden, und zum Beispiel die Türkei bis heute ein um-
worbener NATO-Partner bleibt, ungeachtet der offenkundigen und haar-
sträubenden Menschenrechtsverletzungen, die dort an der Tagesordnung
sind. Die politischen Kategorien, die in den bürgerlichen Revolutionen des
18. und 19. Jahrhunderts zu programmatischen Leitbegriffen wurden, sind
im 20. Jahrhundert zu wohlfeilen Slogans der Propaganda heruntergekom-
men. So wurde die notwendige Diskussion über die Inhalte, über die Geltung
dieser Begriffe und über ihre Verwirklichung in einer Welt mit unterschiedli-
chen Entwicklungsniveaus und Gesellschaftsordnungen und Kulturtraditio-
nen mehr und mehr in den Schützengräben des Kalten Krieges erstickt.

Statt nach dem Verhältnis von formationsspezifischen und kulturdifferen-
zierten Ausprägungen dessen, was Freiheit, Menschsein und Rechte des Men-
schen heißen könne, zu fragen und hinter den Verschiedenheiten eine zu-
grundeliegende Universalität zu suchen, auf die in einer Weltgemeinschaft
Bezug genommen werden müßte, wurden einfach die Perspektiven der euro-
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päischen bürgerlichen Gesellschaft als normativ gesetzt - ein ideologischer
Kolonialismus, der dem ökonomischen nicht nachsteht.1

Es bleibt nicht folgenlos, wenn man sich die Inhalte seiner Begriffe vorge-
ben läßt, statt sie aus der Sache heraus zu erarbeiten. Politische Fehlorientie-
rungen der Massen haben immer auch mit der Verwirrung im Denken be-
gonnen; gerade darin besteht die Hegemonie einer herrschenden Klasse, daß
sie die leitenden Vorstellungen in den Köpfen der Menschen mit den Inhal-
ten ihrer Klasseninteressen besetzt.2 Nicht ohne Grund hat Konfuzius, als
man ihn fragte, womit bei der Erneuerung des Staates begonnen werden müs-
se, die Antwort gegeben: «Mit der Richtigstellung der Begriffe»3. Das Wort
des alten chinesischen Staatsphilosophen mag als ein Warnzeichen aufgestellt
sein, sich vor der Sorglosigkeit im Umgang mit den politischen «Waren-
zeichen» zu hüten. Eines dieser gefälschten Warenzeichen heute ist das Signet
«Neoliberalismus», das sich ein Kapitalismus anheftet, der fast unbeschränkt
über die Machtmittel des Staates im Interesse der Kapitalakkumulation ver-
fügt und der sich in das verführerisch glänzende Gewand der Weltanschau-
ung des aufsteigenden progressiven Bürgertums hüllen möchte — um seine
wahre Gestalt zu verhüllen.

Was heißt Liberalismus?

Die Neoliberalen sagen selbst seit dem 2. Weltkrieg, was sie gerne als ihre
Wert- und Leitvorstellungen verstanden wissen wollen. Beginnen wir mit

1 Zur Differenzierung der Menschenrechtsproblematik vgl. Hermann Kienner, Mar-
xismus und Menschenrechte, Berlin 1982. - Hans Heinz Holz, Vernünftigkeit und
Geschichtlichkeit. Über theoretischen Status und Geltung der Menschenrechte. In: DIA-
LEKTIK 13, Köln 1987, S. 23 ff. - Ders., Mensenrechten alsglobaalprobleem. In: E. A.
Alkema e.a., Mensenrechten, Rotterdam (Nederlands Gesprelcscentrum) 1990, S. 117
ff. - Ders., Über die apriorische Begründung von Menschenrechten. In: G. Haney/
W. Maihofer/G. Sprenger, Recht und Ideologie, Festschrifi für Hermann Kienner zum
70. Geburtstag, Freiburg und Berlin 1996, S. 83 ff.

2 Zum Hegemoniebegriff siehe Antonio Gramsti, Qwfarni dfl carecre, edizione critica
a eure di Valentino Gerratana, Torino 1975, S. 1636 ff., 2010 f., und passim.
Deutsch: Antonio Gramsci, Gefdngnishefie, Hamburg 1996, S. 1608 ff. (Ab Heft 16
noch nicht erschienen). - Vgl. außerdem H.H.Holz/G. Prestipino (Hg.), Antonio
Gramsci heute, Bonn 1992.

3 Kung tse, Lun Yü 13, 3. Deutsch: Richard Wilhelm (Hg), Kungfutse, Gespräche, Jena
1921, S. 135: Dsi Lu sprach: «Der Fürst von We wartet auf den Meister, um die Re-
gierung auszuüben. Was würde der Meister zuerst in Angriff nehmen?» Der Meister
sprach: «Sicherlich die Richtigstellung der Begriffe».
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dem geistigen Ziehvater des deutschen <Wirtschaftswunder>-Kanzlers Ludwig
Erhard, Wilhelm Röpke. In einem Aufsatz Was ist Liberalismus schrieb er
1962:

Er bezeichnet ein kulturelles Kraftzentrum, das in allen Blüteperioden
abendländischer Kultur wirksam gewesen ist: [...] Die Idee der Freiheit,
[...] um als Individuum von äußerer Autorität, Unterdrückung und Intole-
ranz zu befreien und ihm so die Möglichkeit zu freier Entfaltung zu geben.
[...] Die Überzeugung, [...] daß ohne geistige Individualität schließlich
auch die Gesellschaft und der Staat verdorren müssen. [...] Mit der Idee
der Freiheit ist nun aufs engste die Idee der Vernunft verknüpft. [...] Sie
bedeutet den Willen zur Emanzipation des Geistes von jeder heteronomen
Autorität, das unbedingte Streben nach Wahrheit unter Ablehnung jeder
Verdunkelung, jeder Mythologie und jeder wie immer gearteten Bindung.
[...] Als eine von der Idee der Freiheit und der Vernunft getragene Gesin-
nung entsteht schließlich die Idee der Humanität. Sie bedeutet die selbst-
verständliche und bedingungslose Achtung des Menschentums im Mit-
menschen, die Ablehnung des Pessimismus, der den Menschen für ur-
sprünglich schlecht erklärt, die tiefe Überzeugung, daß der Mensch nie-
mals zum Zweck erniedrigt werden darf, die Ablehnung jeder Unterdrük-
kung, sei es der Individuen, der Klassen, der Rassen oder der Nationen, die
Toleranz, den Schutz und die Achtung der Minderheit.4

Die Auszüge aus einem umfangreichen und vom Pathos der Aufklärung ge-
tragenen Aufsatz mögen genügen. Sie sind keine Falschmünzerei, was die
Herkunft dieser weltanschaulichen Orientierung angeht.5 Der Liberalismus

4 Wilhelm Röpke, Was ist Liberalismus. In: Neue Zürcher Zeitung, 18. 11. 1962,
Fernausgabe, Blatt 7.

5 Daß die Praxis des Liberalismus auch damals anders aussah als die verkündeten
Ideale, hat Domenico Losurdo in zahlreichen historischen Studien und politischen
Analysen gezeigt. Zum Beispiel: Marx und die Geschichte des Totalitarismus. In:
TOPOS l, Bonn 1993, S. 55 ff. Tra Hegele Bismarck Roma 1983, besonders Teil II
und III: Hegel, Marx e la tradizione liberale, Roma 1988. Dennoch war der liberale
Humanismus die Ideologie, die sich die Gesellschaft zum Maßstab setzte und die ihr

Bildungssystem beherrschte. Mit den Wertbegriffen des liberalen Humanismus
konnte gegen Unrecht und soziale Ungerechtigkeit gestritten werden. Die Fort-
schritte im Rechtssystem, in der Volksbildung, in der medizinischen Versorgung und
als Folge des Kampfes der entstehenden und erstarkenden Arbeiterbewegung auch in
den Arbeitsbedingungen seit dem 18. Jahrhunderts sind unleugbar; auch wenn sie
gegen die Interessen und den Widerstand der herrschenden Klassen durchgesetzt
werden mußten, so waren sie doch konform mit dem Selbstverständnis einer Gesell-
schaft, die jedem einzelnen das «Streben nach Glück» (pursuit ofhappiness - US-
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hat seinen Ursprung in der Aufklärung, in den Antriebskräften der amerika-
nischen und französischen Revolution.

Es war die Weltanschauung des progressiven Bürgertums, das sich gegen
den Feudalismus erhob. Wo es Parlamente gab, waren die liberalen Parteien
gegenüber den konservativen die des Fortschritts. Freiheit der Meinungsäuße-
rung, Selbstbestimmung des Bürgers im staatlichen Leben, Asylrecht für
Verfolgte gehörten zu den Prinzipien. Der Liberalismus drückte die heroi-
schen Illusionen des revolutionären Bürgertums aus. Der tiefe anthropologi-
sche Pessimismus eines Thomas Hobbes, für den der Mensch dem Menschen
als ein Wolf galt (homo homini lupus), hatte noch eine institutionelle Ord-
nung für die Sicherung des allgemeinen Wohls gegen die individuellen Ego-
ismen als notwendig erachtet: der Staat als die Organisation obrigkeitlichen
Zwangs zur Durchsetzung des Friedens und eines gesellschaftlichen Interes-
senausgleichs.6 Binnen einem Jahrhundert war das logisch und psychologisch
begründete Mißtrauen gegen die selbstzerstörerischen Tendenzen einer unge-
hemmten Konkurrenz der Individuen dem trügerischen Optimismus gewi-
chen, der Kampf aller gegen alle um die Durchsetzung individueller Interes-
sen habe eine selbstregulative Struktur, die auf die Optimierung des Zustands
eines Gemeinwesens angelegt sei; Adam Smith wurde der Protagonist dieses
Gesellschaftsverständnisses7, das auf die Erwartung hinausläuft, das Wohl der
Menschheit sei durch die Freisetzung des individuellen Egoismus zu erreichen
- denn wenn jeder für sich das beste wolle, komme zum Schluß das allgemei-
ne Beste heraus.

John Stuart Mill und Adam Smith

Der theoretische Erzvater des Liberalismus, der englische Philosoph John
Stuart Mill, hat das in seinem berühmten Essay über die Freiheit ausgespro-
chen:

Verfassung) und allen das «größtmögliche Glück der größtmöglichen Zahl» (Jeremy
Bentham) garantieren wollte.

6 Thomas Hobbes, Leviathan, London 1651. Deutsch übertragen von Jutta Schlösser,
mit einer Einführung herausgegeben von Hermann Kienner, Hamburg 1996. Vgl.
dazu jetzt Dieter Kraft, Hobbes' Leviathan und die bürgerliche Gesellschaft der Gegen-
wart, DLZ 51/52, 23.12.1996, S. 16.

7 Adam Smith, An Inquiry into the Nature and Cause ofthe Wcalth ofNations, London
1776. Vgl. dazu Gerrit Manenschijn, Moraal en Eigenbelang bij Thomas Hobbes en
Adam Smith, Amsterdam 1979.
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Jeder Mensch schuldet der Gesellschaft nur über den Teil seines Verhaltens
Rechenschaft, bei dem es um das Wohl oder Wehe anderer geht. In dem
Teil, der ihn nur selber betrifft, ist seine Unabhängigkeit von Rechts wegen
absolut. Über sich selbst, seinen Körper und seinen Geist, herrscht jedes
Individuum als Souverän.8

Wo der Mensch aus freiem Willen Verträge eingeht, ist das ausschließlich Sa-
che der Vertragspartner. Dabei läßt Mill außer Betracht, daß es unterschiedli-
che Eingangsvoraussetzungen (an Macht, Vermögen usw.) gibt, so daß Ver-
träge oft nicht unter gleich starken Partnern geschlossen werden und darum
schon Machtverhältnisse ausdrücken können.

Die Illusion von der formalen Gleichheit der Menschen liegt auch dem
Wirtschaftsmodell von Adam Smith zugrunde, das zum Paradigma des Wirt-
schaftsliberalismus wurde: Man müsse nur auf das Funktionieren des Marktes
vertrauen, auf dem sich die individuellen Egoismen gegenseitig ausgleichen
würden und sich als Resultat, sozusagen hinter dem Rücken der Egoisten
durch eine mnsichtbare Hand> (invisible band) gelenkt, der Wohlstand aller
herstelle; der Staat als Ordnungsmacht habe sich darum aus dem Markt-
geschehen herauszuhalten und nur die Rechtmäßigkeit der formalen Verfah-
ren zu garantieren (Lehre vom <Nachtwächterstaat>).

Die Freiheit der Individuen - das war die Freiheit der Wirtschaftssubjekte,
gleichgültig ob Unternehmer oder Arbeiter. Daß dieses Vertrauen auf die
selbstregulierende Kraft des Marktmechanismus zu Ungerechtigkeiten führt,
wurde schon bald bemerkt. Hegel stellt fest:

Der Luxus ist eine ebenso unendliche Vermehrung der Abhängigkeit und
Not.9

Die utopischen Sozialisten versuchten, alternative Gesellschaftsmodelle zu
verwirklichen - ohne Erfolg. Erst Marx zeigte, daß es der Besitz an den Pro-
duktionsmitteln ist, der die Ungleichheit unter den Menschen zum Herr-
schaftsverhältnis macht und die Ausbeutung bewirkt; er zeigte auch, daß die
Kapitalakkumulation, das Grundgesetz der kapitalistischen Produktionsweise,
die vermeintliche Ausgleichsfunktion des Markts in ihr Gegenteil verkehrt.

Um dieser Kritik Nachdruck zu verleihen, ist es vielleicht nicht ganz un-
zwcckmäßig, einen der ideologischen Wortführer des neuen Liberalismus
(noch nicht des Neoliberalismus) zu Worte kommen zu lassen, der die von

8 John Stuart Mill, Essay on Liberty, hier zitiert nach Robert Paul Wolff, Das Elend des
Liberalismus, Frankfurt am Main 1969, S. 10.

9 Georg Wilhelm Friedrich Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts, § 195. In:
Werke, Band 7, S. 351.
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den Altliberalen wie Röpke nicht ernst genommenen oder bewußt verdeckten
Widersprüche des klassischen Liberalismus beim Namen nennt. 1969 schrieb
Ralf Dahrendorf in einem Sammelband, der die Frage nach dem heutigen
Sinn des politischen Begriffs <liberal> stellte:

Zwar darf man den Gedanken der Staatsbürgerrechte als einen ursprüng-
lich liberalen Gedanken bezeichnen; daß die allen vormodernen Gesell-
schaften innewohnende Idee einer natürlichen Rang-Ungleichheit der
Menschen in Zweifel gezogen und schließlich politisch entkräftet wurde,
war keine Leistung des Sozialismus. Aber Marx hatte dennoch recht, als er
den liberalen Gedanken bürgerlicher Teilnahmerechte zugleich «revolutio-
när) und «unerträglich formal) nannte: gegenüber dem Glauben an die na-
türliche Ungleichheit unter den Menschen war schon der Gedanke der
Gleichheit aller als Vertragspartner revolutionär; die frühliberale Fiktion
andererseits, daß der Arbeitsvertrag zwischen Unternehmer und einzelnem
Arbeiter ein Vertrag zwischen Gleichen sei, machte einen Hauptangriffs-
punkt der frühen Arbeiterbewegung aus. [...] Der Arbeitsvertrag als Vertrag
zwischen Gleichen muß darum Fiktion bleiben, weil der Unternehmer
kraft seines Kapitaleigentums und der damit verbundenen Verfügungsge-
walt über unvergleichlich größere Machtchancen verfügt als der Arbeiter.
Ob der Unternehmer dem Arbeiter oder der Arbeiter dem Unternehmer
kündigt, sind zumal unter Bedingungen verbreiteter Arbeitslosigkeit zwei
sehr verschiedene Dinge. [...] Die Theorie der Gleichheit erwies sich als
Praxis einer neuen Privilegierung. Die Absicht der Freiheit wurde zur Frei-
heit als Vorrecht bestimmter sozialer Gruppen. [...]
Die historische Leistung des Sozialismus lag darin, den bloß äußerlichen
Charakter des altliberalen Bürgerrechtsbegriffs enthüllt zu haben. Seine ge-
sellschaftsverändernde Kraft lag in der Auffüllung diese Begriffs durch In-
halte, d.h. politisch in der Erzwingung sozialer Veränderungen, die den
Gedanken der staatsbürgerlichen Teilnahme zu mehr als einer juristischen
Fiktion, zu einer Realität für möglichst Viele, machen. [...] Die Entwick-
lung der sozialen Dienste, der großen öffendichen Versicherungswerke für
Krankheit und Alter, Arbeitslosigkeit und sonstige unverschuldete Not
sind Bestandteil der Voraussetzungen sozialer Teilnahme.1

Deutlicher als hier von prominenter liberaler Seite kann die Schwäche des
klassischen Liberalismus, die Täuschung, die den Konzepten von Smith und
Mill zugrunde liegt, nicht ausgesprochen werden. Von dem Ternar der fran-
zösischen Revolution Freiheit- Gleichheit - Brüderlichkeit waren ohnehin nur
die beiden ersten Postulate übrig geblieben. Denn von einer Gesellschaft, de-

Ralf Dahrendorf, Das Ende des Sozialismus und die Wiedergeburt des Liberalismus. In:
John Kennth Galbraith e.a., Was heißt «liberal»?, Basel 1969, S. 66 ff., hier: S. 68 f;
71; 70.
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ren Triebkraft die Interessenkonkurrenz ist, kann Brüderlichkeit füglich nicht
eingefordert werden. Aber auch der Formalismus von Gleichheit und Freiheit
- so unerläßlich formelle, d.h. juridisch kodifizierte Regelungen menschlicher
Beziehungen gemäß der Gleichheit vor dem Gesetz und in der Freiheit ver-
antwortlichen Handelns auch sind" - reicht nicht aus, um das intendierte
Gesellschaftsziel zu realisieren. Daß der Formalismus der Rationalität, dessen
am meisten durchdachte Form die praktische Philosophie Kants darstellt, die
hinreichende Bedingung einer Optimierung der gesellschaftlichen Prozesse
sei, war eben die (heroische Illusion) eines Zeitalters, das die Ordnung (in
Natur und Gesellschaft) vom Paradigma der mathematischen Formeln her
begriff.

Die Marxisten haben nicht etwa die heroischen Ideale des Liberalismus
verworfen, sondern nur den objektiven Widerspruch aufgezeigt, der unter ka-
pitalistischen Verhältnissen zwischen dem besonderen Interesse der Kapital-
verwertung und dem allgemeinen Interesse menschlicher Emanzipation be-
steht; sie haben gezeigt, daß das Vertrauen in die Marktfreiheit eine Illusion
ist. Aber das Programmziel des Kommunistischen Manifests, eine Assoziation,
«worin die freie Entwicklung eines jeden die Bedingung für die freie Ent-
wicklung aller ist», hätte auch in einem liberalistischen Manifest stehen kön-
nen. In einem gewissen Sinne hat der Sozialismus mit dem Erbe der Aufklä-
rung und der französischen Revolution auch das Erbe des Liberalismus ange-
treten. Der politische Gegensatz zwischen Sozialismus und Liberalismus tritt
erst da in Erscheinung, wo die gesellschaftlichen Voraussetzungen für die
Verwirklichung jener allgemeinen menschheitsgeschichtlichen Ziele benannt
werden und wissenschaftlich begründet werden sollen. Vorgelagert ist die Be-
antwortung der Frage, wie die geschichtliche Existenz des Menschen zu be-
greifen sei: als Resultat der freien Willenshandlungen der Individuen oder als
gesellschaftlicher Prozeß der Herstellung von Mitteln, die der Befriedigung
unserer Bedürfnisse - primär des Überlebens und abgeleitet der zivilisatori-
schen Lebenserleichterung und -gestaltung - dienen. Organisationsformen
zur Sicherung des Spielraums der freien Willenshandlungen der einzelnen
werden anders aussehen als solche, die die in wechselseitiger Abhängigkeit der
Menschen arbeitsteilige Produktion regeln. Je differenzierter und komplexer
die Produktionsvorgänge werden, je mehr sich damit auch die Bedürfnisse
erweitern und vervielfältigen, um so stärker wird auch die Notwendigkeit in-

1' Die Geringschätzung institutioneller Formalismen führt zu Rechtsunsicherheit und
leistet der Willkür Vorschub, selbst wenn sie berechtigter Abwehr von Verknöche-
rungen und Verkehrungen des Rechtssinns - Summa ius, Summa iniuria - ent-
springt. Zur Formel Summum ius Summa iniuria, die die Dialektik des positiven
Rechts zum Ausdruck bringt, vgl. Johannes Stroux, Römische Rechtswissenschaft und
Rhetorik Potsdam 1949.
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stitutionalisierter Ordnungsregulative. Die Meinung der frühen Liberalen, es
genüge, eine «freie Bahn dem Tüchtigen > offen zu halten, hat schon zu Zeiten
des Manchester-Liberalismus der gesellschaftlichen Wirklichkeit nicht mehr
entsprochen, sondern war der Quell der sozialen Ungerechtigkeiten, aus de-
nen sich der Klassenkampf des Proletariats formierte. Für die hochindustriali-
sierte Produktionsweise des Spätkapitalismus trifft diese simple Vorstellung
eines sich selbst im Gleichgewicht haltenden Gesellschaftsorganismus erst
recht nicht zu.

Selbsttäuschungen liberaler Ideologie

Daß das klassische Modell liberaler Marktwirtschaft nicht ausreicht, um die
inneren Widersprüche des kapitalistischen Systems auszugleichen, haben nach
den ökonomischen und politischen Katastrophen des 20. Jahrhunderts auch
die Ideologen des Liberalismus erkannt. Schon Ludwig Erhard sprach darum
nicht mehr bloß von Marktwirtschaft, sondern von «sozialer Marktwirtschaft»
- wobei der soziale Aspekt freilich von der Macht und Durchsetzungsfähig-
keit der Arbeiterorganisationen abhing. Ein Theoretiker des Neoliberalismus,
der Zürcher Staatsrechtler Daniel Thürer, schließt an das Bekenntnis zum
«Markt als effizientes flexibles Ordnungssystem» doch einige Einschränkun-
gen an:

Der unter früheren Bedingungen vernünftige Imperativ <grow or perish>
(Wachstum oder Untergang) ist nicht mehr unter allen Umständen gültig.
Der ungehemmte Markt droht insofern seine eigene Existenzgrundlage zu
zerstören [...] (und) vermag nicht mehr in allen Fällen die langfristigen und
grundlegenden Interessen der Menschen automatisch sicherzustellen.

Thürer erkennt die «bedrohliche Tendenz der elektronischen Medien, den
Menschen je in seiner Wohnstube schleichend zu kollektivieren und zum ni-
vellierten Massenmenschen zu verwandeln». Er «mißtraut den Verkündern
einer leeren, sterilen und eigendynamischen Effizienz». Er will an den eman-
zipatorischen Werten des alten Liberalismus festhalten — aber zum Schluß
bleibt doch «die Idee des Marktes als Grundform einer prosperierenden Wirt-
Schaft»12. Weder die Eigentums- noch die Machtfrage wird gestellt. Das heißt,
die Ideologie von Freiheit, Vernunft und Humanität bleibt ein unverbindli-

12 Daniel Thürer, Liberalismus hiesse: stets unterwegs sein, Tagesanzeiger, Zürich,
30.7.1990,5.2.
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ches ethisches Postulat, hinter dem sich die Praxis der Kapitalstrategen ver-
stecken kann.

Wiederum braucht man nicht auf das Repertoire der Liberalismuskritiker
zurückzugreifen, um den sich hier abzeichnenden Widerspruch zwischen
Ideologie und Praxis zu belegen, sondern kann sich um so glaubwürdiger auf
die Bedenken der Verteidiger des Liberalismus selbst berufen. Klaus Scholder
konstatiert ein Auseinanderfalten von individueller Freiheit und sozialer Ge-
rechtigkeit. Das sei, schreibt er,

ein Grundproblem des Liberalismus, nämlich die Spannung zwischen
Freiheit und Gerechtigkeit. Das wird an der Frage des Eigentums beson-
ders deutlich. Bildung und Besitz von Eigentum gehören im liberalen Sin-
ne zweifellos zu den Grundrechten des Menschen, nicht nur aus prinzipi-
ellen Erwägungen, sondern weil sie tatsächlich eine Voraussetzung für die
freie Entfaltung der Persönlichkeit darstellen. [...] Die Konsequenzen aber
sahen sehr anders aus, als sie die liberale Wirtschaftstheorie vorausgesagt
hatte. Statt zu einer allgemeinen Hebung des Volkseinkommens führte der
Wirtschaftsliberalismus in der Epoche des Frühindustrialismus zu einer
fortschreitenden Verelendung weiter Bevölkerungsschichten, von denen
sich der schnell und leicht angehäufte Reichtum der Fabrik- und Han-
delnsherren grell abhob. [...] Nun ist aber auf der anderen Seite offenkun-
dig, daß Eigentum zugleich auch Macht verleiht. [...] Wenn die Dinge
aber so lagen, dann konnte man daraus leicht die Folgerung ziehen, daß
der Liberalismus zwar von der Freiheit und Selbstbestimmung aller Men-
schen sprach, faktisch jedoch die Herrschaft der kapitalistischen Bourgeoi-
sie meintet

Die Verweigerung von sozialer Gerechtigkeit ist gekoppelt an die Ausübung
staatlicher Macht. Die Grundmaxime jedes Liberalismus, «die verfassungs-
mäßige Beschränkung der Staatsgewalt, wird unter Bedingungen eklatant
ungleicher Eigentumsverhältnisse unterlaufen:

In der letzten unauflösbaren Spannung von Freiheit und Gerechtigkeit
liegt zweifellos eine strukturelle Schwäche des Liberalismus. Die andere
liegt in dem Problem des Verhältnisses von Freiheit und Macht.14

(Ist das nicht im Grunde dieselbe strukturelle Antinomie?) Aber nicht nur,
daß das Eigentum in einer Größenordnung, die den Gesellschaftsprozeß zu
beeinflussen oder zu determinieren vermag, die Prinzipien von Freiheit und

13 Klaus Scholder, Freiheit- Macht - Gerechtigkeit, National-Zeitung, Basel, Nr. 326,
20.7.1969, Sonntagsbeilage.

14 Ebd.
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Gleichheit außer Kraft setzt - die hochkomplexe Vernetzung und wechselsei-
tige Überschneidung der gesellschaftlichen (und individuellen) Tätigkeitsbe-
reiche erfordert spezifische Ordnungsregeln, also die zwingend notwendige
Ersetzung von Naturgesetzen durch Menschenregeln. Gemeint ist der einfa-
che, aber zentrale Tatbestand, daß jeder Fortschritt in der Erkenntnis von
Naturvorgängen und jeder dadurch ermöglichte Gewinn von technischer
Verfügungsgewalt über Naturzwänge die Notwendigkeit produziert, den
Umgang mit den neu erschlossenen Handlungsspielräumen zu normieren, al-
so nötigt, an die Stelle naturwüchsiger Schranken soziale Regulierungen zu
setzen.15

Diesem Sachzwang der neuzeitlichen Produktionsweise verschließt sich die
liberale Ideologie. Denn «zum Liberalismus gehört, bei allem Mißtrauen ge-
genüber dem gesellig-ungeselligen Tier <Mensch> eine Art <Urvertrauen>: der
Glaube an die <Invisible Hancb, die im ungeplanten und von manifester Ge-
walt entlasteten Zusammenwirken individueller Absichten, Erwägungen und
Handlungen am Werk ist.

Also die Annahme, daß das Bestmögliche für alle letztlich dann erzielt
wird, wenn man «unter minimalen Ordnungsbedingungen die Menschen
maximal sich selbst überläßt»16. Das ist in der Tat das Deregulierungscredo
des Neoliberalismus, mit dem er scheinbar an das altliberale Mißtrauen gegen
den Staat anknüpft und die von bürokratischen Gängelungen geplagten Men-
schen für eine Strategie der Durchsetzung des Mächtigsten gewinnen will:

Die Wirtschaftsliberalen möchten den Verlust der asketischen Moral sozi-
aldarwinistisch kurieren, die öffendichen und politischen Schranken indi-
vidueller Unternehmerkreativität lockern und schließlich auch die läh-
mende Macht der organisierten Privatinteressen eindämmen. Allzu leicht
und gern verzichten sie freilich auf die grundsätzliche Reflexion der pro-
metheischen Illusion und allzu leicht vergessen sie, daß die Dynamik einer
auf Technik und Wissenschaft beruhenden industriellen Gesellschaft einen
permanent wachsenden Regulierungsbedarf schafft.17

Und man muß hinzufügen (worauf im nächsten Abschnitt zurückzukommen
ist), daß die Konzernmanager vom Staat fortlaufend Interventionen zu ihrem

15 Georg Kohler, Der vieldeutige Liberalismus, Neue Zürcher Zeitung, 17/18. 11.
1984, S. 37. Köhler zitiert unterstützend Ralf Dahrendorf aus dem Artikel Libera-
lismus in Meyers Großem Lexikon (1974): «So wie die Menschen sind, bedarf Ge-
sellschaft jeder Art gewisser Regeln, und diese müssen geschützt, sanktioniert wer-
den; zumindest ein minimaler Staat ist unumgänglich.»

16 Ebd.
17 Ebd.
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Vorteil verlangen und erreichen, also ihr eigenes Deregulierungspostulat ins
Gegenteil verkehren.

So kommt nach einem Jahrzehnt der Diskussion um die Erneuerung des
Liberalismus ein weiterer seiner Verteidiger doch zu dem ernüchternden
Schluß, daß der Freiheitsbegriff des Wirtschartsliberalismus und der des sog.
politischen Liberalismus nicht mehr zusammenstimmen:

Frei im allgemeinsten Sinne bedeutet so viel wie <ungehindert>. [...] Men-
schen sind nur frei, sofern sie über Optionen verfügen. [...] Dabei kann
niemand im Ernst bestreiten, daß Krankheiten und Begabungsmängel, So-
zialisierungsdefizite oder Mangel an Wissen, Macht und Besitz für die Be-
troffenen ebenso wesendich freiheitsbeschränkende Hindernisse darstellen
können wie aktive Eingriffe von privater oder staadicher Seite. Sie zu igno-
rieren kann blanker Zynismus sein. [...] Bestehende Unfreiheiten aber
nicht mehr beim Namen zu nennen, ist der Gipfel der Illiberalität.18

Das sagt einer, der dem Liberalismus eine Chance geben möchte, weil er in
der Spätphase der bürgerlichen Gesellschaft nicht preisgeben möchte, wofür
sie in ihrer Frühphase angetreten war. Die Chance könnte darin bestehen, so
meint er, Konsens über ein System von Freiheitspräferenzen zu finden, das
nicht nur einseitig den Kapitaleigner begünstigt, sondern die sozialen Bedin-
gungen freier Entscheidungen in gesellschaftlicher Solidarität sicherstellt.

Der Gattungsbegriff der Hindernisfreiheit umfaßt zahllose Unterarten.
Dazu gehören politische und ökonomische Freiheiten wie Religionsfrei-
heit, Pressefreiheit, Vertragsfreiheit, Freizügigkeit oder Zollfreiheit, aber
auch die private Handlungs- und Willensfreiheit. Maßgeblich für den spe-
ziellen Freiheitsbegriff ist die besondere Form der Hinderung. Nicht alle
Freiheiten aber Reben den gleichen Rang und müssen gleichermaßen ver-
wirklicht werden. Letzteres wäre auch gar nicht möglich, denn viele Frei-
heiten schranken sich gegenseitig ein. So würde die Freizügigkeit durch
völlige Deregulierung des Individualverkehrs nicht etwa vergrößert, son-
dern massiv eingeschränkt. Man muß die einzelnen Freiheiten also verglei-
chen und die unvereinbaren gegeneinander abwägen.19

Das klingt plausibel und benennt die Nahtstelle, wo sich das erhaltenswerte
Erbe der bürgerlichen Revolutionen mit den neuen und anders gearteten Er-
fordernissen der hochtechnifizierten Produktionsweise des beginnenden drit-
ten Jahrtausends berührt und Organisationsformen von Staat und Wirtschaft

18 Gottfried Seebass, Was ist politischer Liberalismus? Neue Zürcher Zeitung, 8/9. Fe-
bruar 1997, Nr. 32, S. 69.

19 Ebd.
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gefunden werden müssen, die der globalen Vernetzung der von den individu-
ellen Tätigkeiten ausgehenden Wirkungen gerecht werden. Hier müßte der
liberale Ideologe schon gar nicht mehr so weit von den Einsichten des Soziali-
sten entfernt sein, daß die Aneignung des in gesellschaftlicher Arbeit erzeug-
ten Reichtums durch die Akkumulation privater Kapitalien nicht nur zu
schreienden Ungerechtigkeiten, sondern zu einer Dauerkrise des Systems sel-
ber fuhrt.

Die politischen Ideale des Liberalismus konfrontieren diesen mit der Gren-
ze seines ökonomischen Modells. Es kann darum kein in sich stimmiges Kon-
zept des Neoliberalismus geben, in dem die politisch-gesellschaftlichen Wert-
vorstellungen des Liberalismus mit der Praxis des kapitalistischen Wirt-
schaftsgeschehens kompossibel wären.

Denn um diese Praxis geht es; das Festhalten an emanzipatorischen Wer-
ten, die im Bewußtsein unseres Kulturraums als positive Inhalte jeder politi-
schen Bewegung genommen werden, ist eine Selbsttäuschung derer, die
Ideologie verbreiten und die Augen vor den Entwicklungstendenzen des Ka-
pitalismus verschließen.

Was im politischen Sprachgebrauch heute <Liberalismus> heißt, hat mit
den Ideen der Aufklärung (namentlich Kants) oder dem auf sie folgenden
klassischen Liberalismus des 19. Jahrhunderts kaum noch etwas zu tun.
[...] Die Misere des politischen Liberalismus, so wie er sich heute darstellt,
liegt in seinem eklatanten Mangel an Substanz und Glaubwürdigkeit, be-
dingt durch die fortschreitende Sinnendeerung des Wortes, das ihm den
Namen gibt.20

Nicht die neuliberale Selbstdarstellung der Wirtschaftsbosse und ihrer publi-
zistischen und politischen Verbündeten, sondern ihre Handlungen müssen
zur Charakterisierung ihres Systems gebraucht werden.

Wohin geht der Markt?

Was also tun die Manager des Kapitals? Oder richtiger: Wie funktioniert das
System des Kapitalismus? Täglich bringen die Zeitungen Meldungen über

20 Ebd. Das ist allerdings kein neues Phänomen, schon im ersten Jahrzehnt des sog.
deutschen Wirtschaftswunders habe ich auf diesen Widerspruch aufmerksam ge-
macht - und übrigens damals die briefliche Zustimmung des militanten Altliberalen
Thomas Dehler gefunden. Siehe Hans Heinz Holz, Selbstbewußtsein und Krise des
Liberalismus. In: Blätter für deutsche und internationale Politik, Jg. 4, Heft 8 und
10, S. 646 ff und 875 ff.
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Zusammenschlüsse riesiger Konzerne, die Weltmarkt-dominante Größen-
ordnungen annehmen. Kleinere Unternehmungen werden von größeren ein-
verleibt, größere fusionieren. Die Abhängigkeit der Zulieferer von diesen
übermächtigen Auftraggebern wird immer größer - und sie sind die ersten,
die veränderte Marktstrategien der Konzerne mit ihrem Untergang bezahlen
müssen. Bei zunehmenden Gewinnmargen der Großen nimmt gleichzeitig
die Zahl der Konkurse kleinerer und mittlerer Betriebe zu. Die einen mästen
sich in der Krise, die anderen werden geschlachtet. Die «elbstregulative Krafb
des Marktes versagt. Der gepriesene Wettbewerbsspielraum wird immer mehr
eingeengt.

Nicht nur schließen sich die Konzerne supranational zusammen. Über die
Unternehmensgrenzen hinweg sind es die großen Geldinstitute, die durch
maßgebliche Positionen in den Aufsichtsräten oder einfach durch die Macht
der Kreditvergabe eine zusätzliche Kontrolle über das Marktgeschehen aus-
üben können. Auch im Bankensektor geht das Fusionsfieber um. Die gesamte
Bilanzsumme der 25 größten Banken der Welt (zu denen die Deutsche Bank
an 11. Stelle gehört) betrug am 1. Januar 1995 10.000 (zehntausend) Milli-
arden Dollar; die sieben größten Banken der Welt (sämtlich japanische) hat-
ten jeweils Bilanzsummen von über 500 Milliarden Dollar. Diese Giganten
sind zum größten Teil aus Mammutfusionen hervorgegangen. Seitdem hat es
weitere Zusammenschlüsse gegeben.

Gewiß hängt diese Tendenz zur Konzentration wesentlich mit der Globali-
sierung der Märkte (einschließlich und vor allem auch der Finanzmärkte) zu-
sammen, die ihrerseits eine Folge der rasanten Entwicklung der Kommuni-
kations- und Verkehrstechniken ist. Zusammenschlüsse und Übernahmen
haben die Funktion, Machtpotentiale zu vereinigen, Machtpositionen zu er-
halten und die Kraft zu gewinnen, sie auszubauen. Je größer ein Unterneh-
men ist, um so mehr Chancen hat es, nicht verdrängt zu werden; es nimmt
den anderen einfach den Platz weg.

Die Dynamik in Märkten gleicht etwa der Situation in einem Duell, bei
dem gewinnt, wer zuerst schießt, d.h., wer sich zuerst zusammenschließt.
Damit wird gleichzeitig der Druck zum Zusammenschluß für andere
Marktteilnehmer erhöht, die ihrerseits mit einem 'Zwang' zu weiteren Fu-
sionen zwecks Erlangung strategischer Vorteile und internationaler Kon-
kurrenzfähigkeit argumentieren. Zusätzliche Dynamik entsteht aus der
größeren Dispositionsfreiheit von erfolgreich fusionierten Unternehmen,
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wenn durch eine Erhöhung des frei verfügbaren Cash flow das Acquisiti-
onspotential steigt.21

Zweifellos ist diese Konzentration von Marktmacht eine intrinsische Tendenz
der Kapitalakkumulation und insofern durchaus eine <naturwüchsige> Er-
scheinung des freien Marktes; gleichzeitig aber führt sie zu einer immer grö-
ßeren Einschränkung der Marktfreiheit, des Spielraums für Marktteilnehmer.
Zudem ist die Abhängigkeit der Betriebe von den Kreditgebern so groß ge-
worden, daß weitreichende unternehmerische Entscheidungen ohne deren
Zustimmung nicht mehr getroffen werden können. Kurz, es hat eine Ver-
flechtung stattgefunden, die die tatsächliche ökonomische Macht (und damit
auch die politische) in einer immer kleiner werdenden Zahl von Entschei-
dungsträgern konzentriert und eine öffentliche Kontrolle ausschließt.

Das ist das Dilemma, der der Liberalismus nicht entrinnen kann. Die Er-
haltung der Strukturen der Liberalität erfordert staatliche Interventionen -
z.B. Kartell- und Anti-Trust-Gesetzgebungen, Fusionskontrollen, gewisse
marktmanipulierende Maßnahmen, fiskalische Mittel — die nach einer libe-
ralen Doktrin dem Staat eigentlich versagt bleiben sollten. Das hat schon vor
20 Jahren Erhard Kantzenbach in einer Studie des Vereins für Socialpolitik
festgestellt:

Ohne staatliches Eingreifen tendiert die Konkurrenzwirtschaft zu steigen-
der Unternehmenskonzentration. Diese beschränkt sich nicht auf die Aus-
schöpfung möglicher Massenproduktionsvorteile und wird nicht durch
Kostennachteile <zu großen Unternehmen gebremst. Nach Überschreiten
bestimmter Schwellenwerte tendiert zunehmende Unternehmenskonzen-
tration zur Entstehung wirtschaftlicher Machtpositionen, die eine Be-
schränkung des Freiheitsspielraums anderer ermöglicht, und zur Heraus-
bildung kooperativer Verhaltensweisen, die die gesamtwirtschaftlichen
Steuerfunktionen und möglicherweise auch den technischen Fortschritt
einschränken.22

Hier wird der Staat als Wahrer von Demokratie und liberaler Marktfreiheit in
Anspruch genommen, um das Bedürfnis nach Ausgleich gesellschaftlicher
Gegensätze und Erhaltung eines dynamischen Gleichgewichts zu erfüllen.

21 Tilman Slembeck, Was steht hinter der ökonomischen Logik von Fusionen?Neue Zür-
cher Zeitung, 15./16. Juni 1996, Nr. 137, S. 29. Der Autor ist Dozent an der Wirt-
schaftshochschule St. Gallen.
Erhard Kantzenbach, Konzentration als Problem der Konkurrenzwirtschaft. In:
Schriften des Vereins für Socialpolitik 20/1, S. 182 f.



Neoliberalismus - Falschmünzerei im Begriff 91

Die sogenannten neo-liberalen Deregulierungseiferer widersetzen sich da-
gegen der Funktion des Staates als Vermittler zwischen den Partikularinteres-
sen und als Träger des Gemeinwohlinteresses. Sie können das tun, indem sie
theoretisch die Frage nach dem politischen Gehalt ökonomischer Macht ganz
ausblenden (obwohl sie dann von dieser Macht durchaus politischen Ge-
brauch machen). So wurde kürzlich auf einer Tagung zum fünfzigjährigen
Bestehen der seinerzeit von Friedrich August von Hayek gegründeten Mont
Ptltrin Society, einer Art Loge der Wirtschaftsliberalen, unzweideutig festge-
stellt,

daß die Demokratie zwar Ausdruck eines freiheitlichen Menschenbildes ist,
aber zugleich alle Mechanismen in sich trägt, um die Freiheit des Indivi-
duums zugunsten eines ausufernden Staates einzuengen. Pedro Schwarz
(Madrid) etwa sprach davon, daß der Demokratie eine Tendenz zur Un-
terminierung des Marktes und zum Dämpfung des Wettbewerbs inne-
wohne.23

Die Differenz zwischen den Einkommensstufen wird von den Neoliberalen
nicht als reale Ungleichheit angesehen, sondern jeder Ausgleich, der die Be-
nachteiligung der gesellschaftlich Machtlosen und der Manipulation der öko-
nomisch Mächtigen Ausgesetzten mildern soll, als effizienzschädigende Folge
des Wohlfahrtsstaates) angeprangert. Bei der schon erwähnten Tagung der
Mont Pf Urin Society führte der britische Historiker Kenneth Minogue aus,

daß der Wohlfahrtsstaat nicht einfach nur eine technokratische Lösung für
Probleme der Armut ist, sondern daß er die Vorstellung vom Staat und
vom selbstverantwordichen Leben massiv verändert hat. Zunichte gemacht
worden ist dabei insbesondere die Grundhaltung, daß es jedermanns
Pflicht ist, für sich selbst und für seine Angehörigen zu sorgen und nie-
mandem zur Last zu fallen.24

Die Konsequenz wäre, hinter das Sozialversicherungswerk zurückzugehen —
und das in einer Zeit, in der die «Selbstversorgung) bei einem hohen Prozent-
satz von Arbeitslosigkeit breiten Schichten der Bevölkerung auch dann nicht
möglich wäre, wenn sie eine private Vorsorge in Betracht zögen.

Zu welch absurden Konsequenzen diese Aversion gegen jede staatliche
Ordnung der gesellschaftlichen Interessen fuhrt, zeigen die Äußerungen von
Milton Friedman in einem Interview mit der Zürcher Weltwoche. Da heißt

23 Neue Zürcher Zeitung, 3/4. Mai 1997, Nr. 101, S. 29.
24 Ebd.
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Der Staat sollte aufhören, das Bildungswesen zu subventionieren. Die El-
tern sollen für die Ausbildung ihrer Kinder verantwortlich sein. [...] Dro-
gen sollten genau so wie Alkohol behandelt werden: Kein Verkauf an
Minderjährige, und alles weitere sollte der Markt besorgen.25

Daß eine vollständige Privatisierung des Bildungswesens angesichts der Ein-
kommensdifferenzen zwischen den Bevölkerungsschichten zu einem unge-
heueren Verdorren produktiver menschlicher Fähigkeiten und also auch zu
einem Verlust an ökonomischem Wachstumspotential führen mußte, kommt
einem Monetärsten wie Friedman offenbar gar nicht in den Sinn.

In der Tat ist der Punkt, an dem sich der Liberalismus neuliberal in sein
Gegenteil verkehrt, die Einkommens- und Eigentumsfrage. Schon in kon-
junkturell günstigen Perioden wurde die Kluft im Einkommensstatus der Be-
völkerung sozial unerträglich und ökonomisch bedrohlich (weil das Verhält-
nis von Produktion und Distribution destabilisierend). 1980 betrug in den
demokratischen Industrieländern des Westens der Einkommensanteil der
ärmsten 20 % der Bevölkerung nur 5,5-7 % des Volkseinkommens, der An-
teil der reichsten 20 % dagegen 39-42 %.26 Der Abstand muß sich nach den
Gesetzen der Kapitalakkumulation zunehmend vergrößern.

Die Doppelrolle des imperialistischen Staates

Der erträumte Mechanismus des freien Marktes mit der freien Bahn für den
Tüchtigen ist durch die Ballung von Macht in den Händen derer, die die rie-
sigen Konzernkapitalien vertreten, längst außer Kraft gesetzt. Ganz unum-
wunden gesteht Erich Weede als Praxis der Demokratie im Hochkapitalismus
zu:

Die Interessengruppen stellen politische Forderungen, die ihre Mitglieder
begünstigen. Manche Politiker machen sich diese Forderungen zu eigen.
Die Interessengruppe unterstützt diese Politiker. Parteien — auch Regie-
rungsparteien - handeln schließlich so, als ob sie Koalitionen von Interes-
sengruppen wären. Für konzentrierte eigene Vorteile nimmt jede Interes-
sengruppe schwächere Nachteile hin, die sozusagen die Kehrseite der kon-
zentrierten Vorteile sind, die andere Interessengruppen in der herrschen-
den Koalition durchserzen können. Für Politiker, die wiedergewählt wer-
den wollen und müssen, folgt aus dieser Situation: Es ist grundsätzlich
wichtiger, konzentrierten statt diffusen Interessen nachzugeben; [...] wohl

25 Milton Friedman, Weltwoche, 17.2.1994, Nr. 7, S. 17 f.
26 Zahlen nach Erich Weede, Wirtschaß, Staat und Gesellschaft, Tübingen 1990.



Neoliberalismus - Falschmünzerei im Begriff 93

organisierte Interessen zu berücksichtigen als schlecht organisierte oder gar
organisationsunfähige Interessen.

Am durchsetzungsfähigsten ist also derjenige, der am meisten organisierte
Macht aufzubieten hat. Damit werden die Staatsbürger im politischen Me-
chanismus überspielt. Der eigentliche Adressat des Wirtschaftsgeschehens -
der Konsument, dessen Bedürfnisse befriedigt werden sollen und zu dessen
Wohl der ganze Prozeß der Wertschöpfung angeblich dient - findet sich wie-
der als ein hin- und hergeschobenes Anhängsel der Kapitalvermehrung.

In einer Welt von Mächten sind private Haushalte grundsätzlich ohne
Acht. Insoweit ist der Haushalt - sowohl als Konsument wie auch als Spa-
rer - die letzte atomare Einheit, die aus dem klassischen Weltbild übrigge-
blieben ist und die in einer Wirtschaftsgesellschaft, in der Konzentrationen
vorherrschen, ein Fremdkörper ist.

Staatsinterventionen sollen abgebaut werden, heißt es in den Programmen
der neuliberalen Deregulierer - tatsächlich aber nur, soweit sie die Kapital-
strategien um eines gesellschaftlichen Ausgleichs willen behindern. Ansonsten
wird die Staatsmacht gern und ganz in den Dienst der Kapitalexpansion ge-
stellt, und zwar innenpolitisch zur Einschränkung der institutionellen Garan-
tien, die den Arbeitnehmerorganisationen zwar immer noch keine gleichge-
wichtige, aber doch wenigstens eine nicht ganz unterlegene Ausgangsposition
in den Auseinandersetzungen mit den Unternehmern sichern; innenpolitisch
auch mit der Abwälzung mannigfacher Investitionskosten auf die Öffentlich-
keit, während die daraus resultierenden Gewinne den Kapitaleignern zugute
kommen; innenpolitisch auch in der Niederhaltung einer systemkritischen
Opposition, die sich nicht in den Konkurrenzkampf der Machtgruppen ver-
einnahmen läßt, außenpolitisch zur Sicherung von Einflußsphären, Absatz-
märkten und Rohstoffquellen29, durch die Einbindung schwächerer Staaten
in hegemoniale Bündnissysteme, durch die Politik finanzieller Abhängigkeit,
die zur ökonomischen Ausbeutung genutzt wird (z.B. Entwicklungshilfestra-
tegien, Aktivitäten der Weltbank usw.).

27 Erich Weede, Ungleichheit durch Umverteilung, Neue Zürcher Zeitung 23/24. 2.
1991, Nr. 45, S. 83.

28 Helmut Arndt und Günter Ollenberg, Begriff und Arten der Konzentration. In:
Schriftenreihe des Vereins für Socialpolitik, 20/1, S. 35.

29 Hier zeigen jüngst wieder die Beispiele von Jugoslawien, Tschetschenien, des Vorde-
ren Orient, Afrikas, daß man auch vor mörderischen Kriegen nicht zurückschreckt,
wenn es um die Interessen großer Konzerne geht.
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So wird die Staatsfunktion benutzt und die Staatstätigkeit in einer Weise
gesteuert, daß der Staat zum Erfüllungsgehilfen privatwirtschaftlicher Interes-
sen wird. Diese in politische umgesetzte ökonomische Macht ist um so
durchsetzungsfähiger, je größer die Kapitalansammlung ist, die zu einer
Handlungseinheit zusammengefaßt ist; zumal auch die internationale Vernet-
zung der Unternehmen einen Spielraum für die Ausübung von Druck gibt,
der den staatlichen Instanzen allemal überlegen ist.

Trotz der Globalisierung und internationalen Vernetzung bleibt die <Hei-
matbasis» nach wie vor ein wichtiges Moment des Machtpotentials, weil sie
die Grundlage für die politische Unterstützung der ökonomischen Expansion
ausmacht - und zwar sowohl innenpolitisch als Repressionsfunktion der
Staatsgewalt wie außenpolitisch als notfalls militärische Machtdemonstration.
Allerdings werden dabei die Klein- und Mittelstaaten, die kein weltpolitisches
Gewicht besitzen, bedeutungslos und zu Anhängseln der Großmächte. Diese
fungieren als Exekutoren des Profitinteresses «ihrer» Konzerne im internatio-
nalen Feld. Die Hegemonie eines Nationalstaats in einem Wirtschaftsblock
(wie z.B. Deutschland sie in der Europäischen Union anstrebt oder die USA
in der amerikanischen Freihandelszone) ist darum unmittelbar ein Moment
des Wirtschaftsimperialismus. Die Interessenverflechtung von Staat und Mo-
nopolkapital ist nicht geringer geworden als zu jenen Zeiten, deren Ord-
nungsprinzip als das des staatsmonopolistischen Kapitalismus- charakterisiert
worden ist. Nur hat sie heute teilweise andere Realisierungsformen. Das Mo-
nopolkapital kann Deregulierung' fordern, weil seine Globalisierung die In-
terventionsmöglichkeiten des Staates sprengt; aber es braucht den Staat mehr
als früher, um den Sozialabbau durch Repressionsinstrumente abzusichern,
die Profitmaximierung zu garantieren, die Eroberung von Weltmarktanteilen
machtpolitisch zu unterstützen. Ausbau der Staatstätigkeit als Herrschaftsin-
strument bei gleichzeitiger Zurücknahme seiner Aufgabe des sozialen Interes-
senausgleichs ist aber nicht Liberalismus, sondern eine Frühstufe faschistoider
Unterdrückung der objektiv bestehenden Widersprüche. (Das faschistoide
Potential der Oligopole hat Wolfgang Abendroth schon vor dreißig Jahren
erkannt.30)

Die klassische, auf der Partizipation der Bürger beruhende Demokratie ist
diesen Machtinteressen eher hinderlich (auch wenn sie im parlamentarischen
System ihnen subordiniert werden kann). Ihre Funktionsweisen werden un-
terlaufen durch direkte Einflußnahme auf die politischen Instanzen (Parteien,

30 Siehe z.B. Wolfgang Abendroth, Antagonistische Gesellschaft und politische Demokra-
tie, Neuwied und Berlin 1967. - Auf den tendenziellen Übergang vom Liberalismus
zum autoritären Herrschaftssystem ist in genauer Analyse der theoretischen Positio-
nen eingegangen Reinhard Opitz, Der deutsche Sozialiberalismus 1917-1933, Köln
1973.
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Regierungen, Verwaltungsbehörden) und durch indirekte Beeinflussung der
Öffentlichkeit mittels einer fast lückenlosen Informationssteuerung durch
Medien, die direkt im Besitz großer Kapitaleigner oder von diesen abhängig
sind. Dies kann sich durchaus unter der Oberfläche der Verfassungsmecha-
nismen und also scheinbar demokratiekonform abspielen, aber auch den di-
rekten Abbau sog. (liberaler) Grundrechte einschließen, also in repressive
Ausübung der Staatsgewalt überleiten. An einer Tagung des Internationalen
Instituts der Oesterreichischen Schule der Nationalökonomie (das in Wien und
Stanford loziert ist) wurde offen eine «Begrenzung der Demokratie» gefordert
- welche Forderung Gregory Christainsen von der California State University
mit dem Argument untermauerte, es seien repräsentative Demokratien auf
die Dauer nicht in der Lage, monetäre Stabilität, eine gesunde Finanzpolitik,
wirksame Armutsbekämpfung und ein dem Grundsatz der Gleichheit ver-
pflichtetes Finanzsystem - und noch vieles andere mehr - zu bieten.3'

Da aber nun die klassischen Demokratien das politische System einer auf
den Prinzipien des freien Marktes errichteten Gesellschaft sind, bedeutet das
nichts anderes, daß die sogenannten <Neoliberalen> weder auf die selbstregu-
lative Kraft des Marktes vertrauen, noch Freiheit, Demokratie und Humani-
tät als Gesellschaftszweck betrachten. Sie haben keine Bedenken, in der Tür-
kei oder Nigeria (oder wo auch immer, die Beispiele ließen sich beliebig ver-
mehren) auf Diktaturen zu setzen oder um Ölquellen und Pipelines Kriege
anzuzetteln. Sie wollen den Staat als imperialistischen Büttel nach außen und
als Ordnungshüter nach innen. Denn Rationalisierung zur Steigerung der Ka-
pitalrendite führt gleichzeitig zum fortschreitenden Abbau von lebendiger
Arbeit. Und wo eine auslaufende Stelle nicht wieder besetzt wird (was ja noch
keine Entlassung ist), fehlt der nachwachsenden Generation ein Arbeitsplatz.
Gesellschaftliche Unruhe ist vorprogrammiert.

Und die Neoliberalen sorgen vor. Gleichschaltungskonzepte von Ludwig
Erhards «Formierter Gesellschaft» bis zu Helmut Kohls «Bündnis für Arbeit»
sind dieselben geblieben - eines so illiberal und antisozial wie das andere.32

Vom Notstands- bis zum Asylrecht haben die (Liberalem ihre Ideologie Lü-
gen gestraft. Ohne den Druck der sozialistischen Gegenmacht können sie
heute ihre autoritäre Gesellschaftskonzeption offen propagieren. Nicht Dere-
gulierung ist das bestimmende Merkmal der Gegenwart - sie ist nur ein
Faktor neben anderen - sondern rücksichtslose Klassenherrschaft der Kapi-

täleigner (die das Zauberwort des shareholder value gebrauchen) auf allen Ge-

31 Neue Zürcher Zeitung, 24.3.1995.
32 Zur «Formierten Gesellschaft», dem politischen Programm Ludwig Erhards und

seiner <liberalen> Berater, vgl. Reinhard Opitz, Der große Plan der CDU: Die For-
mierte Gesellschaft. In: Blätter für deutsche und internationale Politik, 10. Jg., Heft
9, 1965.
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bieten des gesellschaftlichen Lebens: nicht nur in der Wirtschaft im engeren
Sinne, sondern auch im Gesundheits- und Bildungswesens, in der Herrschaft
über die Medien, in der Freizeitindustrie, überall, wohin man schaut. Die In-
anspruchnahme des Wortes «liberal» (auch mit der Vorsilbe «neu») ist eine ir-
reführende Verpackung dieses Inhalts. Sie erzeugt einen ideologischen Schlei-
er, hinter dem sich eine massive Herrschaftsstruktur aus ökonomischer Macht
und staatlicher Gewalt verbirgt.







Michael Weingarten

Revolution und/oder Reform - eine für uns heute falsch
gestellte Frage?

Mit seiner Diskussionsbemerkung Grundlegendes zur Dialektik von Reform
und Revolution in Topos Heft 7 hat Andreas Hüllinghorst einen Anstoß ge-
geben zu einer Debatte, die wir dringend rühren müssen, nicht nur um mar-
xistisches Philosophieren weiter aufzuhellen, sondern vielmehr auch um
durch kategoriale Klärungen das Verständnis unserer Gegenwart und damit
unsere Zielsetzungen voranzutreiben. Genau in dieser Absicht war auch die
Wuppertaler Konferenz, auf die Hüllinghorst sich bezieht und die wohl auch
den unmittelbaren Anlaß seiner Reflexionen geliefert hat, organisiert worden
- daß dort nicht alle Fragen und die diskutierten Fragen nicht mit der not-
wendigen kategorialen begriffsklärenden Arbeit thematisiert werden konnten,
war allen Beteiligten klar; mit dieser Veranstaltung sollte viel eher ein Diskus-
sionsprozeß in Gang gesetzt werden.

Meine Einwände gegen Hüllinghorst möchte ich hier nur so weit voran-
treiben, daß die Relevanz deutlich wird für das Revolution-Reform-Thema.
Die notwendigen kategorialen Klärungen, auf denen meine Überlegungen
aufbauen und die notwendig wären, um dem Entwurf Hüllinghorsts einen
ebensolchen systematischen Entwurf entgegensetzen zu können, können
nicht vorgestellt werden.1

Gegen die bisherige Reform-Revolution-Diskussion erhebt Hüllinghorst
den Einwand, daß durch die «Versozialwissenschaftlichung» dieser Diskussi-
on oder deren Thematisierung ausschließlich in polit-ökonomischen Begrif-
fen bzw. überhaupt in Begriffen der empirischen Wissenschaften das Funda-
ment dieser Diskussion nicht in den Blick kommen könnte.

Vielmehr setzen diese Wissenschaften das Wissen von der allgemeinen
Struktur dieser Bewegung voraus und erforschen zumeist unbewußt mit

1 Weiterführende Überlegungen finden sich in meinem im Herbst bei Pahl-
Rugenstein Nachf. erscheinenden Buch «Wissenschaftstheorie als Wissenschaftskri-
tik. Beiträge für eine kulturalistische Wende in der Philosophie»; insbesondere in
den Kapiteln 11-14.

Topos 9, © Aisthesis Verlag, 1997, ISSN 0943-1810, ISBN 3-89528-186-7
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derselben als Denkstruktur ausschließlich die besonderen Ausformungen
jener allgemeinen Bewegungsform. (S. 135)

Diesen Fehler beansprucht Hüllinghorst zu vermeiden. Doch schon in der
Strukturierung der Frage nach jener «allgemeinen Bewegungsform» macht
Hüllinghorst sich selbst in genau der gleichen Weise abhängig von empiri-
schem Wissen, wie er es anderen Theoretikern vorgeworfen hat. Der Unter-
schied besteht nur darin, daß sein Anschluß an empirisches Wissen resp. em-
pirische Wissenschaften nicht in den Sozial- und Kulturwissenschaften zu
finden ist, sondern in der Biologie, in biologischen Aussagen zur Entstehung
der Menschen aus der Natur. Dies zeigt sich schon in seiner Begriffsbestim-
mung von «philosophischer Anthropologie»;

Indem die philosophische Anthropologie logisch auf die grundlegenden
Strukturen des Menschseins geht, ist ihr historisch unmittelbarer Gegen-
stand aber die Übergangsphase des Menschen vom Tier zu sich hin, also
bloß ihre ursprüngliche statt ihre gesamte Menschwerdung. (S. 136)

Genau dies war die Absicht der klassischen philosophischen Anthropologie
von Scheler bis Gehlen, und genau an den aus der logischen Absicht sich er-
gebenden unlösbaren Dilemmata bezüglich des «historisch unmittelbaren
Gegenstandes» sind alle diese Entwürfe gescheitert und mußten m. E. aus sy-
stematischen Gründen scheitern. Bevor also Hüllinghorst seine eigentlichen
Überlegungen beginnt, müßte er gegenüber dem Leser rechtfertigen, warum
er gerade auf diese Tradition der Philosophischen Anthropologie trotz deren
Scheiterns zurückgreift, aber zum Beispiel die in ihrer Grundlegung von Phi-
losophischer Anthropologie ganz anders, nämlich gerade nicht über den Tier-
Mensch-Vergleich bzw. das Tier-Mensch-Übergangsfeld strukturierten Philo-
sophien von Dilthey über Misch (und damit auch Josef König!) bis hin zu
den mannigfaltigen phänomenologischen Entwürfen (Merleau-Ponty,
Schmitz, Goldstein) ausblendet. Ohne diese Rechtfertigung des Anfanges der
Philosophischen Anthropologie bleibt dieser Anfang bloß gesetzt, kontingent
oder enthält nur die Meinung des Autors.

Zweitens aber, und dies ist erst richtig folgenreich, verwechselt Hülling-
horst, indem er den Anfang seiner Überlegungen nicht mit Gründen recht-
fertigt, Anfänge von theoretischen Bemühungen mit der Auszeichnung von

(faktischen, empirischen) Ursprüngen (vergl. dazu die hinführenden Bemer-
kungen bei Weingarten 1996). So etwa wenn er schreibt:

Doch da mit der ursprünglichen Menschwerdung die einfache Form von
Geschichte aus der Natur heraus entsprungen ist, kann alle Geschichte,
selbst in ihrer entfaltetsten Form, immer nur besonderer Ausdruck ihrer
Grundform sein. (S. 136/137)



Reform und/oder Revolution... 101

Damit trägt der Ursprung die ganze Last der sich aus ihm entfaltenden Ge-
schichte.

Noch einmal: Hüllinghorst wendet sich gegen eine an empirischen Überle-
gungen (Soziologie, Gesellschaftstheorie usw.) orientierte Diskussion der Re-
form-Revolutions-Problematik, er will dieses Problem richtigerweise als ein
kategoriales Problem rekonstruieren. In seinen eigenen Überlegungen macht
er sich dann aber — unreflektiertü — von empirischen Erkenntnissen der Paläo-
anthropologie abhängig; so etwa, wenn er Hegels Überlegungen zu <Anfang>,
<Nichts> und <Etwas> bezieht auf die Entstehung des Menschen (S. 139). Und
ohne dieses empirische Wissen, welches genau genommen bei Hüllinghorst
den kategorialen Überlegungen vorgeordnet sein muß und dessen Zustande-
kommen er nicht diskutiert, könnte er sein Argument nicht entfalten. So et-
wa S. 148:

Der Hominide ist wie jedes andere Wesen ein Naturwesen. Er steht in
unmittelbarer Auseinandersetzung mit Naturgegenständen. Es geschieht
dabei, logisch ausgedrückt, folgendes: Der Naturgegenstand S, der Homi-
nide, reflektiert den Naturgegenstand O. .Reflektieren' ist hier nicht als
Wahrnehmungsprozeß zu verstehen; es soll damit ausgedrückt werden, daß
die Seinsweisen den Naturgegenstände S und O gegenseitig auf bestimmte
Weise durch S und O bestimmt werden. Der Hominide muß den Gegen-
standseiner Begierde unmittelbar in die Hände bekommen.

Das ist doch schon problematisch: Was soll hier die Rede von «unmittelbar»?
Vermittelst seiner Hände (nämlich im Zusammenspiel visueller und hapti-
scher Momente) bekommt S den Gegenstand O; so etwa gedacht in der
Technik-These in der Tradition Kapps: Hände sind <erste> Werkzeuge; Ver-
hältnis von Werk- und Wirkzeugen. Das allen Technik-Theoretikern be-
kannte Problem dieses Technik-Begriffes: Werkzeuge resp. Arbeitsmittel wer-
den so einseitig auf die Seite des arbeitenden Subjekts geschlagen, sie lassen
sich dann nicht mehr als die wirklichen materiellen Vermittlungsglieder im
Arbeitsprozeß begreifen. Hüllinghorst weiter:

Hier entsteht etwas für die Entwicklung zum Menschen Zentrales. An sei-
ner Hand erfährt der Hominide sowohl den Widerstand des Naturgegen-
stands als auch zugleich den Widerstand seiner eigenen Hand am Naturge-
genstand. Am eigenen Leib drückt sich das Verhältnis sein« selbst mit sei-
nem Gegenstand aus. Die logische Struktur dieser Wechselwirkung ist die
doppelte Reflexion: S reflektiert O und O reflektiert S. Sie wird in der und
durch die Hand unmittelbar subjektiv ausgedrückt. Der Hominide erleidet
aktiv diese Wechselwirkung an seiner Hand und nimmt sie zugleich auch
mental wahr. Er gewahrt an seiner Hand, daß er in einem Verhältnis mit
Naturgegenständen steht. Er steht in der Natur gegen die Natur. Subjekt,
er selbst also, und Objekt, der Naturgegenstand, fallen subjektiv in der
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Hand zusammen. Die Reflexion dieser doppelten Reflexion soll nun das
Selbstbewußtsein sein. Der Hominide kommt damit mit sich selbst in ein
Verhältnis zu stehen. Das reale Verhältnis von Hominide und Naturgegen-
stand drückt sich subjektiv an der Hand aus, und dieser Ausdruck bildet sich
im Hirn ab. Im Selbstbewußtsein bildet sich nun als Zweck folgende Be-
wegung ab: Durch diese und jene Griffe meiner Hand kann ich meine Be-
dürfnisse durch Aneignung dieses bestimmten Naturgegenstands befriedi-
gen. Ich weiß, wie ich mir den Gegenstand einverleiben kann. Von diesen
Reflexionen her scheint sich nun der Weg zum Werkzeug zu bahnen. Der
Hominide, durch immer neue Erfahrungen seines Handelns stets sicherer, kann
nun von sich selbst Mittel fordern und dann auch schaffen, die seinen Willen
realisieren.

Aus diesen Überlegungen ergeben sich eine Liste von Problemen, denen Hül-
linghorst sich stellen müßte, zumindest in der Form, daß er die Wahrheits-
kriterien derjenigen empirischen Theorien diskutiert, die implizit in seine Ar-
gumentation einfließen:

1) Diese zitierte Beschreibung trifft auf viele Primaten zu — haben diese
dann auch Selbstbewußtsein?

2) Wie begründet Hüllinghorst die (neurobiologische) These, daß die Wi-
derständigkeitserfahrungen der Hand sich im Hirn abbilden, im Hirn reprä-
sentiert werden? «Hirn» und «Denken» müssen doch kategorial auseinander-
gehalten werden, will man sich nicht ohne Not in die begrifflichen Schwie-
rigkeiten der Neurobiologie verwickeln. Oder will Hüllinghorst auf eine
Identitäts-These hinaus: Hirnvorgänge = Denken?

3) Warum wird ausgerechnet der Hand diese ausgezeichnete Funktion zu-
gesprochen? Alle die Organe, die z.B. Uexküll als Wirkorgane bezeichnet, lei-
sten in dieser Hinsicht dasselbe wie die Hand, so daß das Verfugen über Wir-
korgane zur Rekonstruktion von Selbstbewußtsein führen müßte. Konse-
quenz: Nahezu alle Tiere müßten dann Selbstbewußtsein haben!

4) Obwohl viele Primatengruppen in der von Hüllinghorst beschriebenen
Weise ihre Hand gebrauchen, fand dort die von H. intendierte Entwicklung
zum Werkzeug eben genau nicht statt. Und das kann nur heißen, daß die von
H. gegebene Rekonstruktion nicht hinreichend ist. Sie zeigt die Werkzeug-
Entwicklung als möglich, nicht aber als notwendig (philosophisches Problem:
Iteration von Modi: notwendige Möglichkeit!?).

5) Hüllinghorst reproduziert mit der These, daß der Hominide aufgrund
seiner Erfahrungen von sich selbst Mittel fordert, die seinen Willen realisie-
ren, wiederum die subjektivistische Technik-Begründung Kapps. Hülling-
horst S. 149: «Was das Bewußtsein denkt, das wird auf bestimmte Weise auch
Realität. Das Bewußtsein bestimmt Produktionsmittel und gesellschaftliches Mit-
einander.»

6) Hüllinghorsts Rekonstruktion steht in krassem Widerspruch zu den em-
pirischen Ergebnissen vieler Lehrtraditionen der Paläoanthropologie, insbe-
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sondere der Soziobiologie (vergl. P. Beurton, 1990). Über Subjekt-Objekt-
Verhältnisse kann weiter

a) weder die Evolution von Primaten- bzw. Hominiden-Gruppen
b) noch (Selbstbewußtsein) rekonstruiert werden.
Entscheidend ist in diesem empirischen Zusammenhang vielmehr die

Strukturierung von (Subjekt-Subjekt-Verhältnissen), also die Art und Weise
wie Lebewesen sich aufeinander beziehen, sie sich zueinander verhalten (als
Geschlechtspartner, in der Versorgung des Nachwuchses, als Gruppentiere, in
der Regelung von Austauschverhältnissen zwischen Gruppen usw.).

Bewegte sich Hüllinghorsts kategoriale Analyse bisher auf der Ebene des je
einzelnen Individuums, so kommt er nun als zweitem Schritt zur Diskussion
des Begriffs <(Arbeits-)Mittel>. Aus dem Anfang seiner Überlegungen ist schon
klar, daß das Mittel nicht verstanden werden kann als Vermittlungsglied zwi-
schen Mensch (Subjekt) und Gegenstand (Objekt), über das sich dann auch
das menschliche Selbstbewußtsein ausbilde. Denn als in dieser Hinsicht ent-
scheidendes Mittelglied hatte er ja schon die Hand eingeführt. Gegen Theori-
en, die dem Arbeitsmittel für die Ausbildung des Selbstbewußtseins und die
Strukturierung des Zusammenlebens der Menschen die zentrale Rolle zu-
schreiben, wendet er ein:

Doch tut sich bei solcher Geschichtsbetrachtung ein logischer Wider-
spruch auf. Sollte das Arbeitsmittel selbst Geschichte begründen, dann
dürfte es nichts vom Menschen, nichts von dessen Bewußtsein und nichts
von der Gesellschaft enthalten; also von alledem nichts, was es begründen
soll. Aber jedes Arbeitsmittel ist nur eins, weil es einen bestimmten Zweck
erfüllt. Der Zweck aber entspringt dem menschlichen Bewußtsein, da er
die gedankliche Vorwegnahme seiner Bedürfnisbefriedigung ist. Wenn der
Mensch sich einen Zweck setzt, dann weiß er von der Zweckmäßigkeit ei-
nes möglichen Arbeitsmittels, weiß er vom umzuarbeitenden Rohstoff,
weiß er von der Vorgehensweise, durch die er sein Ziel erlangt. Bevor es
ein Arbeitsmittel gibt, hat der Mensch schon intellektuell seine Lebenssi-
tuation erfaßt. (S. 147)

Damit aber handelt sich Hüllinghorst alle die Begründungsprobleme ein, die
gegen die klassische Bewußtseinstheorie des deutschen Idealismus angeführt
werden können (vgl. zu dem Bereich (Selbstbewußtsein) Tugendhat, 1979).

Würden die arbeitstheoretischen Ansätze innerhalb der marxistischen Phi-
loSOphie ihre Überlegungen zur Funktion von Werkzeugen selbst verstehen
als Bestimmungsstücke des Ursprunges menschlicher Geschichte, so wie
Hüllinghorst selbst versucht, den Ursprung von Geschichte zu bestimmen,
dann könnte der Einwand als Einwand durchaus noch greifen; und ich gebe
ihm hier auch durchaus zu, daß die Äußerungen von Rüben u.a. in dieser
Hinsicht durchaus nicht unbedenklich sind. Versteht man die arbeitstheoreti-
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sehen Überlegungen aber als Bestimmungsversuche des Anfanges geschichtli-
cher Prozesse, dann sieht es ganz anders aus. Denn dann zeigt sich die Stärke
des arbeitstheoretischen Ansatzes gerade darin, daß er mit seiner Analyse des
Arbeitsmittels als realem Vermittlungsglied zwischen Subjekt und Subjekt
sowie Subjekt und Objekt ein dynamisches Moment zur Verfügung hat, das
erklärt, wie durch wirkliches Arbeiten und damit die Verwendung von Mit-
teln als Mitteln für Zwecke neue Zwecke sich herausbilden können. Zwar ist
zunächst jedes Mittel bestimmt als Mittel für diesen Zweck; es geht aber in
dieser Bestimmung nicht auf. D.h., auch wenn ein Mittel als Mittel für die-
sen Zweck verwendet wird, dann eignet ihm doch noch immer ein Über-
schuß an möglichen weiteren Verwendungszwecken, die es erlauben, dieses
Mittel zunächst vielleicht noch versuchsweise, dann aber immer gezielter, als
Mittel für andere Zwecke zu verwenden. Kurz: In der Verwendung von Mit-
teln für bestimmte Zwecke entdecken wir, daß Mittel auch Mittel zu anderen
Zwecken sein können. Von daher muß an der These festgehalten werden:
Nur dort, wo der Mensch Mensch ist, wo er Werkzeuge gebraucht und verfertigt,
ergeben sich die grundlegenden Strukturen von Geschichte— nämlich genau dann,
wenn die Menschen reflektieren auf ihre (vorgängige) Mittelverwendung und
Mittelherstellung. Würde man mit Hüllinghorst daran festhalten, daß ideelle
Zwecke vor der Werkzeugherstellung und -Verwendung schon immer vor-
handen sind, dann wird wiederum aus empirischen Gründen unklar, warum
z. B. andere Gegenstände verwendende nichtmenschliche Lebewesen nicht zu
den Reflexionsleistungen fähig sind wie es der Mensch ist.

Nun soll die von Hüllinghorst bisher vorgelegte kategoriale Analyse, ein-
schließlich der Analyse der Arbeitsmittel, nur gezeigt haben, wie in diesem
Subjekt-Objekt-Verhältnis individuelles Bewußtsein entstanden sein soll. All-
gemeinheit und Objektivität des Arbeitsmittels seien damit nicht aufweisbar.

In der unmittelbaren manuellen Tätigkeit ist Allgemeinheit nicht enthal-
ten. Und auch die Objektivität des Arbeitsmittels ist ungeklärt. Im Be-
wußtsein des Hominiden ist etwas enthalten, was aus ihm selbst nicht zu
begründen ist. Es trägt etwas in sich, was selbst schon Geschichdiches sein
muß. (S. 149)

Dies gilt nur dann, wenn von (Arbeit» gesprochen werden soll; auch in dem
Fall, daß ein einzelnes Individuum unabhängig von anderen Individuen

schon im genauen kategorialen Sinne von Arbeit arbeite. Genau dies muß be-
stritten werden, schon allein aus dem Grund, daß so die Unterscheidung zwi-
schen <Verhalten> und (Arbeiten» als einem Tun nicht mehr möglich wird.
Wenn Hüllinghorst die Allgemeinheit und Objektivität glaubt einführen zu
können über das aus Beobachten des Arbeitenden beruhenden Nachmachen
dieses Arbeitens durch andere Gruppenmitglieder:
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In der Auseinandersetzung mit Naturgegenständen treten immer Grup-
penmitglieder des Hominiden hinzu, die sein Tun reflektieren, d.h. die es
objektiv wahrnehmen und darauf reagieren. Auf diese zusätzliche Ver-
mittlung ist der Hominide durch ein zweites <Ich> angewiesen. (S. 150)

— dann müßten wir anderen nichtmenschlichen Primaten zusprechen, daß sie
arbeiten, indem sie von anderen vorgeführte Aktivitäten (die durchaus auf
Gegenstandsverwendungen beruhen können) nachvollziehen; ja man müßte
diesen Primaten auch <Geschichte> zusprechen, denn über das Nachmachen
von Aktivitäten, die ein einzelnes Gruppenmitglied eingeführt hat, können
sich populationsspezifische Traditionen ausbilden (Schwimmen bei sonst eher
das Wasser scheuenden Schimpansen; Waschen und Würzen von Kartoffeln
durch Eintunken in Salzwasser; spezifische Formen des Gegenstandsge-
brauchs zum Zwecke des Nahrungserwerbs und der Nahrungsaufbereitung).

Was ist nun mit (Anfang) im Unterschied zu <Ursprung> genau gemeint?
Mit Habermas halte ich fest: Wir verständigen uns immer untereinander über
Dinge in der Welt. Anders: Nach Maßgabe von Subjekt-Subjekt-Verhält-
nissen sprechen wir in bestimmten Situationen oder Kontexten im Rahmen
bestimmter Zwecksetzungen über Subjekt-Objekt-Verhältnisse. Im Unter-
schied zu Habermas möchte ich aber daran festhalten, daß Subjekt-Subjekt-
Verhältnisse nicht nur und nicht ausschließlich als Kommunikationsformen
begriffen werden können, Intersubjektivität also nur auf der Ebene des
sprachlichen Handelns anzutreffen sei. Vielmehr bewegen wir uns immer
schon in gelungenen bzw. gelingenden Kooperationsverhältnissen, handeln
bzw. arbeiten miteinander, um gemeinsam Zwecke erreichen zu können; das
wirkliche, immer kooperative Tun ist logisch bzw. methodisch dem Mitein-
andersprechen vorgeordnet. Sprachliches Handeln ist nötig, um Kooperati-
onsformen des wirklichen gemeinsamen Tuns aufrechterhalten zu können,
um es reproduzierbar machen zu können, und insbesondere um Probleme,
die im gemeinsamen Handeln auftauchen können, einer Lösung zuführen zu
können. Widersprüche, Antagonismen usw. können somit nur in vorgängi-
gen gelungenen Kooperationsverhältnissen auftauchen; sie lassen sich als sol-
che nur bestimmen relativ zu den ausgezeichneten Formen gelungener Ko-
operation, die nun - aus welchen (dann ja gerade zu klärenden) Gründen
auch immer — problematisch geworden scheinen.

Im Rahmen solcher gefährdeten Kooperationsformen kann es ja zum Pro-
blem geworden sein, daß wir den Grund für einen Modus des gemeinsamen
Handelns gegenwärtig nicht mehr kennen oder daß er, sollten wir ihn noch
kennen, als Grund nicht mehr von allen akzeptiert wird. In dieser Hinsicht
zum Beispiel fragte Husserl nach den Anfängen der modernen Wissenschaft,
um einen als unzureichend diagnostizierten Diskurs über das Verständnis
wissenschaftlichen Tuns einer befriedigenderen Bestimmung zuführen zu
können. Nach Husserl führte das «Vergessen der Anfänge» wissenschaftlichen
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Tuns durch die Wissenschaften selbst zu einem hoch problematischen Zu-
stand der Wissenschaften, der sich in ihren zahlreichen «Grundlagenkrisen»
seit Anfang dieses Jahrhunderts in aller Dramatik offenbart hatte. Die Rekon-
struktion des (methodischen, nicht des faktischen!) Anfanges sollte zu einer
besseren Begründung und Zweckbestimmung wissenschaftlichen Tuns füh-
ren.

Meine These ist nun, daß genau dies auch zutrifft auf das Problem der Ge-
schichte. Es ist ja bezeichnend - und Josef König hat es in einer eindrucks-
vollen Rekonstruktion in einigen wesentlichen Grundmomenten analysiert —,
daß seit ca. der Jahrhundertwende in der Philosophie zunehmend mehr Dis-
kussionen geführt werden über den Krisenzustand der zeitgenössischen Ge-
sellschaften, die unter anderem auch zur Ausbildung der Philosophischen
Anthropologie (Scheler, Klages, Plessner, Gehlen; aber auch bei Heidegger
und in anderer, aber nicht gänzlich anderer Weise bei Horkheimer und
Adorno; sowie bei Hans Jonas und Ernst Bloch) geführt haben. Allen diesen
Bemühungen ist gemeinsam, daß sie sich um eine Bestimmung des Ursprun-
ges der Geschichte des Menschen bemühten, unter anderem, indem sie ver-
suchten, den naturgeschichtlichen Übergang vom Tier zum Menschen besser
zu erfassen als dies den zeitgenössischen empirischen Wissenschaften (ins-
besondere dem Darwinismus) möglich war. Sie unterscheiden sich dann dar-
in, ob sie nach Maßgabe ihrer Bestimmung des Ursprunges des Menschen
und seiner Geschichte eher von Heilsgeschichten sprechen (so insbesondere
Bloch) oder von Verfalls- und Degenerationsgeschichten, die die Suche nach
einem neuen und anderen Ursprung erzwingen (so Heidegger) oder jeden
möglichen Ursprung von Geschichte als Anfang der Degeneration verstehen
(so Adorno und Horkheimer in der Dialektik der Aufklärung).

Den Anfang ihrer eigenen Bemühungen haben sie bei allem Reflexionsauf-
wand entweder selbst vergessen oder verschwiegen. Denn nur relativ zu der
Art des von jedem einzelnen Philosophen diagnostizierten Krisenzustandes
und der daraus sich ergebenden Ursache der Krise erfolgte ja genau genom-
men die Bestimmung des Ursprunges der Geschichte der Menschheit. Die
Frage nach dem <Ursprung> oder dem <Anfang> der Geschichte bzw. dem Be-
griff von Geschichte ergibt sich — dies meine These — aus dem als krisenhaft
bestimmten Zustand der Gesellschaft, in welcher derjenige sich bewegt, der
eine solche Frage stellt. Und krisenhaft ist die Gesellschaft, weil durch die ihr
eigene Dynamik selbstverständliche Lebensformen, Normen und Werte de-
struiert würden, ohne daß andere und insbesondere bessere sichtbar würden.
Neben der Krisendiagnostik verfolgten die Philosophischen Anthropologien
also zugleich auch das Ziel, eine gegenüber der je eigenen Gegenwart bessere,
gelungenere Lebensform zu entwerfen.

Nun verfügen gerade die Marxisten über eigene Traditionen der Krisendia-
gnose der von ihnen als bürgerlich und kapitalistisch beschriebenen Gesell-
schaft. Meine zweite These ist nun: je nach der Lektüre-Art der Texte von Marx
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und Engels erscheinen die Überlegungen von Hüllinghorst als Beitrag zur Klärung
der marxistischen Theorie selber oder als Rückschritt auf eine (näher zu bestim-
mende) vormarxistische Form des Philosophierens.

Aus pragmatischen Gründen beziehe ich mich nur auf das Manifest der
Kommunistischen Partei. Dort heißt es:

Die Bourgeoisie kann nicht existieren, ohne die Produktionsinstrumente,
also die Produktionsverhältnisse, also sämdiche gesellschaftlichen Verhält-
nisse fortwährend zu revolutionieren. Unveränderte Beibehaltung der alten
Produktionsweise war dagegen die erste Existenzbedingung aller früheren in-
dustriellen Klassen. Die fortwährende Umwälzung der Produktion, die unun-
terbrochene Erschütterung aller gesellschaftlichen Zustände, die ewige Unsi-
cherheit und Bewegung zeichnet die Bourgeoisepoche vor allen anderen aus.
(MEW4.S.465)

In den Ausgaben von 1848, 1872 und 1883 steht anstelle von «anderen» das
auf den ersten Blick semantisch nicht stark verschiedene Wort «früheren».

Doch glaube ich, systematisch wichtige Konsequenzen festmachen zu kön-
nen, je nachdem, ob ich von «anderen» oder von «früheren» Gesellschaften
sprechen. Die wichtigste ist, daß in der Rede von gegenüber der bürgerlichen
Gesellschaft anderen Gesellschaften unmittelbar keine geschichtsphilosophi-
schen Implikationen benannt werden. Vielmehr werden Formen von Ge-
meinwesen danach unterschieden, ob sie dynamische, sich selbst verändernde
und entwickelnde Gesellschaften sind, oder aber Gemeinwesen, die versuchen
in dem Zustand, in dem sie sich befinden, zu verharren.

Spreche ich aber von gegenüber der bürgerlichen Gesellschaft früheren Ge-
sellschaften, dann impliziere ich nicht nur, daß die bürgerliche Gesellschaft
selbst Resultat geschichtlicher Prozesse ist, deren Gesetzmäßigkeiten zu erfas-
sen sind. Sondern ich impliziere damit gleichzeitig auch, daß es auch eine
Zukunft gibt oder doch zumindest geben könnte, die über die bürgerliche
Gesellschaft hinausweisen könnte - zumindest in der Form, daß die festge-
stellten antagonistischen Momente der bürgerlichen Gesellschaft sich in der
zukünftigen Gesellschaft nicht mehr finden werden. Die Menschen existieren
somit immer in einem historischen Prozeß, der, wenn er von den Menschen
in seiner Ordnung und Gesetzmäßigkeit erkannt wird, von ihnen beeinflußt
werden kann (z.B. zum Zwecke der Beschleunigung des Überganges von der
bürgerlichen Gesellschaft IUI historisch nachfolgenden). Und wenn die Ge-
schichtswissenschaft oder die Geschichtsphilosophie erkennt, daß sich die
Übergänge von einer Gesellschaftsform zu einer anderen in Form von Revo-
lutionen vollziehen, dann kann der Übergang von der bürgerlichen zu der ihr
nachfolgenden Gesellschaft selbst wiederum nur als revolutionärer Übergang
beschrieben werden. Daraus möchte ich als nächste These formulieren: Die
Problematik der Bestimmung des Verhältnisses von Reform und Revolution stellt
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sich nur im Zusammenhang geschichtsphilosophischer Konzeptionen, in denen aus
dem Ursprung der Geschichte Gesetzmäßigkeiten des historischen Werdens oder
Entwickeins von Gesellschafien abgeleitet werden.

Verstehe ich hingegen die Unterscheidung von dynamischen und statischen
Formen von Gemeinwesen nicht in diesem geschichtsphilosophischen Sinne,
sondern begreife sie als Unterscheidung, die wir hier und heute zum Zwecke
der Verständigung über gemeinsame Anliegen vorgenommen haben, dann
taucht die Reform-Revolution-Problematik gar nicht erst auf - unter der
Voraussetzung allerdings, daß wir uns einig sind darüber, daß wir den Zu-
stand der Gesellschaftlichkeit, d.h. eine dynamische, sich entwickelnde Form
der Organisation von Gemeinwesen bevorzugen gegenüber anderen Formen
der Organisation von Gemeinwesen, die wir z.B. für den Fall, daß sie sich nur
einfach reproduzieren ohne sich zu entwickeln, als Gemeinschaften bestim-
men können.2

Gefragt werden muß dann, was das auszeichnend Besondere ist an dem
Modus der Gesellschaftlichkeit im Unterschied und Gegensatz zum Modus
der Gemeinschaftlichkeit; hierdurch können wir bestimmen, wie der Modus
der Gesellschaftlichkeit als ein sich entwickelnder zu fassen ist, wie die Ent-
wicklungsdynamik bzw. die Entwicklungsrichtung durch unser Handeln be-
einflußt werden kann, ohne durch unser Tun den Modus der Gesellschaft-
lichkeit selbst aufheben zu wollen. In genau dieser Hinsicht müssen m. E. die
Aussagen von Marx und Engels im Manifest verstanden werden, wenn sie et-
wa bezüglich des Eigentums sagen;

Was den Kommunismus auszeichnet, ist nicht die Abschaffung des Ei-
gentums überhaupt, sondern die Abschaffung des bürgerlichen Eigentums.
(MEW 4, S. 475)

Nicht das Eigentum an sich wird ihnen zum Problem, etwa verbunden mit
der Absicht, es (wieder) aufzulösen und in den Modus des Gemeineigentums
zu überführen. Vielmehr geht es ihnen um den gegenwärtig feststellbaren
Gebrauch des Eigentums in der als bürgerlich bestimmten Gesellschaft in der
Absicht, eine andere Gebrauchsform (aber keine Abschaffung!) des Eigentums
zu ermöglichen.

Wenn also das Kapital in gemeinschaftliches, allen Mitgliedern der Gesell-
schaft angehöriges Eigentum verwandelt wird, so verwandelt sich nicht per-

2 Ich schließe in dem terminologischen Gebrauch von «Gemeinschaft» und «Gesell-
schaft» an Ferdinand Tönnies an. Der Gebrauch dieser Termini ist bei Marx und
Engels unterschieden von demjenigen Tönnies und bedarf noch einer genauen Re-
konstruktion.
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sönlichcs Eigentum in gesellschaftliches. Nur der gesellschaftliche Charakter
des Eigentums verwandelt sich. Er verliert seinen Klassencharakter. (MEW
4, S. 476)

Diese Überlegung zur Transformation der Funktion des Eigentums basiert
auf der Erkenntnis, daß a) Eigentum bzw. das Verfugen über Eigentum für
Gesellschaften im Unterschied zu Gemeinschaften ein wesentliches, Gesell-
schaftlichkeit mitkonstituierendes Moment ist; sowie b) in der Einsicht, daß
der Kapitalist (als u.a. Besitzer von Eigentum) nur dann Kapitalist ist, wenn
er begreift, daß er mit seinem Verfügungsrecht über Eigentum eben nicht
einfach über persönliches Eigentum verfügt, sondern immer schon über ge-
sellschaftliches. Er muß also zu unterscheiden lernen zwischen seiner privaten
und persönlichen Stellung sowie seiner gesellschaftlichen Stellung als Kapita-
list.

Kapitalist sein, heißt nicht nur eine rein persönliche, sondern eine gesell-
schaftliche Stellung in der Produktion einnehmen. Das Kapital ist ein ge-
meinschaftliches Produkt und kann nur durch eine gemeinsame Tätigkeit
vieler Mitglieder, ja in letzter Instanz nur durch die gemeinsame Tätigkeit al-
ler Mitglieder der Gesellschaft in Bewegung gesetzt werden (MEW 4, S. 475).

Das Problem der bürgerlichen Gesellschaft ist in dieser Hinsicht, daß der
Kapitalist die durch die Organisation der Gesellschaft als Gesellschaft faktisch
gegebene Unterscheidung von privater und gesellschaftlicher Funktion des
<Kapitalist-seins> in ihren normativen Konsequenzen nicht sieht. Demgegen-
über klagen Marx und Engels diese Unterscheidung ein, um dadurch zu einer
anderen und in ihren Überlegungen besseren Organisation des Gesellschaft
kommen zu können.3 Diese Modulationen, Transformationen oder Regula-
tionen der Gesellschaft können nicht mehr in Termini von Revolution und
Reform beschrieben werden, sondern bedürfen einer eigenen entwicklungs-
theoretischen Terminologie.

Abschließend als letzte These: Das Problem, daß wir uns darüber verständi-
gen müssen, was wir als <Geschichte> verstehen wollen, kann nur in Gesellschaften
auftreten, eben weil diese sich aufgrund ihrer internen Dynamik selbst entwickeln
(können). Die begriffliche Rekonstruktion des Wortes «Geschichte» liefert somit
nicht eine Rekonstruktion des Überganges vom Tier zum Menschen, sondern die
Rekonstruktion zeichnet methodisch Anfange desjenigen Zustandes aus, von dem
wir überzeugt sind, in ihm zu leben: nämlich des Zustandes der Gesellschaftlich-

Wobei zu beachten ist, daß Marx und Engels die normative Dimension der bürgerli-
chen Gesellschaft mit ihrer integrativen und verpflichtenden Form verborgen bleibt.
Recht, Ethik und Moral werden umstandslos dem Überbau zugerechnet, der bloßer
Ausdruck der materiellen Verhältnisse sei. Vgl. hierzu auch Weingarten, 1997, Kap.
13 und 14.
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keit. Indem wir durch diese Rekonstruktion einen Beitrag leisten wollen zur
Ermöglichung der Verständigung über unsere Gegenwart, auch oder gerade
auch in der Absicht, hiermit Kritik faktischer Zustände ermöglichende Maß-
stäbe zur Verfügung stellen zu können, beanspruchen wir nicht, den fakti-
schen Verlauf der Geschichte von ihren Ursprüngen bis in die Gegenwart
dargestellt zu haben. Ebenfalls können wir nicht begründet behaupten, daß
der Übergang von dem Zustand der Gemeinschaftlichkeit hin zu dem Zu-
stand der Gesellschaftlichkeit erfolgte aufgrund des Wirkens von Gesetzmä-
ßigkeiten; denn dies würde wiederum eine geschichtsphilosophische Lektüre
des Verhältnisses bzw. der Unterscheidung von Gemeinschaft und Gesell-
schaft in methodischer Absicht bedeuten mit der Konsequenz, daß etwas, das
wir im Rahmen von Zwecksetzungen handelnd als Unterschiedenes erst kon-
stituiert haben, vorgestellt wird als an sich selbst, unabhängig von unseren
Unterscheidungen Unterschiedenes. <Gemeinschaft> und (Gesellschaft) sind
keine Namen für Gegenstände, die wir vorfinden könnten; es sind Refle-
xionstermini, als solche vergleichbar mit den Reflexionstermen <Raum> und
<Zeit> in der Physik, die wir im Rahmen von Theorien oder Verständigungs-
handlungen einführen als «Reden über das Reden hinsichtlich Bedeutung
und Geltung» (Janich, 1996, S. 70). Die Konsequenzen der Einsicht, da es
sich bei dem Terminus (Gesellschaft) um einen Reflexionsterminus handelt,
bedürfen einer eigenen systematischen Bearbeitung, an der sich dann auch
erst die Redeweisen von <Geschichte> und (Revolution) in ihrer Sinnhaftigkeit
und Problematik Wären lassen.
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Hans Heinz Holz

Bemerkungen zu Markus Schweisthals Kritik an meinem
Aufsatz Widerspiegelung und Konstruktion im Heft 7

Es bereitet mir großes Vergnügen, wenn Lenins Erkenntnistheorie mit so ve-
hementen Engagement verteidigt wird, wie Markus Schweisthal es tut. Und
ich teile seine Intention ganz und gar. Daß er in seinem Eifer gerade mich,
der ich mit Nachdruck am Widerspiegelungsbegriff festhalte und zu explizie-
ren versuche, für einen objektiven Idealisten erklärt, verzeihe ich ihm gern.
Denn dem liegt ein Mißverständnis zugrunde.

Natürlich haben Marx und Engels die Differenz zwischen dem wirklichen
Gegenstand und den von uns gebrauchten Kategorien oder Begriffen -
«Gedankendinge» sagt Marx — festgehalten. Gerade darum brauchen wir Wis-
senschaft, weil das Wesen der Gegenstände gerade nicht dasselbe ist wie ihre
(sinnliche) Erscheinung. Darüber hat auch Lenin nicht anders gedacht. Unse-
re Begriffe sind deshalb immer Ergebnisse eines konkstruktiven Umgangs mit
den Sinnesdaten, sofern sie nicht bloße Namen, Benennungen sind. Sie sind
das vor allem auch deshalb, weil sie in den allermeisten Fällen nicht Dinge,
sondern Sachverhalte, Verhältnisse bezeichnen. Von was könnten Begriffe wie
«Information), «Mehrwert), «Arbeiterklasse), «Rassenhaß) eine «Fotographie»
sein? Wenn Lenin gegenüber dem subjektiven Idealismus der Empiriolcritizi-
sten von «abbilden», «kopieren», «fotographieren» spricht, dann darf man die-
se Wörter ruhig als Zuspitzungen nehmen, die ihren Sinn aus der Zielrich-
tung der Polemik bekommen.

Das Problem einer materialistischen Erkenntnistheorie besteht darin, daß
der materielle, wirkliche Gehalt, den ein «Gedankending» mit dem von ihm
gemeinten Sachverhalt gemein haben muß, wenn es real sein und dem Krite-
rium der Praxis standhalten soll, als Ausdruck eines Seinsverhältnisses (von
Sein und Bewußtsein) und nicht als eine Leistung des Bewußtseins begründet
werden kann. Diese Begründung liefert die Widerspiegelungstheorie, die also
das Konstrukt einer materialistischen Dialektik ausmacht. Hätte Markus
Schweisthal nicht auf S. 33 aufgehört, meine Argumantation wahrzunehmen,
sondern wäre ihr bis S. 48 gefolgt, dann würde sich vielleicht in der Grund-
frage wieder Übereinstimmung hergestellt haben. Wie dann im einzelnen die
Widerspiegelungstheorie auszugestalten ist, was doch nötig ist, wenn Philoso-
phieren sich nicht auf ein Dutzend Lenin-Zitate beschränken soll, darüber
wird noch manche Diskussion zu führen sein.
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Gerhard Oberkofler
Aus dem Prager Milieu des Eduard Winter.
Seine Habilitation für Religionsphilosophie und deren Geschichte
an der philosophischen Fakultät der Deutschen Universität Prag
im Studienjahr 1933/34.

Die Habilitation von Eduard Winter für Religionsphilosophie und deren Ge-
schichte an der Philosophischen Fakultät der Deutschen Universität Prag im
Studienjahr 1933/34 stellt eine Weichenstellung im bewegten Lebenslauf von
Eduard Winter (1896-1982)1 dar. Er gewann durch sie für seine wissen-
schaftliche Entwicklung eine geistige Position, die ihm eine von den ortho-
dox-religiösen Positionen der römisch-katholischen Theologie unabhängige
Entwicklung ermöglichte. Obschon kurz vorher seine Stellung an der Theo-
logischen Fakultät durch die Ernennung zum Ordinarius, zum ordentlichen
Professor der Kirchengeschichte und der Patrologie in der Nachfolge des
rheinpfälzischen Theologen August Naegle (1869-1932), der seit 1906 in
Prag lehrte, 1920 auch der deutschen nationalen Partei beigetreten war, mate-
riell abgesichert worden war, ließ sich Winter im eingeschlagenen Weg zu al-
lerdings von ihm selbst noch kaum erahnten Zielen nicht beirren. Vor allem
Oskar Kraus (1872-1942)2, aber auch Wilhelm Wostry (1877-1951)3, Dekan
der philosophischen Fakultät im Studienjahr 1933/34, unterstützten Winter
bei seiner Habilitation an der philosophischen Fakultät. Bei letzterem, seit
1922 außerordentlicher, seit 1927 ordentlicher Professor für tschechoslowaki-
sche Geschichte, hatte sich Winter durch seine historischen Arbeiten zur
böhmischen Geistesgeschichte Anerkennung verschafft. Winters Monogra-
phien über den Organisator der Volksschule und Volkswohlfahrt Böhmens,

Selbstdarstellungen: Mein Leben im Dienst des VöLkervcrständnisses. Nach Tage-
buchaujzeichnungen, Briefen, Dokumenten und Erinnerungen. Band l. Akademie-
Verlag Berlin 1981. Erinnerungen (1945-1976). Hg. von Gerhard Oberkofler. Peter
Lang. Europäischer Verlag der Wissenschaften Frankfurt a. M. 1994. Ein Schriften-
verzeichnis von Eduard Winter ist beigegeben: Ost und West in der Geschichte des
Denkens und der kulturellen Beziehungen. Festschrift für Eduard Winter zum 70. Ge-
&UrtJta£. Hg. von Wolfgang Steinitz, Pavel N. Berkov, B. Suchodolski und J. Do-
lansky. Akademie-Verlag Berlin 1966 und Ost-West-Begegnung in Österreich. Fest-
schrift für Eduard Winter zum 80. Geburtstag. Hg. von Gerhard Oberkofler und
Eleonore Zlabinger. Böhlaus Nachf. Wien 1976.

2 NDB 12 (1980), S. 696-698 (Friedbert Holz).
3 Nachruf von Heinz Zatschek in MIÖG 60 (1952), S. 508-510.
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Ferdinand Kindermann (1740-1801), über die geistige Entwicklung des weit
über Böhmen hinaus wirkenden Religionsphilosophen Anton Günther (1783-
1863) und dann über den Mathematiker und Philosophen, den römisch-
katholischen Priester und Prager deutschen Theologieprofessor Bernard Bol-
zano (1781-1848) wiesen ihn in der historischen Zunft als einen mutigen
Spezialisten aus, der mit den gesuchten und gefundenen Originalquellen auch
etwas anfangen konnte. Oskar Kraus, von Haus aus Jurist, unter den Zeitge-
nossen bekannt geworden auch durch eine travestierte Ilias4, war unter dem
Einfluß von Anton Marty (1847-1914) in die philosophische Schule von
Franz Brentano (1838-1917) eingetreten. Bei seiner Förderung der Habilita-
tion des Theologen Winter mag, wie Winter selbst andeutet5, die Kenntnis
des beruflichen Schicksals von Franz Brentano mit eine Rolle gespielt haben.
Bekanntlich hat Franz Brentano sein philosophisches Ordinariat in Wien
trotz gegenteiliger Versprechungen wegen seiner Verehelichung als katholi-
scher Priester 1880 verloren.6 Winter selbst hatte gegenüber Kraus einige Re-
serven, er war von seinem «rabbinischen Dogmatismus» irritiert.7 Kraus hat
aber doch die Bedeutung von Winters Arbeiten über den im Prager Brenta-
no-Kreis hochgeschätzten Bolzano erkannt und sich an der Drucklegung des
von Winter gesammelten Briefwechsels von Bernard Bolzano mit Franz Exner
(1802-1853) interessiert. Am 6. Mai 1933 schreibt er Winter:

Ich bin schon in der Hälfte Ihres Buches, das sicher einen bedeutenden
Erfolg haben wird. Mich interessiert auch der Briefwechsel über die Sätze
an sich. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn ich einmal in das Manuskript Ein-
sicht nehmen könnte. Das Thema ist insofern aktuell, als viele Erkenntni-
stheoretiker und Philosophen heute noch an ein solches «drittes Reich>
glauben. Ich allerdings bin anderer Meinung, die Sie aus den von mir her-
ausgegebenem kommentierten Bande Franz Brentano «Wahrheit und Evi-
denz» ersehen können. Vielleicht sprechen wir einmal über diese Frage.8

Seine beiden Bolzano-Bücher Religion und Offenbarung in der Relgionsphiloso-
phie Bemard Bolzanos. Mit erstmaliger Heranziehung des handschriftlichen
Nachlasses Bolzanos (Breslau 1932, 183 Seiten) und Bernard Bolzano und sein
Kreis. Dargestellt mit erstmaliger Heranziehung der Nachlasse Bolzanos und sei-

Oskar Kraus: Die Meyeriade. Humoristisches Epos aus dem Gymnasialleben. Leipzig
(Universial-Bibliothek 2980) 1891. Kraus hat dieses hübsch zu lesende Büchlein (71
Seiten) schon als Gymnasiast verfaßt.

5 Winter, Mein Leben..., a.a.O., S. 75.
6 Franz Brentano: Meine letzten Wünsche für Oesterreich. Stuttgart 1895.
7 Winter, Mein Leben..., a.a.O., S. 25.
8 Sammlung «Bolzano-Post».
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ner Freunde (Leipzig bei Hegner 1933, 288 Seiten) übersandte Winter am 21.
Mai 1933 Kraus mit der Bitte, sie der Kanzlei von Thomas Masaryk (1850-
1937) zu übergeben,

da ich Ihre Verbindung als Vorsitzender des Brentano-Institutes mit dem
Herrn Präsidenten kenne und da ich annehme, daß meine Arbeiten den
Herrn Präsidenten interessieren.9

In der Bohemia (4. Juni 1933) betonte Kraus, daß die Wiedererweckung Bol-
zanos in der deutschen Philosophie auf die Empfehlung Brentanos zurück-
zuführen sei. Das war so allerdings nicht richtig, weil ja in Wien neben
Brentano jahrelang der Bolzanist Robert Zimmermann (1824-1898) Philoso-
phie lehrte.10 Aber in Prag hat der spätere Professor für Philosophie an der
Hebrew University, Samuel Hugo Bergmann (1883-1975)", unter dem Ein-
fluß von Marty und über diesen eben von Brentano ein Buch über das philo-
sophische Werk von Bolzano mit Benützung ungedruckter Quellen (Halle,
1909) geschrieben. Der 1920 mit seiner Familie nach Palästina ausgewan-
derte Bergmann, der vom ersten Schultag an im Herbst 1889 bis zur Reife-
prüfung im Sommer 1901, zuerst in der Deutschen Volks- und Bürgerschule in
Prag I, dann im Deutschen Staatsgymnasium Prag Altstadt, Schulkollege von
Franz Kafka und mit diesem befreundet gewesen war12, bedankte sich bei
Winter mit Schreiben vom 6. September 1933 für die Zusendung des Bolza-
no-Buches:

Ich übertreibe nicht, wenn ich sage, daß mir bei der Lektüre des Buches
eine Welt neu aufgegangen ist. Obwohl ich mich, angeregt durch meinen
verehrten Lehrer Marty, lange Zeit mit Bolzano abgegeben habe, sah ich
doch niemals die Welt, in der er lebte, sondern immer nur die Lehren, die
er vortrug. Sie haben mit unglaublicher Akribie die Quellen zutage geför-
dert, die Bolzanos Leben beleuchten. Ihr Buch ist nicht nur interessant,
sondern auch vielfach aktuell. Wie interessant und aktuell z. B. — um nur

9 Abschrift des Originalbriefes vom 21. Mai 1938.

Über das Verhältnis von Brentano zu Bolzano siehe Eduard Winter: Bolzano und
Brentano, die bedeutendsten Philosophen Österreichs im 19. Jahrhunderts. Hg. von
Georg Gimpl. In: Beiträge zur Bolzano-Forschung 3: Eduard Winter, Abgewählte
Schriften aus dem Nachlaß eingeleitet und herausgegeben von Edgar Morscher.
Sankt Augusztin 1993, S. 31-49.

11 Encyclopaediajudaica^ (1972), S. 614 f.
Hugo Bergmann: Erinnerungen an Franz Kafka. Universita 27, Heft 7 (1972),
S. 739-750.
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eines zu erwähnen - die Einstellung Jungmanns'3 einerseits, Dobrovsky14

andrerseits zu Bolzano, wie sehr zeichnen sich bei diesen Erweckern des
tschechischen Volkes die Linien der beiden Extreme ab, in welche sich der
Nationalismus des 19. Jhdts. hier entwickeln wird!"

In der hebräischen Monatsschrift Momajim meinte Bergmann, daß die ka-
tholische Kirche von ihrem Standpunkt aus ja zu Recht Bolzano bekämpft
habe, denn der reine, auf eine klare Vernunftreligion hin orientierte Katholi-
zismus Bolzanos sei kein Katholizismus. Auf Bolzano hätte übrigens auch der
Aufklärer Mosche Mendelssohn (1729-1786) eingewirkt. Ebenfalls unter dem
Einfluß von Brentano, aber in Wien, hatte sich der engagierte Mitbegründer
der Philosophischen Gesellschafi an der Universität Wien, Josef Klemens Krei-
big (1863-1917)16, eingehender mit Bolzano als Logiker befaßt. Bekannter ist
die von Brentano stimulierte Beschäftigung von Alexius Meinong (1853-
1920) und Edmund Husserl (1859-1938) mit Bolzano. Kritik an Winters
Bolzano-Biographie übte der in Münster i. W. lehrende Logiker Heinrich
Scholz (1884-1956) in seiner in der Deutschen Literaturzeitung" veröffent-
lichten Besprechung, dies aber in Hinsicht auf unklare Formulierungen in
Winters Darstellung über Bolzanos Wirken als Mathematiker und Logiker.
Der damals an der Deutschen Technischen Hochschule in Prag lehrende Ma-
thematiker Paul Funk (1886-1969) empfahl Winters Buch in den Göttingi-
schen gelehrten Anzeigen als «die unentbehrliche Grundlage für alle weiteren
Bolzanostudien»18. In der streng konservativen Zeitschrift für Katholische
Theologie, herausgegeben von den Innsbrucker Jesuiten, besprach der damals
erst 34jährige Jesuitenpater Franz Lakner (1900-1974) Winters Buch recht
freundlich:

Dadurch, daß W. nicht bloß als emsiger Forscher neue Materialien zutage
gefördert und einzelne Gedankensystme von der historischen Seite her in

Josef Jungmann (1773-1847) ist einer der bedeutendsten Wiedererwecker der
tschechischen Literatur und schuf mit seinem tschechisch-deutschen Wörterbuch
die Grundlagen der tschechischen Lexikographie.
Josef Dobrovsky (1753-1829) zählt zu den Begründern der modernen Slawistik und
machte sich als Patriot um die Wiedererweckung der tschechischen Nation ver-
dient.

15 Sammlung «Bolzano-Post».
1 Peter Goller: Die Lehrkanzelßir Philosophie an der Philosophischen Fakultät der Uni-

versität Innsbruck (1848 bis 1945), Innsbruck 1989, 77; NDB 12 (1980), S. 734-
736 (Friedbert Holz)

17 1934, Heft 12, Spalte 541-548.
18 Göttingische gelehrten Anzeigen 1933, Nr. 10, S. 390-392; über FunkAlmanach der

ÖAdW für das Jahr 1969, 119. Jg. (Wien 1970), S. 271-277 (Hans Hornich).
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ihrer Eigenart charakterisiert hat, sondern zugleich auch mit der ihm eige-
nen Gabe des Zusammenschauern die großen geistesgeschichtlichen Ver-
bindungslinien exakt und scharf zu ziehen verstand, entwirft er von jener
Zeit ein Bild von größter Treue und Lebendigkeit."

Die beiden ersten Bücher von Eduard Winter über Bolzano setzten sich auf-
fallend rasch durch. Wilhelm Raimund Beyer (1902-1989), der vom neutra-
len Österreich aus ein internationales Forum schuf, in dem Philosophen aus
Ost und West miteinander redeten, erinnerte sich noch 1965, daß er das erste
Bolzano-Buch 1933 in Heidelberg gekauft hatte. Und zwar bei Gelegenheit
eines für diesen unorthodoxen Hegel-Spezialisten kennzeichnenden Schrei-
bens an Winter (1. August 1965), mit dem er diesen unter wiederholter An-
spielung auf Bolzanos sozialutopischer Schrift Vom besten Staate nochmals
zum Hegel-Kongreß nach Prag einlud:

Es kommt die beste Garnitur der ganzen Philosophie, aus allen Ländern,
die besten aus der Bundesrepublik, aus Paris, aus Italien, 11 Mann aus
Moskau, aus allen Ländern die <Besten>. Da muß der «beste Staat auch den
«bestem Mann stellen. Gerade Ihre historische Eindeutung der Denk-Ope-
rata wäre gut - und wichtig [...]. Die DDR wird die besten Kräfte nach
Prag senden. Alles ist tadellos vorbereitet. Es ist ein Jammer, daß unsere
Prager Freunde nicht von selbst auf das Thema <Bolzano> kamen, ja - daß
sie überhaupt auf kein <Thema> kommen als <Hegel und...>, abgetragene
und abgenützte Kleidung. Man könnte aus Bolzano viel herausholen.20

Winter konnte sich aber nicht entschließen, zum Hegel-Kongreß zu fahren.
Er war zur Religionsphilosophie eben nicht, wie noch heute Sahra Wagen-
knecht21, über die Junghegelianer gekommen, sondern eben durch seine Be-
schäftigung mit der Geschichte der Theologie des 19. Jahrhunderts, und sein
kritischer Geist war an den katholischen Ketzern geschult.

19 Zeitschriftfiir Katholische Theologie. Hg. von der Theologischen Fakultät der Univer-
sität Innsbruck 58 (1934), S. 117-121, Zitat 120.

20 Sammlung «Bolzano-Post».
21 Zu jung, um wahr zu sein? Gespräche mit Sahra Wagenknecht. Berlin 1995, S. 90.
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1933 1115. Prag. Gesuch von Eduard Winter an das Professoren-
kollegium der Philosophischen Fakultät der Deutschen Universität
Prag um Erteilung der Lehrbefugnis für Religionsphilosophie mit
besonderer Berücksichtigung ihrer Geschichte.
Original. Maschinenschrift. Eigenhändige Unterschrift. Archiv der Karls-
Universität Prag.

Mit dem im folgenden begründeten Gesuche bitte ich mir die venia legend!
für Religionsphilosophie mit besonderer Berücksichtigung ihrer Geschichte
an der philosophischen Fakultät zu erteilen.

Am 16. Sept. 1893 in Grottau, Bezirk Reichenberg, geboren, maturierte
ich am Staatsgymnasium in Böhmisch-Leipa Juni 1915. An der Universität in
Innsbruck, theologische Fakultät, studierte ich 1915-1919 Philosophie und
Theologie, hörte auch Staats- und wirtschaftswissenschaftliche Vorlesungen
an der juridischen Fakultät. Meine theologischen Studien setzte ich 1919 in
Prag fort und wurde Jänner 1921 zum Doktor der Theologie an der theologi-
schen Fakultät der deutschen Universität in Prag promoviert. An der philoso-
phischen Fakultät der deutschen Universität in Prag studierte ich seit 1922
Geschichte und Philosophie, hauptsächlich bei den Professoren [Ottokar]
Weber, [Hans] Hirsch, [Wilhelm] Wostry und [Oskar] Kraus, und beabsich-
tigte mit der bereits von Prof. Weber persönlich als Doktordissertation ange-
nommenen in Druck vorliegenden Arbeit Bischof Ferdinand Kindermann,
Kassel 1926, zum Doktor der Philosophie zu promovieren. Durch den frühen
Tod Prof. Webers im Frühjahr 1927 und durch Ernennung zum Supplenten
für christliche Philosophie an der theologischen Fakultät mit der gehäuften
Verpflichtung einer Lehrkanzel (5 Wochenstunden und Seminar) im selben
Jahr kam es nicht zur Vollendung des Doktorates der Philosophie. Inzwi-
schen hatte ich mich schon 1923 für Soziologie an der theologischen Fakultät
habilitiert und erhielt einen 2stündigen Lehrauftrag für dieses Fach. Am 24.
März 1929 wurde ich zum unbesoldeten a.o. Professor für christliche Philo-
sophie ernannt und am 14. Mai 1931 erfolgte die Ernennung zum besoldeten
a. o. Professor für denselben Gegenstand. Nach dem Tode Prof. [August]
Naegles wurde ich am 6. Dezember 1932 primo loco als ordentlicher Profes-
sor für Kirchengeschichte vorgeschlagen.

Angeregt durch meinen Lehrer Prof. [Emil] Michael in Innsbruck und aus
innerer Neigung wandte ich mich der Geschichte als Forschungsgebiet früh-
zeitig zu und pflegte vor allem durch intensive philosophische und soziologi-
sche Studien gefördert, die Philosophiegeschichte in Verbindung mit Geistes-
und Kulturgeschichte und hier wieder vor allem meiner Heimat Böhmen. Als
katholischer Priester und Theologe interessierten mich natürlich besonders
die religiösen Komponenten der Entwicklung des menschlichen Geistes, der
Philosophie. Eine Reihe von Arbeiten entstanden auf diesem Gebiete, die von
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der Fachkritik anerkennend aufgenommen wurden; so die Bücher: Das positi-
ve Virnunftskriterium A. Günthers. Eine historisch-kritische Studie zur religi-
onsphilosophischen Spekulation A. Günthers, Warnsdorf 1928; Religion und
Offenbarung in der Religionsphilosophie B. Bolzanos. Breslauer Studien zur hi-
storischen Theologie. 26. Band, Breslau 1932; vor allem B. Bolzano und sein
Kreis, Leipzig 1933. Außerdem veröffentlichte ich seit 1926 eine Reihe größe-
rer Aufsätze in wissenschaftlichen Zeitschriften und bin ständiger Mitarbeiter
am Lexikon für Theologie und Kirche. Auf Grund dieser Arbeiten und einer
10jährigen akademischen Lehrtätigkeit im allgemeinen, einer 6jährigen auf
dem Gebiete der Religionsphilosophie und Geschichte im besondern, bitte
ich um die venia legendi für Religionsphilosophie mit hauptsächlicher Be-
rücksichtigung ihrer Geschichte und bitte gleichzeitig um Dispens von dem
philosophischen Doktorate, des Probevortrages und des Kolloquiums.

An Vorlesungen gedenke ich vor allem für die Hörer der pädagogischen
Akademie eine einstündige Einführung in die Religionsphilosophie zu geben.
Weiter gedenke ich unter anderem in einem ein oder 2-stündigen Kolleg die
Forschungsergebnisse über die religionsphilosophischen Grundlagen der böh-
mischen Geistesgeschichte systmatisch zur Darstellung zu bringen. Ich würde
in der vorhusitischen Zeit mit der Auseinandersetzung von Nominalismus
und Realismus an der Prager Universität beginnen und über den Humanis-
mus, Barock und die Aufklärung bis in das 19. Jahrhundert weiterfuhren.

E. Winter m.p.

1934 03 12. Prag. Bericht der Kommission der Philosophischen Fa-
kultät der Deutschen Universität Prag, bestehend aus Oskar Kraus (o.
Professor für Philosophie), Ernst Otto (o. Professor für Pädagogik),
Wilhelm Wostry (o. Professor der Tschechoslowakischen Geschichte),
Johannes Lindworsky (o. Professor für Psychologie) und Herbert
Cysarz (o. Professor für Neuere deutsche Sprache und Literatur), be-
treffend die Erteilung der Venia legendi an Eduard Winter.
Original. Maschineschrift. Archiv der Karls-Universität Prag.

In der Sitzung vom 7. Dezember wurde eine Kommission gewählt, bestehend
aus den Herren Professoren Kraus, Otto, Wostry, Lindworsky und Cysarz,
welche mit der Erstattung eines Gutachtens bezw. Antrages über das Ansu-
chen des Herrn Prof. Dr. Eduard Winter betreffend die Erteilung der venia
legendi für Religionsphilosophie und ihrer Geschichte betraut wurde.
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Die Kommission tagte am 11. März 1934 unter Vorsitz des Herrn Prof.
Kraus. Es lagen Gutachten vor, in welchen Prof. Dr. Kraus die Schriften
Winters nach der philosophischen Seite, Prof. Wostry nach der geschichtswis-
senschaftlichen Seite hin würdigte.

Eduard Winter ist geboren am 16. September 1896 zu Grottau in Böh-
men. Er wurde im Jahre 1921 an unserer Universität zum Doktor der Theo-
logie promoviert; außer dem theologischen Studium hat er auch bei Prof.
Hirsch, bei Prof. Wostry und somit historische Studien betrieben. 1922 wur-
de er habilitiert für christliche Philosophie, 1922 zum unbesoldcten, 1931
zum besoldeten ao. Professor dieses Faches ernannt; nach dem Tode August
Naegles wurde er in Vorschlag gebracht für die Kanzel der Kirchengeschichte.

Eduard Winters Werke gehören jenem Grenzbereich der Geistesgeschichte
an, auf welchem zeitlich Aufklärung und Romantik in einander verflochten
sind, stofflich religiöse, philosophische und soziale Strömungen einander
durchdringen und geschichtlich bedingte Rückwirkungen des Staates, der
Kirche und der Gesellschaft auslösen. Es ist das ein Arbeitsgebiet, dessen er-
folgreiche Bestellung theologische wie philosophische Schulung nicht minder
zur Voraussetzung hat als Beherrschung der Methode historischer Forschung,
ein Arbeitsgebiet, das zu alledem Weite des Blickes, Verständnis der histori-
schen Lage und ihrer Bedingungen, Fähigkeit zu Kritik und Besonnenheit des
Urteils verlangt - Erfordernisse also, die sich in ihrer Erfüllung selten vereint
zeigen.

Winters eigentlichstes Arbeitsgebiet gehört der josephinisch-francisceischen
Periode des alten Österreich an, jener Periode, in welcher in die Aufklärung
josephinischer Prägung Strömungen der neueren deutschen Idealphilosophie
einmündeten und unter Einwirkung und Gegenwirkung hierzu die Bewe-
gungen des regenerierten und restaurierten österreichischen Katholizismus er-
standen. Es sind vor allem drei Persönlichkeiten, an welchen Winter diese
geistigen Vorgänge ersichtlich macht: Ferdinand Kindermann, Anton Gün-
ther und Bernard Bolzano. Gleich hier sei betont: es handelt sich nicht um
Biographien, so sehr gerade auch hierfür vielfach erst durch archivalische und
anderweitige Forschung Winters noch vielfältige und mühsame Vorarbeit
geleistet werden mußte, es handelt sich viel mehr immer um geistige Kreise,
die in jenen Männern den Mittel- und Ausgangspunkt ihrer Wellenringe fan-
den, es handelt sich um die geistesgeschichtliche, doch z.T. auch politisch-
geschichtliche Einordnung der durch jene Männer vertretenen Richtungen
und der durch sie hervorgerufenen Bewegungen.

1926 erschien Ed. Winters erstes Buch: Ferdinand Kindermann, Ritter von
Schulstein (1740-1801), der Organisator der Volksschule und Volkswohl-
fahrt Böhmens. Ein Lebensbild nach archivalischen Quellen. (Augsburg,
1926) In der Ostmitteldeutschen Bücherei. Arbeiten zur Landes- und Kultur-
geschichte der Sudetenländer und der angrenzenden Gebiete. Hgg. von Hans
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Hirsch, - damals noch Professor in Prag - von der Anstalt für Sudetendeut-
sche Heimatforschung. 196 S.)

Winters Arbeit füllte eine Lücke aus: Kindermanns Leben und Wirken war
wohl bis dahin schon wiederholt dargestellt worden, seit De Lucas Gelehrtes
Österreich (1776) und J. G. Meusels Gelehrtes Deutschland (1783) ihn in ih-
re Lebensbilder aufgenommen hatten und 1867 J. Aigner das Lebensbild des
«Volks- und Industrieschulreformators» gezeichnet hatte. Aber erst Winter
hat durch seinen gründlichen archivalischen Unterbau, dem er Findlinge
(einige sind im Anhang beigegeben) wie etwa aus dem Briefwechsel Kinder-
manns einfügen konnte, die Grundlage für die gesicherte Darstellung seines
Lebenslaufes gschaffen, hat darüber hinaus dieses Leben und Wirken dem
Gesamtbild der Zeit ordnend und wertend eingefügt. In Kindermann, dem
weit über sein Heimatland hinaus bekannten Schul- und Sozialreformer, er-
scheinen die besten Seiten der thereianisch-josephinischen Epoche nach der
humanitären Seite hin verkörpert. Ein besonderes Verdienst der Darlegungen
Winters ist es, daß er in einem besonderen Kapitel (6) nachweist, wie unge-
recht der Vorwurf ist, der Kindermann zu einem Germanisator machen will,
dessen auf verschiedenen Wegen erstrebtes Ziel die Entnationalisierung des
tschechischen Volkes gewesen sei; dieses Kapitel ist ein interessanter Beitrag
zur Frage des Nationalitätenverhältnisses im ausgehenden achtzehnten Jahr-
hundert. Die Arbeit Winters hat eine anerkennende Würdigung K[arl] Beers
in den Mitteilungen des Wiener Institutes für Geschichtsforschung gefunden
(Bd. 43, S. 169 f.).

Die nächste Untersuchung «Das positive Vernunftkriterium», Warnsdorf
1928, deren philosophischer Gehalt noch besonders gewürdigt werden soll,
war als historisch-kritische Studie der philosophisch-dogmatischen Spekulati-
on Anton Günthers eine Vorarbeit zu dem größeren Werke: Die geistige
Entwicklung Anton Günthers und seiner Schule; im gleichen Zusammen-
hange stehen eine Reihe von anderen Studien: Die Wiener theologische
Schule (Jahrbuch der Leo-Gesellschaft 1929), Fürstbischof H[einrich] Foer-
ster von Breslau und der Güntherianismus. Nach Briefen an Kardinal Fried-
rich von Schwarzenberg von Prag. (Zeitschrift des Vereins für Geschichte
Schlesiens, Bd. 65, 1930); Der Einfluß einer Theologie auf das Leben einer
Nation - Anton Günther. (Hochland, Jg. 29, 1931/2); Differenzierungen in
der katholischen Restauration in Österreich. (Hist. Jahrbuch der Görres-
Gesellschaft, Bd. 52, 1932). Was Winter in der Einleitung zu seinem bereits
genannten Hauptwerke über Anton Günther und seine Schule (erschienen in
Geschichtliche Forschungen zur Philosophie der Neuzeit. Veröffentlichungen
der Philosoph. Sektion der Görres Gesellschaft, Bd. 1. Paderborn 1931) for-
dert: jene freimütige Weite, mit der Geschichte geschrieben werden muß, um
Darstellung des wirklich Gewesenen zu sein, das zeichnet dieses Werk aus,
das einen der interessantesten, freilich auch schwierigsten Abschnitte der
neueren Kirchengeschichte behandelt: die Periode, in der die scholastische
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Philosophie als Grundlage der katholischen Theologie aufgegeben erschien
und diese, belebt und angeregt durch die Romantik und die Philosophie die-
ser Zeit, um neue philosophische Grundlagen rang, die Zeit der großen und
schweren Versuche, die neue Richtung der Philosophie und das neu erstar-
kende Leben im Katholizismus in Einklang oder doch in Beziehung und Ver-
bindung zu setzen, die Zeit, in der dieses Bemühen auf den Widerspruch der
leitenden Kreise der Kirche und vielfach auch, in Österreich wenigstens, des
Staates stiße. Die Arbeit über das positive Vernunftkrierium hatte kritisch
dem Verständnis der philosophischen und dogmatischen Anschauungen
Günthers gedient; das neue Werk wollte weder zu diesen Lehren kritisch
Stellung nehmen noch diese Lehren systematisch darstellen, noch auch in der
Auseinandersetzung mit ihnen eigene philosophische Ansichten vertreten: es
will rein historisch das geistige Werden Günthers und des Kreises um ihn zur
Anschauung bringen. Es ist so gewiß biographisch bestimmt, ja es birgt eine
Fülle neu erschlossenen Materials - aber das Biographische tritt weit zurück
hinter dem Zeit- und Geistesgeschichtlichen, es weitet sich aus in der Erfas-
sung der Einwirkungen Günthers auf den Kreis seiner Anhänger - und der
war weit und reichte über Österreich und Deutschland, wo man Günther für
manche Lehrkanzel der Theologie (freilich nicht, wie er zeitweise hoffen
mochte, im Purgatorio der deutschen Philosophie) gewinnen wollte, bis nach
Frankreich hin - wie nicht minder in der Erfassung der Auswirkungen auf
den Kreis der Gegner seines Systems - und der war mächtig. In seinem Stre-
ben im Gegensatz zur Scholastik vom Boden der Vernunft aus mittels Hegel-
scher Dialektik eine vernünftige Begründung der katholischen Glaubenslehre
zu schaffen, mußte Günther den Gegenstoß der maßgebenden kirchlichen
Kreise auf sich lenken, die an der Scholastik festhielten. Doch kommt Winter
zu dem Ergebnis, daß Günthers Bemühung, eine moderne christliche Philo-
sophie ohne die Scholastik als die Grundlage der katholischen Glaubenslehre
zu begründen, nicht nur infolge der Verurteilung durch die Kirche, sondern
auch aus innerer Schwäche scheiterte. Es macht wohl den Hauptinhalt des
Buches aus, daß es zeigt, wie sich aus dem Hofbauer-Schlegel-Kreis der
Güntherkreis entwickelte, wie Günther der Begründer der ausgedehntesten
deutschen katholisch-theologischen Schule in der ersten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts wurde und so Wien für diese Zeit zum geistigen Mittelpunkt des
katholischen Deutschland machte. Aber hierin erschöpft sich seine Bedeu-
tung nicht, auch nicht darin, daß es darlegt, wie die damalige deutsche Philo-
sophie, namentlich die Schellings und Hegels, zurückwirkte auf die Bemü-
hungen Günthers, eine Brücke zu schlagen von der Offenbarung zur Ver-
nunft, vom Glauben zum Wissen. Indem Winter den Zusammenhang und
Gegensatz der damaligen philosophischen und religiösen Strömungen auf-
zeigt, indem er den kirchenpolitischen Auswirkungen nachgeht und darlegt,
wie die von Schlegel in Österreich begründete und von Günther fortgesetze
philosophisch-theologische Restauration sich in kirchlichen Liberalismus
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wandelt, der in notwendigen Gegensatz zur kirchlichen Restauration kom-
men muß, indem er das Werden und Ringen der Kräfte vorführt, die sich
dann in Österreich im Kampfe um das Konkordat, in Deutschland-Preußen
im Kulturkampfe gegenüberstehen, hat er in der Tat einen Beitrag, und zwar
einen sehr wertvollen Beitrag für die Entwicklung der Restauration und ihrer
Verzweigungen hauptsächlich in Österreich geliefert und mehr als das: sein
Buch, das er selbst bescheiden nicht als Abschluß gewertet sehen will, das
nach seiner Absicht vielmehr Anregung erstrebt und zur Auseinandersetzung
auffordert, läßt erkennen, wie wichtig die geistesgeschichtliche Durchdrin-
gung jener von der Forschung vielfach gemiedenen Perioden der Restauration
ist: zur Weiterführung dieser Forschung gibt Winters Buch Grundlage und
Anleitung. Der Restauration gelten auch andere Aufsätze Winters: Differen-
zierungen in der katholischen Restauration in Österreich (Hist. Jahrbuch der
Görresgesellschaft Bd. 52. 1932) und Die katholische Restauration in Öster-
reich 1804-1820. (Katholischer Glaube und deutsches Volkstum in Öster-
reich, Salzburg 1933).

Bei seiner Beschäftigung mit Günther und seinem Kreis mußte Winter
naturgemäß zum Hermesianismus oder zu Persönlichkeiten wie P. V. Baader
Stellung nehmen ebenso, wie er etwa Hofbauer oder Joh. Em. Veith in den
Kreis seiner Betrachtungen ziehen mußte. So hat er denn auch im Hochland
Jgg. 26) «Neues über P. v. Baader» gebracht. So hat er namentlich im 2. Ban-
de der von unserer Gesellschaft herausgegebenen Sudetendeutschen Lebens-
bilder die Biographien Clemens Hofbauers, Joh. Em. Veiths, wie auch eine
Günthers beigesteuert.

Indem Winter so den Kreis der Persönlichkeiten, die sich um Günther
gruppieren, abschreitet, bei dem einen kürzer, bei dem anderen länger ver-
weilend, macht er am längsten, länger als bei Günther selbst, Halt bei einem
von ihnen, bei Bernard Bolzano. Eine ganze Reihe von kleineren oder größe-
ren Abhandlungen und Untersuchungen umgibt Winters Hauptarbeiten über
Bolzano; so die Persönlichkeit und geistige Entwicklung Bolzanos (Philos.
Jahrbuch d. Görresgesellschaft 1932); die Entwicklung der Auffassung Bolzanos
von der Willensfreiheit, dargestellt auf Grund des wissenschaftlichen Nachlas-
ses (ebd. 1932); Bolzano als Erzieher nationaler Wiedergeburt, Volkstum und
Kulturpolitik, Köln 1932. Der wissenschaftliche Nachlaß Bolzanos. (Philos.
Jahrbuch der Görresgesellschaft 1933); Bolzanos Bedeutung für das geistige Le-
ben Böhmens im 19. Jahrhunden; Der Ackermann aus Böhmen. I. - Bolzano
jako närodnf vychovatel Cechu a Nemcu. Ndrodnostnf obzor Jgg. IV. Wie
seinem historisch gehaltenen Günther-Buche die Studie über das positive
Vernunftkriterium voranging, so bildete nun das Buch Religion und Offenba-
rung in der Religionsphilosophie Bernard Bolzanos (Breslauer Studien zur histo-
rischen Theologie, Bd. XX., Breslau 1932, 181 S.) den Vorläufer. Und gleich
jenem dient es dabei der Entlastung des Kommenden, doch zugleich auch der
Ausfüllung einer spät empfundenen Lücke: über dem Mathematiker, dem
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Logiker, dem Philosophen Bolzano war der Religionsphilosoph allzu lang ver-
nachlässigt geblieben, bis mit A. Kowalewskis Arbeit, Bolzano als Kronzeuge
im Streit um die Religionsphilosophie des Als-ob, 1923, auch diese - und
wahrlich nicht die wesensfernste - Seite an Bolzanos geistiger Gestalt stärkere
Beachtung zu finden begann. Aber nicht nur diese Lücke half Winter schlie-
ßen. Wer immer sich mit Bolzanos vielseitiger Persönlichkeit beschäftigte -
sei es der Theologe oder der Philosoph, sei es der Pädagoge oder der Mathe-
matiker, sei es der Historiker des Vormärz -, ein jeder wird wieder dankbar
sein dafür, daß endlich die Biographie vorliegt, die Bolzano nicht nur in allen
jenen geistigen Bezirken aufsucht, in denen er Heimatrecht hat, sondern vor
allem die einmalige, die unersetzliche Weise seines Wesens vernehmlich
macht, indem diese reine und gütige Persönlichkeit auf ihrem schweren Le-
bensgange mit innerlichem, warmen Anteil und Verständnis begleitet wird.
Namentlich der Historiker wird auch hier für die Erweiterung dankbar sein,
die seine Kenntnis des Vormärz durch die von Winter erschlossenen neuen
Quellen und ihre methodische Verarbeitung erfährt. Ganz besonders gilt das
für den Bereich der böhmischen Geschichte. Kindermann, Hofbauer, Veith,
Günther, Bolzano, sie alle sind Söhne unserer Heimat, Angehörige unseres
Volkstums; in und an ihnen spiegelt sich dessen geistiges Leben in mannig-
faltiger Weise wieder.

Über den philosophischen Gehalt der Winterschen Schriften sei folgendes
hinzugefügt: «Das positive Vernunftskriterium» ist für Günther die Fähigkeit
der Vernunft, «die Glaubenswahrheiten, die Mysterien nicht nur nicht in
Widerspruch mit der Vernunft zu erkennen (negatives Kriterium), sondern
auch positiv für Wie und Was zu erfassen» (S. 2). Nach einer Darstellung der
betreffenden Lehren Günthers insb. seines Versuches unmittelbar vom Ichge-
danken zur Gottesidee überzugehen, kennzeichnet Winter Günthers Gegen-
satz zur scholastischen Lehre und gibt im 7. Kapitel eine Kritik von Günthers
Lehren, in der er sich als Kenner der scholastischen und patristischen Philo-
sophie erweist und gewisse Irrtümer und Fehlauffassungen aufzeigt, die
Günther bei seiner Beurteilung der Scholastik unterlaufen. Auch Lücken in
den philosophiegeschichtlichen Kenntnissen Günthers werden bei dieser Ge-
legenheit aufgedeckt. Winter selbst steht auf den Boden der scholastischen
Philosophie und Theologie und muß sich seinerseits die Kritik gefallen lassen,
der jene unterworfen ist. Anderseits ist Winters Kritik getragen von dem
Willen zur Objektivität und zur gerechten Beurteilung. Auf Seite 69 nennt er
den Versuch Günthers einen gewaltigen, der in einer geistesgeschichtlichen
Bedeutung noch gar nicht bis ins letzte erfaßt worden ist. Der Ton der Ab-
handlung ist überall vornehm, ja wohlwollend. Die geistige Entwicklung
Winters war übrigens bei der Abfassung dieses Buches, 1928 gewiß noch
nicht abgeschlossen, und die neueren Arbeiten über Bolzano bedeuten einen
weiteren Fortschritt in seinem philosophischen Denken. Für die Stellung-
nahme Winters charakteristisch sind die Worte Seite 67: «Es handelt sich bei
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dieser Aufnahme von Wahrheitselementen der neuzeitlichen Philosophie
durchaus nicht nur um unwesentliche Verbesserungen in manchen Teilen,
sondern um eine Vervollkommnung, die sich auf die Grundlage erstrecken
muß». Was die philosophische Einstellung Winters zu Bolzano betrifft, so gilt
das, was über sein Verhalten gegenüber Günther gesagt wurde, in erhöhtem
Maße von seiner Beurteilung Bolzanos: er anerkennt die überragenden ethi-
schen Qualitäten des Denkers auch dort, wo er seine theologischen Lehren
ablehnt, ja er legt Bolzanos Theorie von den Vorstellungen und Sätzen an
sich eine größere Bedeutung bei, als sie erkenntnistheoretisch verdienen. Aber
derartige Lehren, wie sie Bolzano vor einem Jahrhundert vortrug, werden
heute noch von einer sehr großen Zahl moderner Philosophen vertreten, wie
z.B. von Husserl und Nicolai Hartmann. Sie können also durchaus nicht als
vereinzelt oder schlechthin überlebt bezeichnet werden, sondern stehen im
Mittelpunkt der Diskussion. Dazu kommt, daß die Aufgaben, die sich Prof.
Winter innerhalb unserer Fakultät stellen würde, nicht eigentlich problemge-
schichtlicher, sondern geistesgeschichtlicher Art sind, so daß aus dieser seiner
theoretischen Einstellung ein Bedenken nicht hergeleitet werden kann. Viel-
mehr ist die Kommission der Überzeugung, daß mit der Aufnahme Winters
die Fakultät eine ausgezeichnete Kraft gewinnen würde, die zugleich einen
überaus wichtigen, bisher nicht selbständig vertretenen Gegenstand an unse-
rer Fakultät zu ihrem Rechte gelangen ließe.

Auf Grund dieser Gutachten gelangte die Kommission zu dem Ergebnis,
der Fakultät vorzuschlagen, sie möge dem Ministerium für Schulwesen und
Volkskultur den Antrag stellen:

Dem ao. Professor der theologischen Fakultät Professor Dr. Eduard Win-
ter die venia legendi zu erteilen für Religionsphilosophie und deren Ge-
schichte.
Ferner, das Ministerium möge zustimmen, daß hiebei von dem Nachweise
des Philosophischen Doktorgrades, sowie vom Habilitationskolloquium
und vom Probevortrag abgesehen werde.

Prag, am 12. März 1934
Kraus m.p. Otto m.p. Wostry m.p. Cysarz m.p. Lindworsky m.p.









Karlludwig Rintelen

Trotz alledem? Trotz alledem!

1. Annelies Laschitza, Historikerin in Ostberlin, hat Mut: Sie legt 1995/1996
eine Luxemburg-Biographie vor, Im Lebensrausch, trotz alledem, die 1971 eine
Vorläuferin hatte.1 Damals, so schreibt sie im Vorwort von 1995, hätten sie
und ihr Mitautor zwar Rosa Luxemburg «dem Verdammungsurteil Stalins
über den <Luxemburgismus> entrissen»; sie hätten sich aber «in Widersprüche
[verstrickt], weil Rosa Luxemburgs Denken und Handeln vorwiegend an Le-
nin gemessen und formalem Heroenkult nicht genügend Paroli geboten»
worden sei.2

Es war die Zeit, die eben diese Passage als «gewunden» und «unaufrichtig»
bezeichnet hat. Und zwar in einer Rezension unter der Überschrift <Trotz al-
ledem? > Zwar werden Vorzüge des Buches durchaus genannt. So sei es «über
weite Strecken [...] materialgesättigt und solide gearbeitet.» Auch würden die
Unterschiede zwischen Lenin und Rosa Luxemburg nicht mehr «künstlich
harmonisiert». So wiederhole Laschitza (fortan: die Autorin) nicht die Be-
hauptung aus dem Vorwort von 1971, daß Lenin und Rosa Luxemburg
«gemeinsam Seite an Seite» und «unbestechlich um die Erfüllung der histori-
schen Mission des Proletariats gekämpft» hätten. Die Autorin habe also
«dazugelernt».

Aber die Kritik überwiegt. Immer wieder würden uns Klischees der «SED-
Hausgeschichtsschreibung» zugemutet; bspw. die Formel vom «besonders re-
aktionären preußischen Militarismus» oder vom «Verrat» der sozialdemokrati-
schen «Opportunisten» am 4. August 1914. Vor allem aber: Nirgendwo ringe
sich die Autorin zu dem «unumwundenen Eingeständnis» durch, falsch sei es
gewesen zu behaupten, in der DDR sei Rosa Luxemburgs «Vermächtnis er-
füllt» worden. Einige Formulierungen im Vorwort von 1995 legten sogar den
Verdacht nahe, auch sie sehe sich als «Opfer des Vereinigungsprozesses» und
erkenne nicht ihren eigenen Schuldanteil am Scheitern der DDR.3

1 Annelies Laschitza, Im Lebensrausch, trotz alledem. Rosa Luxemburg. Eine Biographie,
Berlin 1996 (fortan: La 96); Annelies Laschitza/Günter Radczun, Rosa Luxemburg.
Ihr Wirken in der deutschen Arbeiterbewegung, Berlin/DDR 1971; veröffentlicht vom
Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK derSED (fortan: La 71).

2 Annelies Laschitza, Im Lebensrausch..., a.a.O., S. 10 und 11.
3 Volker Ullrich, Trotz alledem:'In: Die Zeit vom 1. März 1996.
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In der Tat: Die Autorin hat Mut. Sie mußte wissen, daß sie, besonders im
Westen, auf kritischen Widerstand solcher Art stoßen werde. Wahrscheinlich
auch aus diesem Grunde hat sie im Vorwort von 1995 erklärt, ihr neues Buch
solle «Einseitigkeiten in der Luxemburg-Biographik überwinden helfen.»

2. Bekanndich hat Rosa Luxemburg in ihrer umfangreichsten theoretischen
Arbeit von 1913, Die Akkumulation des Kapitals, behauptet, das für die Exi-
stenz der bürgerlichen Gesellschaft lebensnotwendige Wachstum des Kapitals
werde mit objektiver historischer Notwendigkeit an eine Grenze stoßen. Ak-
kumulation des Kapitals nämlich (oder: «erweiterte Reproduktion» oder:
«Rückverwandlung von Mehrwert in Kapital» oder schlichter: der profitbrin-
gende Absatz von immer massenhafter produzierten Gütern) könne nur so
lange funktionieren, als es unterentwickelte (Absatz- und Rohstoff-)Gebiete
auf der Erde gebe. Sei die Welt gänzlich kapitalistisch, sei der Kapitalismus
am Ende. Der Sozialismus trete sein Erbe an. Diesen Determinismus aller-
dings schränkt Rosa Luxemburg ein:

- Der Prozeß laufe nicht automatisch. Es gebe die Alternative: entweder
«Übergang zur sozialistischen Produktionsweise» oder «Untergang der Kul-
tur».

- Ohne die Revolution der Arbeiterklasse würden «Imperialismus» und
«Kapitalsherrschaft» nicht vom Sozialismus abgelöst werden können.

— Die «Theorie» vom notwendigen Ende der Kapitalakkumulation und
damit der bürgerlichen Gesellschaft zeige nur «die Tendenz der Entwicklung
[...], den logischen Schlußpunkt, auf den sie objektiv hinsteuert.» Der End-
punkt müsse nicht «pedantisch erreicht werden», und er brauche auch nicht
erreicht zu werden. Er sei eine «theoretische Fiktion», weil die Arbeiterklasse
angesichts der durch den Kapitalismus verursachten Krisen und Katastrophen
bereits vorher rebellieren werde.4

In beiden Büchern, 1971 und 1996, stellt die Autorin den Inhalt der Theo-
rie und deren Einschränkungen zutreffend dar. Sie zitiert einschlägige
Textstellen, einschließlich derjenigen, die die schärfste Kapitalismuskritik
enthalten: Die Expansion des imperialistischen Kapitalismus sei eine «Serie
periodischer (herodischer) Massenmorde»; der imperialistische Kapitalismus
sei die «Katastrophe als Dauerform». In beiden Büchern findet sich der Auto-
rin harte Kritik an revisionistisch-parteirechten und mehr noch an den links-
zentristischen Positionen namentlich Hugo Haases, Otto Bauers und Karl
Kautskys. Schließlich ist beiden Darstellungen gemeinsam, daß weder 1971
noch 1996 thematisiert wird, ob Rosa Luxemburgs Einschränkung, ihre
Theorie sei nur eine «theoretische Fiktion», die Schärfe der Auseinanderset-
zungen nicht zumindest teilweise hätte verringern können oder sollen. Denn

Rosa Luxemburg, Antikritik (erschienen Leipzig 1921). In: Gesammelte Werke, Berlin
1985,5.519-521.
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immerhin sieht Rosa Luxemburg als naturnotwendige künftige Realität die
proletarische Revolution, worüber zu streiten dringlicher war.

Die Unterschiede hingegen liegen in folgendem: 1971 argumentiert die
Autorin unter Berufung auf Marx, Engels und Lenin: Rosa Luxemburg habe
den Widerspruch zwischen dem gesellschaftlichen Charakter der Produktion
und der privaten Aneigung der Arbeitsergebnisse nicht als «die tiefste Ursache
der Wirtschaftskrisen» erkannt. Lenin hingegen habe mit Recht den Stand-
punkt vertreten, daß die «Realisation des Mehrwertes» - also die Kapitalak-
kumulation - «auch in der <reinen> kapitalistischen Gesellschaft» - also ohne
Absatzchancen in noch nicht kapitalistischen Erdteilen - «möglich ist». Lenin
habe also darin recht, daß nicht die «Probleme des äußeren Marktes» das We-
sen der kapitalistisch-imperialistischen Expansion ausmachten. Das bestehe
vielmehr in der «Ablösung der freien Konkurrenz durch das Monopol». Diese
Parteinahme der Autorin führt zum zusammenfassenden Urteil: Rosa Lu-
xemburgs Theorie offenbare insgesamt deren «subjektive Erkenntnisschran-
ke»5.

1996 hingegen wird Lenins Kritik an Rosa Luxemburgs Theorie nur mit
einem der 1971 zitierten Sachargumente und einer knappen, inhaltsarmen
Attacke belegt. Nicht jedoch kommentiert und argumentiert die Autorin im
Sinne Lenins. Sie nimmt also auch nicht Partei für ihn. Sie spricht lediglich
allgemein von «berechtigten Einwänden der Kritiker» und von «großen theo-
retischen Irrtümer[n]» Rosa Luxemburgs, ohne deren Inhalt konkret zu kenn-
zeichnen.6

Die Leser also erhalten 1996 weniger Informationen über das Problem und
Lenins Position als 1971. Dabei ist dessen Kritik gut begründet. Auch mo-
derne Autoren argumentieren ähnlich. Selbst Leszek Kolakowski trägt - von
seiner antimarxistischen Grundposition aus - neben absurden Einwänden
auch ernst zu nehmende vor, die Lenins Kritik nahe stehen.7 Auch der jugo-
slawische Marxist Predrag Vranicki argumentiert im Sinne von Marx und Le-
nin gegen Rosa Luxemburg.8 Ähnlich argumentieren heutigentags Autoren
wie Georg Fülberth, Robert Kurz oder Peter Decker.9

5 Zu den Unterschieden insgesamt: La 71, S. 285-304 sowie La 96, S. 411-421.
6 La 96, S. 420.
7 Leszek Kolakowski, Die Hauptströmungen des Marxismus, 3 Bände. München 1978,

Bd. 2, S. 88-92.
8 Predrag Vranicki, Geschichte des Marxismus, 2 Bände. Frankfurt am Main 1981,

Bd. 2, S. 332 f., 441 ff
Georg Fülberth, Determinismus und Aktion. In: Freitag, 1. März 1996, S. 14; Robert
Kurz, Die innere Schranke. In: junge Welt, rosa Luxemburg, 29. Januar 1997, S. 4;
Peter Decker, Kein Big Bang, ebd., S. 5. Eine Darstellung der Theorie Rosa Luxem-
burgs und einen Überblick über die zeitgenössische und modernere Kritik, beides le-
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Die Autorin also, dies die Schlußfolgerung, geht hier zu weit in ihrem Be-
mühen, frühere «Einseitigkeiten» zu vermeiden. Die «einseitigen» Darlegun-
gen der DDR-Autorin von 1971 waren realitätsnäher und informativer, als es
die Darlegungen der BRD-Autorin von 1995/1996 sind. Mithin: Die «Ein-
seitigkeiten» von 1971 waren keine Einseitigkeiten in dem hier in Betracht
kommenden Sinn.

Im übrigen trifft die Behauptung der Zeit nicht zu, die Autorin habe frü-
her, also 1971, die Unterschiede zwischen Rosa Luxemburg und Lenin
«künstlich harmonisiert». Im Gegenteil: Sie hat die Gegensätze benannt und
dabei gegen Rosa Luxemburg Partei ergriffen. Außerdem irrt Die Zeit, wenn
sie bestreitet, Rosa Luxemburg und Lenin hätten «Seite an Seite» und
«unbestechlich» um das gekämpft, was sie als «die Erfüllung der historischen
Mission des Proletariats» ansahen. Denn es war zwar die wechselseitige Kritik
oft hart, aber immer solidarisch. Daher stellt die Autorin in beiden Büchern
schroffe Gegensätze zwischen den großen Arbeiterführern dar. 1996 geschieht
das besonders auch angesichts von Terror und Demokratiezerstörung nach
dem Oktober 1917. Zugleich aber betont sie mit vollem Recht Rosa Luxem-
burgs «absolute Solidarität mit der russischen Revolution als dem gewaltigsten
Faktum der Weltgeschichte».

3. Anders liegen die Dinge bei den Problembereichen 'bürgerliche' und 'so-
zialistische' Demokratie. Die bürgerliche Demokratie, so Luxemburg trotz ih-
rer häufigen Kritik am «parlamentarischen Kretinismus», sei «.unentbehrlich»
für die kulturelle Bildung und politische Emanzipation der Arbeiter. Wenn
«demokratische Errungenschaften» - das allgemeine Wahlrecht etwa oder
Presse- und Versammlungsfreiheit - durch reaktionäre Gruppen bedroht
würden, dann sei es gerechtfertigt, daß auch die Sozialdemokratie, die in der
bürgerlichen Gesellschaft sonst nur die «Rolle einer oppositionellen Partei» zu
spielen habe, in eine bürgerliche Regierung eintrete. Als «Selbstzweck» aber
dürfe die Demokratie nicht angesehen werden. Sie sei Mittel, wenn auch un-
entbehrliches, zum Zweck der «sozialen Umwälzung»10. Das erste Resümee der
Autorin in diesem Zusammenhang: Für Menschen, «die an einer Verände-
rung der gesellschaftlichen Zustände interessiert sind» und die über «die bis-
herigen Erfahrungen großer Niederlagen» nachdenken, seien Rosa Luxem-
burgs Thesen zur Dialektik von Sozialreform und Revolution, mithin von
bürgerlicher Demokratie und Sozialismus, noch heute «Denkanstöße von
Wert». Die «Mißachtung» dieser «Dialektik» habe einen einen «dauerhaften

senswert, gibt Peter Nettl in: Rosa Luxemburg, Köln/Berlin 1967, S.794-808. Die
Darstellung der Auseinandersetzung zwischen Lenin und Rosa Luxemburg ist hier
breiter sowie anders und sehr originell akzentuiert.

10 La 96, S. 127 und 160 in Verbindung mit GW l/l, S. 422-433.
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Erfolg beim Aufbau des Sozialismus» unmöglich gemacht." Was die soziali-
stische Demokratie angeht, so hat diese nach Rosa Luxemburg «zugleich mit
dem Abbau der Klassenherrschaft und dem Aufbau des Sozialismus» zu be-
ginnen, also mit der «Machteroberung durch die sozialistische Partei», also
mit der «Diktatur des Proletariats». Diese sei, nach energischer Beseitigung
der bürgerlichen Produktionsverhältnisse - also nach möglichst kurzfristigem
Ausnahmezustand -, identisch mit der Herrschaft der «Volksmassen», die,
auch durch «politische Schulung», zur Mehrheit würden. Dabei müsse
«uneingeschränkte [...] Demokratie» herrschen. Nicht Terror und Demokra-
tieabbau, wie aus der Not der Verhältnisse heraus nach dem Oktober 1917,
sondern «Freiheit der Andersdenkenden»! Die Autorin bezeichnet diese Ge-
dankengänge als «sehr genau» und «scharfsinnig» und resümiert ein zweites
Mal: Rosa Luxemburg habe nicht voraussehen können, daß trotz ihres kriti-
schen Plädoyers für eine uneingeschränkte Demokratie die «Deformationen»
der Demokratie im Sozialismus schließlich so groß wurden, daß das
«sozialistische Weltsystem beim Übergang ins neue Jahrtausend nicht mehr
existiert.»12

Auch dieses zweite Resümee bringt die Überwindung früherer - hier
durchaus realer - Einseitigkeiten eindeutig zum Ausdruck: Der Versuch, das
sozialistische Vermächtnis Rosa Luxemburgs in der DDR zu verwirklichen,
sei, so wird interpretiert werden müssen, nur teilweise geglückt. Denn ein
Irrweg sei es gewesen, Sozialismus etablieren zu wollen, ohne zugleich die von
Rosa Luxemburg als unentbehrlich angesehenen demokratischen Errungen-
schaften fortzuführen. Beide Resümees der Autorin sind zwar zurückhaltend
und unpersönlich formuliert. Dennoch kann der unvoreingenommene Leser,
der nicht auf den <bürgerlich>-sozialdemokratischen Irrglauben fixiert ist,
Demokratie könne dauerhaft im Realkapitalismus existieren, die Trauer der
Autorin über die Niederlage spüren. Hier also wird tatsächlich ein Lernpro-
zeß erkennbar —, und zwar ein schmerzlicher. Der ist eindrucksvoll. Lernpro-
zesse solcher Art sollten nicht, wie das in der Z«V-Rezension zu lesen ist, von
oben herab mit dem huldvollen Hinweis bedacht werden, die Autorin habe
hier und dort «dazugelernt». Auch schließen diese Lernprozesse keineswegs
aus, daß solcherart Lernende sich dennoch mit vollem Recht als «Opfer» des
sogenannten «Vereinigungsprozesses» sehen können.

4. Komplizierter liegen die Dinge beim Problemkomplex der «Naturnot-
wendigkeit» von proletarischer Revolution und «historischer Mission des
Proletariats», einem Element der von der Zeit SO genannten «SED-Haus-
geschichtsschreibung» .

11 La 96, S. 123.
12 Vgl. La 96, S. 571-579 in Verbindung mit GW 4, S. 332-365: Zur russischen Revo-

lution,
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Bekanntlich waren Marx, Engels, Lenin, Luxemburg und unzählige ihrer
Anhänger und Schüler der Überzeugung, der Sozialismus werde, nach ent-
sprechender Revolution, mit «Notwendigkeit und Unvermeidlichkeit», so
Lenin 1902, den Kapitalismus ablösen. Bis in die letzte Phase der DDR hin-
ein wurde das auch dort von vielen, zumal von den Führungsgruppen, ge-
glaubt. Für Marx und Engels hatte die Revolution oft unmittelbar bevorge-
standen, z. B. angesichts der Weltwirtschaftskrise von 1857.13 Lenin hatte im
«Imperialismus de[n] Vorabend der sozialistischen Revolution» gesehen und
geglaubt, die durch den Weltkrieg hervorgerufene «revolutionäre Weltkrise»
könne «nicht anders enden [...] als mit der proletarischen Revolution und de-
ren Sieg.»14

Auch Rosa Luxemburg hat dieser Überzeugung immer wieder Ausdruck
gegeben: Sie tue nur das, was

wir Sozialdemokraten stets in Wort und Schrift tun, das ist: Aufklärung
verbreiten, den arbeitenden Massen ihre Klasseninteressen und ihre ge-
schichtlichen Aufgaben [!] zum Bewußtsein bringen, sie [...] auf die Ten-
denzen der ökonomischen, politischen und sozialen Umwälzungen hinwei-
sen, die [...] mit eherner Notwendigkeit dazufahren, daß auf einer gewissen
Höhe der Entwicklung die bestehende Gesellschaftsordnung beseitigt und
an ihre Stelle die höhere, sozialistische Gesellschaftsordnung gesetzt wer-
den muß.15

«Auf einer gewissen Höhe der Entwicklung»: Wann genau diese Höhe erreicht
ist, das war unklar. Für Rosa Luxemburg allerdings war das spätestens seit
Oktober 1918 völlig klar: Der «vierjährige Krieg [hat] durch seine Dialektik
die internationale Revolution des Proletariats unvermeidlich gemacht»16. Es
sei die «geschichtliche Mission» der KPD, die Revolution und deren «sozia-
listische Mission» voranzutreiben.17 Und ähnlich öfter als zwanzigmal bis hin
zum letzten Artikel in der Roten Fahne vom 14. Januar 1919, in welchem
dem «großen historischen Gesetz der Revolution» die Qualität der «Fatalität
eines Naturgesetzes» zugeschrieben wird.18

13 Karl Marx/Friedrich Engels, Briefwechsel, 4 Bände. München 1983, Bd. 2, S. 239 ff.
W. I. Lenin, Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus. In: Ausgewählte
Werke in zwei Bänden, Berlin/DDR 1955, Bd. l, S. 767, S. 771; ähnlich öfter.

15 La 96, S. 442.
16 Spartacus, Nr. 12, Oktober 1918.
17 Rote Fahne, Nr. 3, Der erste Parteitag, sowie: Nr. 8, Versäumte Pflichten, 3. und 8.

Januar 1919.
18 Rote Fahne, Nr. 14, Die Ordnung herrscht in Berlin, 14. Januar 1919.
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1971 übernimmt die Autorin dieses Denkmuster, als spiegele sich in ihm
eine objektive historische Gesetzmäßigkeit wider, deren Verwirklichung al-
lenfalls an subjektiven Fehleinschätzungen, auch Rosa Luxemburgs, und an-
deren Defiziten des subjektiven Faktors scheitern könne.19 1995/96 zitiert die
Autorin zwar einige wenige entsprechende Äußerungen Rosa Luxemburgs20,
ohne sich noch mit ihm zu identifizieren. Viel stärker als 1971 jedoch betont
sie die Fehleinschätzungen Rosa Luxemburgs. Hier werde die «Tragik» ihrer
Illusionen über den revolutionären Massenwillen sichtbar, ihr «übersteigerter
Optimismus». Denn ihr «Lebensideal», ihre «Vision der proletarischen
Weltrevolution» habe «keine Massenbasis» gefunden.21

Zur Deutung der «Dramatik der Situation in den letzten Wochen des Le-
bens Rosa Luxemburgs» rekurriert die Autorin auf Peter Weiss und dessen
Ästhetik des Widerstands. Dort sei diese Dramatik «treffend» dargestellt: Rosa
Luxemburg habe, so Weiss, «bei klaren Sinnen» das getan, was andere «halb
bewußtlos» getan hätten:

Sie blieb auf der Seite derer, deren gegenwärtiger Weg verfehlt war und bei
denen doch das Recht lag.22

Weiss jedoch irrt: Denn Rosa Luxemburg stand zwar durchaus auf der Seite
derer, bei denen das Recht lag; keineswegs aber sah sie deren Weg «mit klaren
Sinnen» als «verfehlt» an. Sie glaubte nämlich an die historische Notwendig-
keit dieses Weges nicht nur im allgemeinen, sondern gerade auch zu diesem
Zeitpunkt.23

Dies jedoch problematisiert die Autorin nicht, und zwar weder 1971 noch
1995/96. Damals identifizierte sie sich mit Rosa Luxemburgs Vorstellungen
von der Notwendigkeit der historischen Entwicklung und proletarischen Mis-
sion. Das war ein Irrtum. Heute nennt sie diese Vorstellungen «Vision» oder
«Lebensideal», deren Scheitern nennt sie «Tragik» und beruft sich auf Peter
Weiss. Das ist erneut irrtümlich, zumindest «einseitig». Nicht einseitig hinge-

19 Z.B. La 71, S. 6, 420 f., 488, 494. S. 491: Rosa Luxemburg habe die «reale Mög-
lichkeit revolutionärer politischer Ideologiebildung» bei den Massen 1918/1919
«überschätzt». S. 503: Parteirechte Revisionisten und Reformisten hätten die Partei
zersetzt und damit «untauglich» gemacht, «die historische Mission des Proletariats
in Deutschland zu verwirklichen.»

20 Vgl. La 96, S. 595, 612. S. 620: Die bürgerliche Ordnung gehe .unaufhaltsam ih-
rem historischen Geschick, ihrem Untergang» entgegen.

21 Vgl. La, S. 96, S. 596, 599, 607, 612, 615.
22 La 96, S. 619.
23 Vgl. auch Karlludwig Rintelen, Über Friedrich Engels, die Große Prognose und die

Große Analyse. In: TOPOS 5, 1995, S. 72-75.
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gen wären Hinweise derart, daß jede zeitliche Fixierung des kapitalistischen
Scheiterns unmöglich war und ist; daß Rosa Luxemburg ebenso wie Engels
neben dieser Fixierung und im Gegensatz zu ihr die Alternative Sozialismus
oder Barbarei betonten. Das bedeutet, daß Engels' Diktum präzis und schlüs-
sig ist, der Glaube an die «Ewigkeit und Letztinstanzlichkeit» der kapitalisti-
schen «Sauerei» sei eine «bürgerliche Illusion»24; was ja etwas anderes ist als
die Prognose, der Kapitalismus werde mit Naturnotwendigkeit von der sozia-
listischen Revolution niedergeworfen werden.

5. Einfacher wiederum liegen die Dinge bei anderen Bestandteilen der
«SED-Hausgeschichtsschreibung»; bei solchen nämlich, die realitätsnah wa-
ren, sind und bleiben.

Die Autorin stimmt mit Luxemburg, ausdrücklich oder stillschweigend,
überein und nimmt für sie Partei besonders auch angesichts folgender poli-
tisch-ökonomisch-historischer Problemfelder:

- bei der radikal negativen Bewertung der europäischen Industriegesell-
schaften als kapitalistischer Klassengesellschaften;

- bei der radikal negativen Bewertung namentlich des preußisch-deutschen
Militarismus;

- bei der radikal negativen Bewertung des europäischen Imperialismus als
eines Stadiums der kapitalistischen Entwicklung;

- bei der radikal negativen Beurteilung des Charakters des Ersten Weltkrie-
ges als eines «imperialistischen Völkermordens»;

- bei der radikal negativen Bewertung der Rolle der parteirechten SPD-
Mehrheit vor 1914 und 1914-1919.

Herausgegriffen seien der reaktionäre preußische Militarismus und der
Opportunismus der parteirechten SPD-Mehrheit. An dem «simplen Schwarz-
weißraster», in welchem die Autorin angeblich gerade auch diese beiden Ele-
mente der «SED-Hausgeschichtsschreibung» darstellt, übt Die Zeit besonders
aggressiv Kritik.

Was Rosa Luxemburg und den reaktionären preußischen Militarismus an-
geht, so sind z.B. folgende Szenen beispielhaft: Kaum hatte sich in der
Zabern-Affaire (seit November 1913) gezeigt, daß «die überragende Herr-
scherstellung des Militarismus im gesamten öffentlichen Leben des Reiches»,
auch gegenüber dem «deutschen Scheinparlamentarismus», unerschüttert
blieb; kaum war Rosa Luxemburg im Februar 1914 zu einem Jahr Haft ver-
urteilt worden, weil sie in öffentlicher Versammlung erklärt hatte, im Kriegs-
fall sei es nötig «ein entschiedenes: <Nein, auf unsere Brüder schießen Wir nichtb
auszusprechen und durchzuführen»; kaum hatte sie im März 1914 öffentlich
erklärt, Soldatenmißhandlungen hinter den Kasernenmauern stünden «auf
der Tagesordnung» und die <Vaterlandsverteidiger> würden «mit Füßen ge-

24Vgl. ebd., S. 75 und S. 80 ff.
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treten»; kaum war das alles geschehen, stellte der preußische Kriegsminister
gegen sie Strafantrag wegen «Beleidigung des Offiziers- und Unteroffiziers-
korps». Ihrem Verteidiger und Geliebten Paul Levi schrieb sie nach Erhalt der
ersten Vorladung: «Liebling, denk Dir, wie famos!» Jetzt könne man alles an
Material gegen den preußischen Militarismus ausbreiten. Und in der Tat ge-
lang es ihren Verteidigern, bis Ende Juni Zeugnisse von dreißigtausend Sol-
datenmißhandlungen vorzulegen. Mehr als neunhundert Zeugen waren bereit
auszusagen, etwa einhundert standen schon am ersten Verhandlungstage be-
reit: Der preußische Militarismus stand «auf der Anklagebank». Da wurde der
Prozeß vertagt.25

Es läßt sich mit Bestimmtheit sagen, daß in anderen imperialistischen Ge-
sellschaften der auch dort vorhandene Militarismus das öffentliche Leben
nicht in demselben Maße dominiert hat wie in Preußen-Deutschland, also
mit derselben Brutalität und Engstirnigkeit. Das sollte nicht heruntergespielt
werden, indem, wie das Die Zeit macht, behauptet wird, dieses deutsche Übel
>ei nichts als ein Klischee der «SED-Hausgeschichtsschreibung».

Entsprechendes gilt für den Opportunismus der parteirechten SPD-Mehrheit
and deren «Verrat» von der Kriegskreditbewilligung 1914 bis zur Nieder-
schlagung der Revolution 1918/19. Auf eine abstrakte Formel gebracht, be-
standen Opportunismus und Verrat darin, daß die Parteimehrheit die durch
Parteiprogramm, Tradition und sozialistisches Ethos geforderte Opposition
jegen Kapitalismus, Militarismus, Imperialismus aufgab und die, selbstver-
ständlich voraussehbaren, Entscheidungen der herrschenden Gruppen für den
Krieg und gegen die Revolution nach unten durchzusetzen und abzusichern
ialf, und zwar unter konsequenter Ausschaltung jedes möglichen Widerstan-
des der eigenen Klientel.

Dies zu bestreiten ist nur denen möglich, die, anders als die Autorin, un-
jelehrbar der <bürgerlich>-sozialdemokratische Orthodoxie anhängen: Nicht
deutscher Faschismus und Zweiter Weltkrieg seien durch den so verstande-
len «Verrat» ermöglicht worden. Vielmehr: Der Kurs der parteirechten
Mehrheit seit etwa 1914 habe die Grundlagen gelegt für dauerhaften Wohl-
itand und dauerhafte Freiheit in der Bonn-Berliner kapitalistischen Demo-
cratie.

6. Die Biographie hat auch Mängel.26 Einige seien genannt: Die Autorin
lat - im Gegensatz zu ihrem Vorgänger Peter Nettl - das Verhältnis Rosa
Luxemburgs zu den Linkszentristischen Unabhängigen nicht hinreichend
>roblematisiert. Sie übernimmt weithin unbesehen die ganz überwiegend fl£-
;ative Beurteilung, streckenweise vernichtende Kritik an den «Herren Haase,

5 La 96, S. 436-455, in Verbindung mit GW 3, S. 367 ff.
Einige hätten durch ein sorgfältig arbeitendes Verlagslektorat verhindert werden
müssen. Dazu gehört die bisweilen unkorrekte Verwendung des Konjunktivs.



140 Karlludwig Rintelen

Dittmann, Kautsky». Nettl ist hier kritischer und konkreter und ruft be-
drückt aus:

Wenn nur die Spartakusleute zu ernsthaften Verhandlungen [mit der
USPD] bereit gewesen wären, statt immer gleich in Demagogie zu verfal-
len!27

Die härteste und zugleich realitätsfernste Kritik an den «Herren Haase, Ditt-
mann, Kautsky» wird im übrigen von beiden Autoren nicht zitiert, als sei ih-
nen das peinlich: Die Unabhängigen seien während des Krieges «tatenlose [!]
Kritiker der Scheidemannschen Prostitution» gewesen.28 In Wirklichkeit wa-
ren sie kenntnisreiche und überaus aktive und mutige Kritiker dieser Prostitu-
tion. Auch bei der Darstellung von wichtigen Vorgängen bleiben bisweilen
Zweifel: So wird etwa der ganze Umfang des mehrheitssozialdemokratischen
Opportunismus und Verrats von 1913/14 nicht deutlich.29 Ebenfalls verloren
geht eine so treffende Prognose Rosa Luxemburgs wie jene, die sie nach dem
Eintritt der parteirechten Sozialdemokraten Scheidemann und Bauer in das
Kaiserliche Kabinett des Prinzen Max von Baden formulierte (in einem aller-
dings ungezeichnten Spartacus-Artikel Die kleinen Lafayettems dem Oktober
1918):

Die Scheidemann und Bauer, die jetzt mit einem Kuß auf die Hand der
deutschen Monarchie beginnen, werden noch mit blauen Bohnen gegen
streikende und demonstrierende deutsche Arbeiter enden. Der Regierungs-
sozialismus stellt sich mit seinem jetzigen Eintritt in die Regierung der
kommenden proletarischen Revolution in den Weg [...].

Wichtiger aber ist, daß die Autorin manches Neue vorträgt: so die erstmalige
gründliche Darstellung der Einflüsse des jüdischen Elternhauses auf Rosa Lu-
xemburg; die erstmalige gründliche Darstellung der Aktivitäten Rosa Luxem-
burgs in Paris in den neunziger Jahren; die erstmalige gründliche Darstellung
der Aktivitäten Rosa Luxemburgs als Lehrerin an der Parteischule
(1907-1914); die konsequente Darstellung der überaus engen Verbindung
von Persönlichem und Politischem im Leben Rosa Luxemburgs; die erstmali-

27 Vgl. Nettl, S. 631 ff., 690 f., 701; zitierte Stelle: S. 687.
28 GW 4, 477.
29 Vgl. Karlludwig Rintelen, Arbeiterführer und Reichsleitung vor und bei Inszenierung

des Ersten Weltkrieges. In: Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung, 33. Jg.
(1991), Heft 6, S. 723-735; ders., Links blinken und rechts abbiegen. In Sebastian
Haffner, Stephan Hermlin, Kurt Tucholsky u. a., Zwecklegenden. Die SPD und das
Scheitern der Arbeiterbewegung, Berlin 1996, S. 57-75.
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;e Vorstellung des 32-seitigen DIN A5-Fragments aus 1918 mit Eiörterun-
;en zur Überwindung der ökonomisch-politischen Nachkriegskrise - «Aus
Jledem nur ein Ausweg: Sozialismus» - unter starker Betonung der Nationa-
itätenfrage und von Problemen der Kolonien und der Demokratie; die um-
assende Auswertung der Briefe Rosa Luxemburgs.

7. Am wichtigsten aber ist dies: Rosa Luxemburg, die Autorin und alle
Menschen, die als Sozialisten den Kapitalismus zu analysieren, zu kritisieren
ind mithin zu erkennen gelernt haben, haben auch aus dieser Erkenntnis her-
.us an einer Überwindung der kapitalistischen Gesellschaft das lebhafteste
'nteresse. Dieses Interesse spiegelt sich in zahllosen Äußerungen Rosa Luxem-
>urgs wider, so z. B. auch in der Verteidigungsrede vom 20. Februar 1914
ror der Zweiten Strafkammer des Landgerichts Frankfurt am Main, vor der
ie sich wegen angeblicher Aufforderung zum Ungehorsam gegen Gesetze
rerantworten mußte. Peter Nettl, druckt die Rede [fast] vollständig ab, wor-
.uf die Autorin beifällig hinweist. Auch sie zitiert wichtige Passagen aus die-
er, wie sie schreibt, «brillanten» Rede.

Ihren Richtern sagt Rosa Luxemburg ins Gesicht, deren nur «formale Bil-
lung» und «soziale Klassenzugehörigkeit» mache es ihnen unmöglich, die so-
ialdemokratische Weltanschaung in ihrer «ganzen Kompliziertheit, wissen-
chaftlichen Feinheit und historischen Tiefe» zu begreifen. Auf der Grundlage
lieser «harmonischen, geschlossenen, wissenschaftlich fundierten Weltan-
chauung» bekämpfe die Sozialdemokratie den in Preußen-Deutschland gras-
ierenden Chauvinismus und Militarismus, den «Kadavergehorsam der Sol-
laten» als «Fundament der Staatsmacht, den Krieg als «eine barbarische, tief
insittliche, reaktionäre und volksfeindliche Erscheinung». Massenstreiks seien
ine «Etappe des Klassenkampfes», die dem Zweck dienten, die Arbeiter auf
rire historische Aufgabe vorzubereiten, als «disziplinierte [...] Volksmasse» die
icutigen Verhältnisse umzuwerfen.30

Nimmt man bisher zitierte Textstellen hinzu, dann ergibt sich ein nahezu
•ollständiges Bild der politisch-ökonomisch-ethischen Weltanschauung Rosa
-uxemburgs: Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit, zwischen privater Anei-
Ttng der Arbeitsergebnisse und gesellschaftlichem Charakter der Produktion; ka-
ntalistischer Imperialismus als Serie herodischer Massenmorde und als Katastro-
>he in Dauerform; Klassenkampf zur Überwindung von Imperialismus und Ka-
ntalsherrschaft; Übergang zur sozialistischen Produktionsweise oder Untergang
ler Kultur. Berücksichtigt man die diesen Auffassungen zugrunde liegende
Dntologie und Anthropologie, dann ergibt sich, daß Rosa Luxemburgs Welt-
nschauung eine in Widersprüchen voranschreitende Weltentwicklung wider-
piegelt, in deren Rahmen die Menschheit kämpfend zu einem humanen So-
ialismus hinaufsteigen oder hinabstürzen kann in die Barbarei. Diese von ihr

1 Netd, S. 467-472; La 96, S. 442 ff.
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so genannte «wissenschaftlich fundierte Weltanschauung» ist durch Abgründe
getrennt von den Lügen oder Illusionen <bürgerlich>-mehrheitssozialderno-
kratischer Gesellschafts- und Weltsicht. Sie ist also, als atheistisch-materia-
listische Weltanschauung, weit entfernt von Ideologien, die die materielle
Grundstruktur der Welt und die antagonistische Klassenstruktur der Gesell-
schaft bestreiten.

Es gehört zu den größten Verdiensten der Autorin, daß sie in ihrer neuen
Luxemburg-Biographie dieses Welt-, Gesellschafts- und Geschichtsbild aus
dem untergegangenen Realsozialismus - TROTZ ALLEDEM! - hinüberrettet in
eine wahrscheinlich relativ lange währende Phase kapitalistischen Triumphs.
Und zwar ohne Pathos und propagandistisches Getön einfach auch dadurch,
daß sie Rosa Luxemburg immer und immer wieder zu Wort kommen läßt.
Dabei gelingt es ihr, durch sachgerechte Einordnung und aufklärende Erläu-
terung diesem Wort erneut Wirkung und Geltung zu verschaffen.
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Mitteilungen

Ein Topos-Leserlnnen-Kreis soll in Hamburg organisiert werden. Interessen-
ten wenden sich bitte an Frau Monika Balzer, Curtiusweg 4, 20535 Ham-
burg, Telefon und Fax: 040/219 50 04.

Die Topos-Redaktion bietet folgende Theorieveranstaltungen an:

Dr. Werner Seppmann: Postmoderne als Krisenideologie

Zur inhaltlichen Orientierung beachten Sie bitte Dr. Seppmanns Beitrag im
Topos-Heft <Aufldärung>, an dem sein Vortrag orientiert ist.

Dr. Thomas Schröder: Die Bedeutung der Aufklärung für eine Kritik
am Hegel-Marxismus. Zur Aktualität von Werner Krauss

Dr. Schröder legt Werner Krauss' Überlegung eines Vorrangs der französi-
schen Aufklärungsphilosophie vor dem Klassischen Deutschen Idealismus als
eigentliche Grundlage für Marx' philosophische Denkweise offen.

Andreas Hüllinghorst: Einführung in die Widerspiegelungstheorie

Gelesen und interpretiert werden soll der Artikel Das Widerspiegelungstheorem
von Hans Heinz Holz aus dem Buch Dialektik als offenes System.




